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Vorbemerkung

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Schulstruktur in Nordrhein-Westfalen vom
25. Oktober 2011 (6. Schulrechtsinderungsgesetz) hat der Landesgesetzgeber die
,Gemeinsamen Leitlinien von CDU, SPD und Biindnis 90/DIE GRUNEN fiir die Gestaltung des
Schulsystems in Nordrhein-Westfalen” (Schulpolitischer Konsens) vom 19. Juli 2011 umgesetzt.

Durch die Gesetzesnovelle wurden insbesondere die Sekundarschule als neue Regelschulform
verankert (§ 17a Schulgesetz NRW) wund die Bestimmungen zu interkommunalen
Abstimmungsprozessen auf dem Gebiet der Schulentwicklungsplanung gedndert (§ 80 Absatz 2
Schulgesetz NRW). Planende Schultriager sind verpflichtet, benachbarte Schultrager bzw.
Gemeinden rechtzeitig anzuhdren, die durch die Planungen in ihren Rechten betroffen sein
konnen. Als neues Instrument zur Beilegung von Konflikten lber die Schulentwicklungsplanung
wurde das Moderationsverfahren gesetzlich etabliert.

GemaR Artikel 3 des vorgenannten Sechsten Schulrechtsianderungsgesetzes uberprift die
Landesregierung die Auswirkungen der Einfiihrung der Sekundarschule und der neuen
Regelungen zur Gemeindegrenzen (berschreitenden Schulentwicklungsplanung gemdf § 80
[Schulgesetz NRW] und unterrichtet den Landtag bis zum 31. Dezember 2016 liber das Ergebnis.

Mit Vorlage des ,Berichtes zu den Auswirkungen des Gesetzes zur Weiterentwicklung der
Schulstruktur in Nordrhein-Westfalen” wird dieser Berichtspflicht nun entsprochen. In Teilen ist
der Berichtsauftrag inhaltlich bereits durch die vorangegangene Berichterstattung erfullt:

Auf Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion von BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN vom 11. Juni
2013 (Drucksache 16/3224) hatte der Landtag die Landesregierung aufgefordert nach zwei
Jahren Schulkonsens eine erste Bilanz zu ziehen und dem Landtag einen Bericht lber die
Entwicklungen im Bereich der Sekundarstufe | vorzulegen. Dem ist die Landesregierung mit
Vorlage des Berichtes ,Zwei Jahre Schulkonsens” (Vorlage 16/1884) am 7. Mai 2014
nachgekommen.

Bereits im Rahmen dieses Berichtes wurde dargelegt, dass der ,Schulpolitische Konsens”
innerhalb weniger Jahre zu umfassenden und nachhaltigen Veranderungen in der nordrhein-
westfalischen Schullandschaft gefiihrt hat. Dazu wurden die strukturellen Veranderungen und
die Entwicklung der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens fur die Schuljahre 2011/2012
bis 2014/2015 (Prognose) umfassend analysiert. Insbesondere die bis dahin erfolgten
Sekundarschulerrichtungen wurden detailliert z.B. hinsichtlich SchulgroBe, Verteilung auf die
Regierungsbezirke und Organisationsform ausgewertet. Eine Darstellung der Entwicklung der
Schilerzahlen und der Zahl der (auslaufenden) Schulen erfolgte ebenfalls fiir den angegebenen
Zeitraum.

Auf Antrag der Fraktion der CDU vom 11. Mai 2015 hat das Ministerium fir Schule und
Weiterbildung auch noch einmal gesondert zu dem ,Sachstand zu den auslaufenden Schulen in
Nordrhein-Westfalen“ am 10. Juni 2015 berichtet (Vorlage 16/3000).
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Daher wird fur die Entwicklungen bis einschlieRlich zum Schuljahr 2014/2015 auf die
Darstellungen in den vorgenannten Berichten verwiesen. Nur soweit die Erfillung des
Berichtsauftrags des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes dies erfordert — und soweit es
moglich ist — werden Teile dieser Berichte nachfolgend bis einschlieBlich zum Schuljahr
2016/2017 fortgeschrieben. Zur Sicherstellung der Kontinuitdt wird dabei auf den schon beim
Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” verwendeten methodischen Ansatz zur Auswertung und
Darstellung der Daten zuriickgegriffen.

Der nachfolgende Bericht besteht aufgrund der Formulierung der gesetzlichen Berichtspflicht
aus zwei Teilen:

1. Darstellung der Folgen der Einfiihrung der Sekundarschule
2. Evaluation der Gesetzesanderungen zu gemeindeiibergreifenden Abstimmungsprozessen.

Angesichts der Vielzahl von Gesamtschulerrichtungen seit dem Inkrafttreten des Sechsten
Schulrechtsanderungsgesetzes ist es sinnvoll, die Folgen der Einfiihrung der Sekundarschule
nicht isoliert zu betrachten, sondern wie schon im Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” eine
Gesamtschau unter Einbezug der Entwicklungen bei den Gesamtschulen und den verbleibenden
Schulen im Schulversuch ,Lingeres gemeinsames Lernen — Gemeinschaftsschule” als Schulen
des lingeren gemeinsamen Lernens vorzunehmen.’

Die Ergebnisse des Berichtes ,,Zwei Jahre Schulkonsens” zur interkommunalen Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Schulentwicklungsplanung und bei der Errichtung und Fortfliihrung von
Schulen wurden intensiv, u.a. in der Bildungskonferenz des Landes Nordrhein-Westfalen,
diskutiert. Die Resultate dieser ab dem Jahr 2014 gestalteten Diskussionsprozesse sind Teil der
hier vorgenommenen Evaluation der mit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz in § 80
Schulgesetz NRW vorgenommenen Anderungen.

Die gemal Artikel 2 Absatz 3 des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes bestehende weitere
Berichtspflicht liber die Arbeit der Gemeinschaftsschulen wird aufgrund der vornehmlich
padagogischen Schwerpunktsetzung gesondert erfiillt.

! Schulen im Schulversuch PRIMUS sind nicht Gegenstand dieses Berichtes.

|
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Erster Teil: Auswirkungen der Einfiihrung der Sekundarschule

Eine Einschdtzung der Folgen der schulstrukturellen Veranderungen seit dem Sechsten
Schulrechtsanderungsgesetz erfordert eine Gesamtbetrachtung der Entwicklungen der
Schullandschaft im Bereich der Sekundarstufe | in Nordrhein-Westfalen. Bei einem aufgrund des
demografischen Wandels vielerorts sinkenden Schiileraufkommen bedeutet eine Ausweitung
der Kapazitaten an Schulangeboten des langeren gemeinsamen Lernens spiegelbildlich den
Wegfall von Schulpldatzen bzw. Schulen des gegliederten Systems. Im Folgenden werden daher
nach einer Darstellung der Entwicklung der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens die
Folgewirkungen auf die Schullandschaft durch einen Abgleich mit der Entwicklung der
offentlichen Schulen insgesamt - insbesondere der auslaufenden Schulen - und der
Schiilerzahlentwicklung ermittelt. Eventuell gegenlaufige zuwanderungsbedingte Effekte konnen
im Rahmen des Berichtes noch nicht eingeschatzt werden.

Datenquelle fiir die Ausfiihrungen und Darstellungen bis einschlieBlich zum Schuljahr 2015/2016
sind, soweit nicht anders angegeben, die Amtlichen Schuldaten. Gesicherte Daten zum Schuljahr
2016/2017 werden der Landesregierung erst nach Auswertung der Amtlichen Schuldaten zu
Beginn des Jahres 2017 vorliegen. Soweit nachfolgend Aussagen hierzu getroffen werden, sind
diese daher als vorlaufig zu verstehen. Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich nur dort auch
auf Schulen in freier Tragerschaft (Ersatzschulen), wo dies ausdriicklich ausgewiesen ist.

1 Entwicklung der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens

Bereits im Rahmen des Berichtes ,Zwei Jahre Schulkonsens” wurde dargestellt, dass sich die
Anzahl der offentlichen und privaten Schulen des lingeren gemeinsamen Lernens seit dem
Schulpolitischen Konsens im Jahr 2011 bis zum Schuljahr 2014/2015 stark erhéht, im Vergleich
zum Stand des Schuljahres 2003/2004 nahezu verdoppelt hatte. Die grundsatzliche Entwicklung
hat sich bis zum Schuljahr 2016/2017, wenn auch deutlich abgeschwacht, fortgesetzt.

Entwicklung der Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens gesamt
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Abbildung 1.1: Gesamtentwicklung Schulen des langeren gemeinsamen Lernens
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Die Zahl der Sekundarschulen hat sich in den letzten beiden Jahren nur noch geringfligig erhoht.
Dies ist neben der Ricklaufigkeit bei den Errichtungen auch darauf zuriickzufiihren, dass die
kommunalen Schultrager bei insgesamt funf 6ffentlichen Sekundarschulen zwischenzeitlich eine
Anderung der Schulform in eine Gesamtschule beschlossen haben. Entsprechend ist die Anzahl
an Gesamtschulen etwas starker angestiegen. Bei den Gemeinschaftsschulen ist im gleichen
Zeitraum ein weiterer Riickgang um zwei Schulen (von urspriinglich 12 auf nun 8 Schulen) zu
verzeichnen. Dies bedeutet, dass nach der Anderung von zwei Gemeinschaftsschulen in eine
Gesamtschule im Jahr 2014 nun zwei weitere Schultrager nicht den durch das Sechste
Schulrechtsianderungsgesetz gewahrten Bestandsschutz fir diese Schulen im Schulversuch
ausgeschopft, sondern vorzeitig die Anderung der Schulform in eine Gesamt- oder
Sekundarschule beschlossen haben (siehe ausfiihrlich Ziffer 1.4.2). Noch deutlicher erkennbar
werden die beschriebenen Entwicklungen bei einer Konzentration des Betrachtungszeitraums
auf die Schuljahre nach dem Schulpolitischen Konsens (2011):

Entwicklung der Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens seit 2010/2011
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Abbildung 1.2: Gesamtentwicklung Schulen des lingeren gemeinsamen Lernens ab 2010/2011

Der Riickgang bei den Schulerrichtungen seit dem Schuljahr 2014/2015 deutet darauf hin, dass
sich der Handlungsdruck zu schulorganisatorischen Veranderungen gegenwartig bei den
Schultragern vermindert hat.

Moglicherweise ist durch die Vielzahl an Neuerrichtungen seit dem Jahr 2011 ein erster
schulentwicklungsplanerischer Sattigungseffekt eingetreten. Schultrager, bei denen dringender
Handlungsbedarf bestand, haben die erweiterten Moglichkeiten unverziiglich genutzt.

Im Vergleich zu dem Zeitraum vor dem Schulpolitischen Konsens, in welchem die Zahl der
Schulen des langeren gemeinsamen Lernens (hier: Gesamtschulen) weitestgehend stagnierte,
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besteht jedoch gegenwartig immer noch ein kontinuierlicher jahrlicher Zuwachs. Es bleibt
abzuwarten, ob sich diese Entwicklung in den Folgejahren fortsetzen wird.

Die nach Schuljahren und Schulformen differenzierte Gesamtzahl der Neuerrichtungen von
offentlichen Schulen und privaten Ersatzschulen des langeren gemeinsamen Lernens seit dem
Schulpolitischen Konsens ist in der nachfolgenden Tabelle auf Basis der Beobachtung der
Errichtungsprozesse bis zum Schuljahr 2016/2017 fortgeschrieben:

Schulform errichtet | Anzahl 6ffentliche Schulen und private Ersatzschulen
2011/ | 2012/ 2013/ | 2014/ | 2015/ | 2016/
2012 2013 2014 2015 2016 2017
Sekundarschule - 42 84 109 114 117
2012 - 42 42 42 41 40
2013 - - 42 42 40 40
2014 - - - 25 25 24
2015 8 8
2016 5
Gemeinschaftsschule 12 12 12 10 10 8
2011 12 12 12 10 10 8
Gesamtschule 232 252 281 306 314 327
bis 2011 232 232 231 231 231 231
2012 - 20 20 20 20 20
2013 - - 30 30 30 30
2014 - - - 25 25 25
2015 8 8
2016 13

Tabelle 1.1: Entwicklung der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens 2011 - 2016

Der Riickgang bei den 2012, 2013 und 2014 errichteten Sekundarschulen ist, wie vorstehend
bereits erwahnt, auf Schulformanderungen in eine Gesamtschule zuriickzufiihren. Im Bereich
der offentlichen Schulen des gegliederten Systems wurden in den letzten beiden Jahren
(2014/2015; 2015/2016) lediglich zwei Gymnasien errichtet.

Die Auswertung der Errichtungsprozesse fiir Schulen des langeren gemeinsamen Lernens im
Hinblick auf die Schultragerschaft fir die Schuljahre 2015/2016 und 2016/2017 bestatigt die
Ergebnisse aus dem Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens”: Die weit liberwiegende Anzahl der
Schulen wird in 6ffentlicher Tragerschaft gefihrt.

Wie aus den nachfolgenden Ubersichten fiir die Gesamtschule und die Sekundarschule
ersichtlich, ist der Anteil von Schulen in freier Tragerschaft (Ersatzschulen) bei den Schulen des
langeren gemeinsamen Lernens nur geringfligig gestiegen. Bei den Gesamtschulen betragt der
Anteil an Schulen in freier Tragerschaft im Schuljahr 2016/2017 voraussichtlich etwa 9,5 %
(2014/2015: 8,8 %). Bei den Sekundarschulen erhoht sich der Privatschulanteil prognostisch im
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Schuljahr 2016/2017 leicht auf 8,5 % (2014/2015: 8,3 %). Angesichts der relativ geringen Zahl an
neuen Errichtungen sind diese Veranderungen jedoch wenig bedeutsam.

Offentliche und private Gesamtschulen
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Abbildung 1.3: Schultragereigenschaft Gesamtschulen

Zu den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017 wurde insgesamt lediglich eine weitere
Sekundarschule in freier Tragerschaft im Regierungsbezirk Arnsberg errichtet. Im gleichen

Zeitraum wurden insgesamt vier Gesamtschulen in freier Tragerschaft errichtet, je eine in den
Regierungsbezirken Detmold, Diisseldorf, K6In und Minster.

Offentliche und private Sekundarschulen
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Abbildung 1.4: Schultragereigenschaft Sekundarschulen
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1.1  Schiilerzahlentwicklung an Schulen des langeren gemeinsamen Lernens
Die Fortschreibung der Analyse der Entwicklung der Schiilerzahlen in der Sekundarstufe | basiert
auf den Amtlichen Schuldaten. Eine Aussage fiir das Schuljahr 2016/2017 kann daher noch nicht
getroffen werden. Wie aufgrund der weiteren Schulerrichtungen und des — auch gegenwartig
noch nicht abgeschlossenen — jahrgangsweisen Aufwuchsprozesses der seit dem Schuljahr
2011/2012 errichteten Schulen zu erwarten, hat sich die Gesamtzahl der Schiilerinnen und
Schiiler, die eine Schule des langeren gemeinsamen Lernens in der Sekundarstufe | besuchen,
auch in den letzten beiden Schuljahren erhoht. Die Schilerzahlentwicklung (absolut) bei den
weiterfiihrenden allgemeinbildenden Schulen nach Schulformen und Schuljahren ist der
untenstehenden Tabelle zu entnehmen. Fur eine starker ausdifferenzierte Darstellung nach
Schiilerzahlen an 6ffentlichen und privaten Schulen siehe Anlage 1.

Schulform Schiilerinnen/Schiiler
(6ffentliche Schulen und Ersatzschulen, Sek. 1)
insgesamt
2011/12 2012/13 » 2013/14 | 2014/15 2015/16
Hauptschule 175.349 | 159.118 | 139.597 119.192 103.475
Realschule 308.860 | 298.907 | 281.947 263.140 248.542
Sekundarschule? - 5.342 15.951 29.192 38.831
Gemeinschaftsschule ‘ 1.154 2.263 3.384 3.855 4.779
Gesamtschule 193.520 | 196.654 | 203.972 214.672 227.194
Gymnasium 339.790 | 334.404 | 331.493 326.581 324937
Gesamtergebnis 1.018.673 | 996.688 | 976.344 956.632 947.758
im Jahrgang 5
2011/12 | 2012/13 | 2013/14 | 2014/15 | 2015/16
Hauptschule 19.096 14.088 10.638 7.984 7.891
Realschule 48.760 40.909 37.177 32.877 34.284
Sekundarschule - 4.408 8.772 10.198 10.529
Gemeinschaftsschule 1.154 1.082 1.081 886 851
Gesamtschule 32.717| 34.838| 39.152|  41.355 42.588
Gymnasium 69.600 | 66.853 | 67.970 64.507 66.035
Gesamtergebnis 171.327 | 162.178 | 164.790 157.807 162.218

Tabelle 1.2: Schiilerzahlentwicklung nach Schulformen Sekundarstufe |

Bei einer im Berichtszeitraum kontinuierlich sinkenden Schiilerzahl insgesamt hat sich somit der
Anteil der Schiilerinnen und Schiiler an Schulen des langeren gemeinsamen Lernens vergroRert.
Im Schuljahr 2015/2016 besuchte bereits fast ein Viertel der Schilerinnen und Schiiler (24 %)
eine Gesamtschule. Diese Schulform liegt damit nahezu gleichauf mit der Realschule (26 %),

2 Die ausgewiesene Schiilerzahl bei den Sekundarschulen enthalt auch die Schiilerinnen und Schiiler der
ehemaligen organisatorischen Zusammenschliisse von Schulen (,Verbundschulen”), die nach der
Anderung in eine Sekundarschule ihren begonnenen Bildungsgang der Haupt- oder Realschule beenden.
Zur Entwicklung der Verbundschulen siehe Ziffer 1.4
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deren Schiilerzahl aufgrund der Schulauflésungen im Zusammenhang mit der Errichtung von
Schulen des langeren gemeinsamen Lernens erwartungsgemall weiter gesunken ist. Mit den
Schiileranteilen der Sekundarschule und der Gemeinschaftsschule (insgesamt 4,6 %) betragt der
Gesamtanteil der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens an der Schiilerzahl nun 28,6 %.

Die Zahl der Schilerinnen und Schiiler, die eine 6ffentliche oder private Hauptschule besuchen,
hat sich seit dem Schuljahr 2013/2014 noch einmal signifikant verringert. Die Schiilerzahlen fur
die Schulform Gymnasium sind hingegen weitestgehend konstant geblieben. Fiir das Schuljahr
2015/2016 sind die Anteile der Schulformen an den Schiilerzahlen in nachfolgender Ubersicht

zusammenfassend dargestellt:

Schilerzahlen nach Schulformen 2015/2016

11%

B Hauptschule
26% mRealschule
B Sekundarschule
Gemeinschaftsschule
B Gesamtschule

Gymnasium

24%

Abbildung 1.5: Verteilung der Schiilerinnen und Schiiler insgesamt auf die Schulformen, Sek. |

Die Analyse der Verteilung der Schilerinnen und Schiiler auf die verschiedenen Schulformen
ausschlieBlich in den Klassen 5 (Eingangsklassen) des Schuljahres 2015/2016 ermoglicht eine
genauere Einschatzung des gegenwartigen Schulwahlverhaltens. Auslaufende Schulen, die
Eingangsklassen nicht mehr bilden, bleiben dabei ebenso auRer Betracht wie der noch nicht
vollstandige Ausbaustand der neu errichteten Schulen. Die fiir das Schuljahr 2013/2014 im
Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” (siehe dort Abbildung 3.5) angegebenen Ubergangsquoten
fur die einzelnen Schulformen haben sich nur geringfiigig verandert, so dass das
Ubergangsverhalten gegenwirtig als weitestgehend stabil angesehen werden kann.

Deutlich erkennbar ist auch weiterhin der Schiilerriickgang bei der Schulform Hauptschule.
Wahrend immerhin noch etwa 11 % der Schiilerinnen und Schiiler insgesamt im Schuljahr
2015/2016 eine Hauptschule besuchten, verringert sich dieser Anteil bei Betrachtung nur der
Eingangsklassen auf etwa 5 % (7.891). Der Anteil der Schilerinnen und Schiler in
Eingangsklassen der Realschulen bleibt mit 21 % (34.284) ebenfalls hinter dem Anteil dieser
Schulform an den Schiilerzahlen insgesamt (26 %) zurtick.
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Wie schon im Schuljahr 2013/2014 besuchen etwa 41 % des Jahrgangs (66.035) die
Eingangsklassen der Gymnasien. Die Schulen des langeren gemeinsamen Lernens beschulen in
den Eingangsklassen mittlerweile etwa ein Drittel des gesamten Jahrgangs (2013/2014: 30 %).
Von dieser Gruppe besuchen 79 % eine Gesamtschule. Die Verteilung der Anteile zwischen den
Schulformen des langeren gemeinsamen Lernens hat sich damit im Vergleich zum Schuljahr
2013/2014 (Gesamtschule 80 %) nicht deutlich verandert.

Schulerzahlen 2015/2016 - Klasse 5
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Abbildung 1.6: Verteilung der Schiilerinnen und Schiiler der Eingangsklassen auf die Schulformen

Die Aktualisierung der Schiilerzahlentwicklung um die Schuljahre 2014/2015 und 2015/2016
bestatigt weitgehend die bereits im Bericht ,,Zwei Jahre Schulkonsens” getroffenen Aussagen. Zu
berucksichtigen ist bei der Bewertung der folgenden Ausfiihrungen, dass die Zahl der
Schilerinnen und Schiiler insgesamt in den Eingangsklassen im Schuljahr 2015/2016 gegentiber
dem Vorjahr und dem allgemeinen Trend sinkender Schiilerzahlen etwas erhéht war.

Die Zahl der Funftklassler in den Hauptschulen ist weiter abgesunken. Sie erreicht nur noch etwa
41 % des Wertes aus dem Schuljahr 2011/2012, ist aber im Schuljahr 2015/2016 gegeniiber dem
Vorjahr konstant geblieben. Dies dirfte auf die insgesamt ricklaufigen strukturellen
Veranderungen der Schullandschaft und die hohere Zahl der Schilerinnen und Schiiler in den
Eingangsklassen insgesamt zurlickzufiihren sein.

Im Schuljahr 2014/2015 hat die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in Eingangsklassen der neuen
Schulform Sekundarschule (10.198) erstmals die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in den
Eingangsklassen der Hauptschule (7.984) Uberschritten. Auch hier ergeben sich fiir das Schuljahr
2015/2016 gegenliber dem Vorjahreswert keine deutlichen Veranderungen. Die fiinften Klassen
der 114 Sekundarschulen wurden durchschnittlich von 92 Kindern pro Schule besucht. Das
entspricht nicht ganz einer durchschnittlichen Vierzigigkeit. Die 189 Hauptschulen, die zum
Schuljahr 2015/2016 als nicht auslaufend gefiihrt wurden, verfigten hingegen nur uber jeweils
durchschnittlich 42 Kinder in den fiinften Klassen.
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Die Zahl der Funftklassler in den Schulen des langeren gemeinsamen Lernens insgesamt ist
weiterhin deutlich (damit seit dem Schuljahr 2011/2012 um ca. 60 %) gestiegen. Seit dem
Schuljahr 2013/2014 werden in den Eingangsklassen der Schulen des langeren gemeinsamen
Lernens mehr Kinder beschult als in den Schulformen Hauptschule und Realschule
zusammengerechnet. Im Schuljahr 2015/2016 ubertraf die Anzahl der Kinder in den
Eingangsklassen der Gesamtschule alleine (42.588) knapp die Anzahl der Schiilerinnen und
Schiiler in den flnften Klassen der Hauptschulen und Realschulen (42.175). Durchschnittlich
wurden die Eingangsklassen der 314 Gesamtschulen von etwa 136 Kindern pro Schule besucht.

Die Schiilerzahlen in den Eingangsklassen der Schulform Gymnasium sind seit dem Schuljahr
2011/2012 nur geringfiigig gesunken. Der u.a. aufgrund der Schulauflésungen bis zum Schuljahr
2014/2015 anhaltende deutliche Riickgang bei den Schiilerinnen und Schiilern in den fiinften
Klassen der Realschulen hat sich im Schuljahr 2015/2016 nicht fortgesetzt. Gegeniliber dem
Vorjahr lag sogar eine Steigerung der Schiilerzahlen in den Eingangsklassen der Realschulen vor.
Dies ist sicherlich teilweise auf die etwas erhohte Schiilerzahl insgesamt in diesem Jahrgang
zuriickzufihren, verdeutlicht aber auch eine weiterhin stabile Nachfrage nach den fortgefiihrten
Realschulangeboten.

Insgesamt hat sich die Prognose aus dem Bericht ,,Zwei Jahre Schulkonsens®, dass sich aufgrund
der Errichtung weiterer Gesamtschulen und Sekundarschulen bei gleichzeitigem Auslaufen von
Hauptschulen und Realschulen die dort bis 2013/2014 skizzierte Tendenz in den nachsten Jahren
fortsetzen wird, — wenn auch in abgeschwachter Form — bisher bestatigt.
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Abbildung 1.7: Schiilerzahlentwicklung Eingangsklassen nach Schulformen
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1.2  Entwicklung der 6ffentlichen Sekundarschulen

Die nachfolgende Darstellung umfasst die Entwicklungen der mit dem Sechsten
Schulrechtsanderungsgesetz eingefiihrten Schulform Sekundarschule nach dem Schuljahr
2014/2015. Zusammen mit den Ausfiihrungen im Bericht ,,Zwei Jahre Schulkonsens” ergibt sich
somit ein Entwicklungsbericht Giber den gesamten Zeitraum (funf Genehmigungsjahrgange) seit
dem Schulpolitischen Konsens 2011.

Angesichts der ricklaufigen Zahl von Errichtungen neuer Sekundarschulen werden die
Entwicklungen bei den neuen Schulen zu den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017
zusammenfassend erlautert. Beriicksichtigt als ,neue Sekundarschulen” sind auch Anderungen
der Schulform von Verbundschulen oder Gemeinschaftsschulen in Sekundarschulen.

Im Anschluss erfolgt eine Auswertung der Daten aus allen fiinf Genehmigungsjahrgangen und
eine zusammenfassende Darstellung hinsichtlich der aktuellen SchulgréRen (Parallelklassen pro
Jahrgang) der Sekundarschulen, ihrer Verteilung auf die Regierungsbezirke, der gewahlten
Organisationsformen sowie Standortmodelle und der Einrichtung Gemeinsamen Lernens. Die
Daten beruhen auf einer Abfrage bei den oberen Schulaufsichtsbehérden zum 1. Juli 2016.

1.2.1 Genehmigungvon Sekundarschulen zu den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017

Mit einer Gesamtzahl von elf beantragten Genehmigungen fiir 6ffentliche Sekundarschulen (10
Errichtungen, eine Anderung der Schulform) war der Antragsstand zum Schuljahr 2015/2016
gegeniliber dem Vorjahr (32 Antrage) bereits deutlich riicklaufig. Drei der genehmigten Schulen
konnten aufgrund von zu geringen Anmeldezahlen nicht errichtet werden. In einem weiteren
Fall konnte das gewlinschte Standortmodell (zweiziigiger vertikaler Teilstandort) wegen zu
geringer Anmeldezahlen fiir den Teilstandort nicht umgesetzt werden.

Die acht neuen Sekundarschulen zum Schuljahr 2015/2016 werden alle ohne Teilstandorte
gefiihrt. Sie verteilen sich wie folgt auf die Regierungsbezirke: Munster (3), Arnsberg (2), Koln
(2), Dusseldorf (1). Finf Schulen verfiigen uber eine genehmigte SchulgroRe von drei
Parallelklassen pro Jahrgang, drei Schulen sind vierziigig genehmigt. Bis auf eine Ausnahme
(integrierte Organisationsform) werden die Sekundarschulen ab der Klasse 7 in teilintegrierter
Organisationsform gefiihrt.

Zum Schuljahr 2016/2017 hat sich der Antragsstand erneut verringert. Bei den vier Antragen zur
Genehmigung neuer offentlicher Sekundarschulen handelte es sich lediglich in einem Fall um
eine Neuerrichtung. Die iibrigen Fille betrafen die Anderung von Verbundschulen (2) und
erstmalig auch die Anderung einer Gemeinschaftsschule in eine Sekundarschule. Die Errichtung
bzw. Anderung ist in allen vier Fillen gelungen. Drei der neuen Schulen verfiigen liber einen
Standort und werden in teilintegrierter Organisationsform ab Klasse 7 mit drei (2) bzw. vier (1)
Zugen gefiihrt. Eine der Schulen verfugt Uber einen vertikalen zweiziigigen Teilstandort in einer
Nachbargemeinde (interkommunale Zusammenarbeit). Sie wird ab Klasse 7 in kooperativer
Form mit zwei Bildungsgangen gefiihrt und hat eine SchulgroRe von insgesamt finf
Parallelklassen pro Jahrgang.
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Den 12 neuen offentlichen Sekundarschulen in den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017
stehen im gleichen Zeitraum folgende fiinf Anderungen der Schulform von Sekundarschulen in
Gesamtschulen gegenuber, durch welche sich die Gesamtzahl der Sekundarschulen
entsprechend verringert:

Errichtungsjahr Schultrager Anderung zum
2012 Gemeinde Jichen 01.08.2016
2012 Stadt Lohmar 01.08.2015
2013 Stadt Dusseldorf 01.08.2015
2013 Stadt Mechernich 01.08.2015
2014 Stadt Biren 01.08.2016

Tabelle 1.3: Anderung der Schulform von Sekundarschulen

1.2.2 Gesamtentwicklung offentliche Sekundarschulen 2012 bis 2016

Aufgrund der ricklaufigen Entwicklung bei der Errichtung von Sekundarschulen haben sich bei
einer Betrachtung des gesamten Berichtszeitraums vielfach nur geringfligige Veranderungen bei
den im Rahmen des Berichtes ,Zwei Jahre Schulkonsens” untersuchten Aspekten ergeben. Die
dortigen Ubersichten zur landesweiten Verteilung der Schulform Sekundarschule, zu den
Standortmodellen, SchulgroBen und der Verteilung der Organisationsformen werden
nachfolgend unter Berlcksichtigung der Schulerrichtungen der letzten beiden Jahre mit dem
Sachstand 1. Juli 2016 aktualisiert.

Eventuell nach diesem Zeitpunkt vorgenommene schulorganisatorische MaRnahmen (z.B.
Zugigkeitsveranderungen) konnen in der Darstellung nicht berlicksichtigt werden.
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Abbildung 1.8: Verteilung Sekundarschulen insgesamt auf die Regierungsbezirke 2016/2017

Gegenliber dem Sachstand 2014/2015 hat sich die Verteilung der Schulform Sekundarschule auf
die Regierungsbezirke auch nach insgesamt fiinf Genehmigungsjahrgdngen nicht grundlegend
geandert. Im Schuljahr 2016/2017 befinden sich 50 % aller Sekundarschulen in den
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Regierungsbezirken Arnsberg (31 Schulen) und Miinster (23 Schulen). Auf den Regierungsbezirk
KoéIn entfallt weiterhin mit 16 Schulen (2014/2015: 15 Schulen) der geringste Anteil. Die Anzahl
der Sekundarschulen im Regierungsbezirk Detmold ist gleich geblieben und im Regierungsbezirk
Disseldorf durch Anderung der Schulform um eine Schule gesunken. Dadurch hat sich der Anteil
an der Gesamtverteilung der Sekundarschulen insgesamt in diesen beiden Regierungsbezirken
leicht verringert. Es kann bei einer Gesamtschau weiterhin von einer landesweit im
Wesentlichen gleichmaRigen Verteilung der Sekundarschulen gesprochen werden.

Die bisherige Einschatzung, dass sich die Sekundarschule als System mit drei bis vier
Parallelklassen pro Jahrgang etabliert hat, wird durch den Einbezug der Schulerrichtungen des
gesamten Berichtszeitraums und vereinzelter schulorganisatorischer MaRnahmen der
Schultrager zur nachtraglichen Anderung der SchulgroRe bestatigt. Der Anteil der vierziigigen
Schulen hat sich zulasten der dreiziigigen und funfzigigen Schulen leicht erhoéht. Insgesamt
werden im Schuljahr 2016/2017 nun 79 % der Sekundarschulen drei- oder vierziigig gefiihrt. Die
Bezirksregierungen haben berichtet, dass einige Schultrager wegen einer mehrfachen Unter-
oder Uberschreitung bereits aufgefordert wurden, eine Anpassung der SchulgréRen
vorzunehmen. Die funfziigigen Schulen umfassen auch sechs Schulen mit einem vertikalen
Teilstandort, so dass auch diese Schulen lediglich uber die fir das gewahlte Standortmodell
erforderliche MindestgroRe verfiigen. Weitere vier Schulen mit vertikalem Teilstandort werden
sechsziigig gefiihrt. Eine SchulgroBe von sechs Parallelklassen pro Jahrgang bei nur einem
Standort erreichen nur drei Schulen.

SchulgroRe Sekundarschulen gesamt

7
7%

B Drei Parallelklassen
pro Jahrgang

B Vier Parallelklassen
pro Jahrgang

Finf Parallelklassen
pro Jahrgang

H Sechs Parallelklassen
pro Jahrgang

Abbildung 1.9: Gesamtiibersicht SchulgroBen Sekundarschulen

Bei den Standortmodellen der 6ffentlichen Sekundarschulen ist der Schulbetrieb an nur einem
Standort auch weiterhin der deutlich Uberwiegende Regelfall (81 %). Der Anteil der
Sekundarschulen mit mehreren Standorten betragt im Schuljahr 2016/2017 insgesamt 19 %

|
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(21 Schulen). Es handelt sich dabei ausnahmslos um Modelle mit zwei Standorten, die entweder
horizontal (11) oder vertikal (10) gegliedert sind.

Gegeniiber dem Sachstand 2014/2015 (23 %) hat sich der Anteil an Sekundarschulen mit zwei
Standorten leicht verringert. Dies ist auch darauf zuriickzufiihren, dass zwei Schultrager die
Anderung ihrer Sekundarschulen mit zwei Standorten (eine Schule mit horizontaler Gliederung,
eine Schule mit vertikaler Gliederung) in eine Gesamtschule beschlossen haben. Weitere drei
Schultrager haben ihr Raumkonzept auf ein Modell mit nur einem Standort geandert, wodurch
bei drei Schulen horizontale Teilstandorte entfallen sind. Diesen MaBnahmen stehen nur eine
Anderung des Standortmodells auf zwei Standorte in horizontaler Gliederung und die
Genehmigung einer neuen Sekundarschule mit einem zweizligigen vertikalen Standort in einer
Nachbarkommune gegeniiber. Die Anzahl der Schulen mit vertikalen Teilstandorten, durch die
das schulische Angebot der Sekundarstufe | in einer Gemeinde gesichert wird (interkommunale
Zusammenarbeit), hat sich somit insgesamt nicht verandert.

Anzahl Standorte von Sekundarschulen
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Abbildung 1.10: Anzahl Standorte von Sekundarschulen 2016/2017

Ebenfalls keine wesentlichen Anderungen im Vergleich zum Schuljahr 2014/2015 ergeben sich
hinsichtlich der Verteilung der Organisationsformen der 6ffentlichen Sekundarschulen.’ Auch
weiterhin wird die teilintegrierte Organisationsform mit 84 von 107 Schulen sehr deutlich
bevorzugt. Dies gilt insbesondere auch fiir die Schulen, die in den Schuljahren 2015/2016 (7 von
8) und 2016/2017 (3 von 4) neu ihren Betrieb aufgenommen haben. Die Zahl der auch ab Klasse
7 integriert arbeitenden Schulen ist trotz lediglich einer Neuerrichtung einer Sekundarschule mit
integrierter Organisationsform jedoch seit dem Schuljahr 2014/2015 von 18 auf 22 gestiegen.
Dies ist darauf zuriickzufuhren, dass bei insgesamt fiinf bestehenden Sekundarschulen die

® 2u den grundsatzlichen Gestaltungsmoglichkeiten siehe den Bericht ,,Zwei Jahre Schulkonsens” Ziffer 4.1
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Organisationsform nachtraglich von teilintegriert auf integriert geandert wurde.* In vier Fallen
handelte es sich dabei um Schulen, die in Mindestziigigkeit gefiihrt werden. Bei zwei der
Sekundarschulen, die in eine Gesamtschule geandert wurden, handelte es sich um Schulen mit
integrierter Organisationsform ab Klasse 7.

Weiterhin bestatigt hat sich auch die bisherige Einschatzung, dass die kooperativen
Organisationsformen mit zwei oder drei Bildungsgangen im Wesentlichen nicht nachgefragt
werden. In den letzten beiden Genehmigungsjahrgangen lag nur ein entsprechender Antrag vor.
Bei den 2014/2015 noch bestehenden zwei Schulen mit kooperativer Organisationsform mit
zwei Bildungsgingen erfolgte zum Schuljahr 2015/2016 in einem Fall eine Anderung der
Organisationsform zu teilintegriert, in dem anderen Fall eine Anderung der Schulform zu einer
Gesamtschule. Somit gab es zeitweise landesweit keine oOffentliche Sekundarschule mit
kooperativer Organisationsform mehr. Dies hat sich zum Schuljahr 2016/2017 mit Anderung
einer bestehenden Gemeinschaftsschule in eine kooperative Sekundarschule mit zwei
Bildungsgangen geandert. Hintergrund der Wahl dieser Organisationsform ist, dass aus Sicht der
Schule bereits erfolgreich erprobte Konzepte weitergefiihrt werden sollen und padagogische
Kontinuitat ermoglicht werden soll.
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Abbildung 1.11: Organisationsformen Sekundarschulen 2016/2017

Zum Stichtag 1. Juli 2016 sind mit nur einer Ausnahme - eine Sekundarschule in einem
Ballungsraum mit vielfaltigem Schulangebot — alle 6ffentlichen Sekundarschulen Schulen des

Gemeinsamen Lernens.

* Eine weitere derartige Anderung der Organisationsform wurde bereits durch einen Schultriger
beschlossen, entfaltet jedoch erst zum Schuljahr 2017/2018 Wirkung.
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1.3  Entwicklung der 6ffentlichen Gesamtschulen

Viele Schultrager haben sich seit dem Jahr 2011 dafiir entschieden, anstatt oder sogar neben der
Errichtung von Sekundarschulen kinftig Gesamtschulangebote fiir ihre gemeindeeigenen Kinder
vorzuhalten oder diese auszuweiten. Dies entspricht dem schon im Bericht ,Zwei Jahre
Schulkonsens” dargestellten Trend, dass Eltern fir lhre Kinder verstarkt Schulangebote wahlen,
die unmittelbar den Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife ermoglichen. Eine
Gesamtbewertung der Auswirkungen der schulstrukturellen Veranderungen seit dem
Schulpolitischen Konsens erfordert daher auch, die Entwicklungen bei den Gesamtschulen
einzubeziehen.

Analog zur Darstellung der Entwicklung bei den Sekundarschulen und unter Beriicksichtigung
der dort analysierten Parameter werden nachfolgend somit auch die Errichtungsprozesse bei
den Gesamtschulen zu den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017 ausgewertet. Im Anschluss
erfolgt eine Gesamtdarstellung fiir den Zeitraum seit 2011. Wo dies moglich ist, werden
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zu bzw. mit der Entwicklung der Sekundarschulen
herausgestellt. ‘

1.3.1 Genehmigung von Gesamtschulen zu den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017
Alle acht zum Schuljahr 2015/2016 genehmigten offentlichen Gesamtschulen, darunter funf
Neuerrichtungen und drei Anderungen der Schulform einer Sekundarschule, haben den
Schulbetrieb aufgenommen (Sekundarschulen: ebenfalls 8). Wie bei den Errichtungsvorhaben
fur Sekundarschulen war die Anzahl der Neuantrage im Vergleich zum Vorjahr, in dem noch 20
neue offentliche Gesamtschulen den Betrieb aufgenommen hatten, erkennbar ricklaufig.

Bis auf eine Ausnahme (Teilstandort in horizontaler Gliederung) werden diese Schulen an einem
Standort gefiihrt. In einem Fall konnte das bisherige Standortmodell der Sekundarschule mit
vertikaler Gliederung bei der Anderung in die Gesamtschule wegen zu geringer Anmeldungen
fir den Teilstandort nicht beibehalten werden. Die neuen Schulen befinden sich weitestgehend
in den Regierungsbezirken KoIn (4) und Disseldorf (3). Lediglich eine Gesamtschule wurde im
Regierungsbezirk Arnsberg errichtet. Mit einer SchulgroRe von vier (6 Schulen) bzw. finf (2
Schulen) Parallelklassen pro Jahrgang verfiigen die neuen Gesamtschulen Uber eine fir die
Schulform Gesamtschule eher unterdurchschnittliche SchulgréRe.

Entgegen der Entwicklung bei den Sekundarschulen ist die Zahl der neuen Gesamtschulen zum
Schuljahr 2016/2017 nicht erneut gesunken. Von den zehn genehmigten offentlichen
Gesamtschulen haben neun Schulen die fir eine erfolgreiche Errichtung (bzw.
Schulformanderung) erforderliche Mindestgr6Re im Anmeldeverfahren erreicht. Erstmalig
haben zu einem Schuljahr damit mehr neue Gesamtschulen als neue Sekundarschulen den
Betrieb aufgenommen. Unter diesen neun neuen Schulen befinden sich sechs Errichtungen und
drei Anderungen der Schulform (zwei Sekundarschulen, eine Gemeinschaftsschule).

Bei der Verteilung auf die Regierungsbezirke ergibt sich ein gegeniber dem Vorjahr
heterogeneres Bild. Die meisten Schulen wurden in den Regierungsbezirk Arnsberg (3) und
Dusseldorf (3) errichtet, zwei Schulen im Regierungsbezirk Miinster und eine im
Regierungsbezirk Detmold.
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Sieben der Schulen werden an einem Standort und zwei an zwei Standorten (je einmal
horizontale und vertikale Gliederung) gefiihrt. Die Schule mit einem Standortmodell in vertikaler
Gliederung verflgt Uber einen zweizligigen Standort in einer Nachbargemeinde und sichert dort
ein wohnortnahes Schulangebot der Sekundarstufe |. Im Rahmen der Errichtung dieses
Teilstandortes wurde dort die bisherige Verbundschule aufgelost. Von den neuen
Gesamtschulen zum Schuljahr 2016/2017 wurden sieben in Mindestziigigkeit (vier
Parallelklassen pro Jahrgang) genehmigt. Eine Schule wird fiinfziigig und eine sechsziigig (Modell
4+2) gefiihrt. Auch insoweit bestatigt sich die Tendenz zu eher kleinen Schulstandorten.

1.3.2 Gesamtentwicklung offentliche Gesamtschulen 2012 bis 2016

Mit 84 neuen oOffentlichen Gesamtschulen hat sich die Zahl der Gesamtschulen seit dem
Schulpolitischen Konsens deutlich erhoht. In der Folge ist dieses Schulangebot nun auch in
Regionen verfligbar, in denen bisher Schulangebote des langeren gemeinsamen Lernens nicht
vorgehalten wurden.

Die Verteilung der neuen Gesamtschulen mit Stand Schuljahr 2016/2017 auf die
Regierungsbezirke ist der nachfolgenden Ubersicht zu entnehmen:

Verteilung Regierungsbezirke gesamt
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Abbildung 1.12: Neu errichtete Gesamtschulen 2012/2013 bis 2016/2017 nach Bezirken

Die Verteilung nach fiinf Genehmigungsjahrgangen bestatigt die schon im Bericht ,Zwei Jahre
Schulkonsens” getroffenen Aussagen zum Schuljahr 2014/2015 und die dort aufgezeigten
Zusammenhange zwischen Neuerrichtungen und der regionalen Siedlungsstruktur. Auch
weiterhin konzentrieren sich die neuen Gesamtschulangebote mit 45 neuen Schulen (54 %) auf
die eher urban gepragten Regierungsbezirke Koln und Disseldorf. Aber auch in den
Regierungsbezirken Miinster (17) und Detmold (14) wurde das Gesamtschulangebot
betrachtlich ausgeweitet. Die geringste Anzahl neuer Gesamtschulangebote findet sich mit nur
achtSchulen im Regierungsbezirk Arnsberg.
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Damit ergeben sich erkennbare Unterschiede zur Schulform Sekundarschule, bei der — wie oben
dargestellt — eher eine Konzentration in den Regierungsbezirken Arnsberg und Miinster vorliegt.

Dass die Gesamtschule eine fiir urban gepragte Siedlungsstrukturen bevorzugte Schulform ist,
bestatigt auch eine Gesamtbetrachtung der 6ffentlichen Gesamtschulen unter Einbezug der vor
dem Schulpolitischen Konsens errichteten Schulen. insgesamt 56 % der Gesamtschulen
landesweit befinden sich in den Regierungsbezirken Dusseldorf (95) und Koéln (70). Mit 51
Schulen (17 %) verfligt der Regierungsbezirk Arnsberg, der in seinem nordwestlichen Teil
ebenfalls urban gepragt ist (Bochum, Dortmund, Hagen, Hamm etc.), iber den drittgroRten
Anteil. Die Regierungsbezirke Miinster (41) und Detmold (39) liegen nahezu gleichauf und
verfligen iiber den geringsten Gesamtschulanteil.

Bei der Betrachtung der Schulgr6Re der seit dem Schuljahr 2012/2013 errichteten
Gesamtschulen bestatigt sich die deutliche Tendenz zu einer vier- bis funfzligigen Ausgestaltung
der neuen Schulen. Gut die Halfte der neuen Gesamtschulen (43) wurde zum Stichtag 1. Juli
2016 in MindestgroRe gefiihrt, ein weiteres knappes Viertel (19 bzw. 23 %) verfiigte tiber finf
Parallelklassen pro Jahrgang. GroRe Schulsysteme mit sieben (5) oder acht (1) Parallelklassen
pro Jahrgang werden von den Schultragern nur in Ausnahmefallen errichtet. Die sechs groRten
Schulen befinden sich allerdings nicht in Ballungszentren.

SchulgroBe Gesamtschule gesamt
6?% 1%%

H Vier Parallelklassen
pro Jahrgang

B Fiinf Parallelklassen
pro Jahrgang
Sechs Parallelklassen
pro Jahrgang

H Sieben Parallelklassen
pro Jahrgang

B Acht Parallelklassen

43 pro Jahrgang
51%

Abbildung 1.13: Gesamtiibersicht Schulgr6Ren neue Gesamtschulen seit 2012/2013

Ebenso wie bei den Sekundarschulen ist auch an nahezu allen neuen Gesamtschulen bereits das
Gemeinsame Lernen eingerichtet. Lediglich bei zwei zum Schuljahr 2016/2017 errichteten
Schulen lag diese Einrichtung am 1. Juli 2016 noch nicht vor.
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Bei der Betrachtung der Standortmodelle der seit dem Schuljahr 2012/2013 errichteten
offentlichen Gesamtschulen ergibt sich hinsichtlich der Anzahl der Standorte zundchst ein
ahnliches Bild wie bei den Sekundarschulen. Auch bei den neuen Gesamtschulen verfiigt die
uberwiegende Mehrzahl der Schulen uber lediglich einen Standort (79 %; Sekundarschulen
81 %). Bei der Analyse der Schulen mit mehreren Standorten ergeben sich jedoch erkennbare
Unterschiede. Wahrend bei den Sekundarschulen knapp die Halfte der Schulen mit zwei
Standorten lber einen vertikalen Teilstandort zur Sicherung eines wohnortnahen
Schulangebotes in einer anderen Gemeinde verfigen, wird von dieser Moglichkeit bei der
Errichtung neuer Gesamtschulen weniger Gebrauch gemacht. Dies mag auch auf die
Notwendigkeit einer Sechszugigkeit des Gesamtsystems zuruckzufiihren sein.

Die liberwiegende Anzahl der Gesamtschulen mit mehreren Standorten wird in horizontaler
Gliederung gefiihrt (12), darunter eine Schule mit insgesamt drei Standorten (Modell
»,Jahrgangsstufenhduser”). Unter den sechs Gesamtschulen in vertikaler Gliederung befindet
sich eine gemeindeinterne Standortlésung, im Ubrigen handelt es sich um Fille
interkommunaler Zusammenarbeit. Die relativ geringe Anzahl von Schulen mit vertikalen
Teilstandorten in anderen Gemeinden ist allerdings auch darauf zuriickzufiihren, dass in einem
Fall ein Teilstandort wegen wiederholter Unterschreitung der MindestgroRe aufgegeben werden
musste und in einem weiteren Fall bei der Anderung einer Sekundarschule in eine Gesamtschule
die erforderliche hohere Anmeldezahl fiir einen Teilstandort nicht erreicht wurde.

Anzahl Standorte von Gesamtschulen

® Ein Standort M Horizontale Gliederung Vertikale Gliederung

66
79%

12
14%

Abbildung 1.14: Anzahl Standorte von Gesamtschulen 2016/2017

1.4 Sachstand der Anderung von Gemeinschaftsschulen und Verbundschulen
Mit den Ubergangsvorschriften des Sechsten Schulrechtsinderungsgesetzes (Artikel 2 Absatze 1
und 4) hat der Landesgesetzgeber den Schulen, die am Schulversuch ,Langeres gemeinsames
Lernen — Gemeinschaftsschule” teilnehmen, und den organisatorischen Zusammenschliissen
von Schulen nach MaRgabe des § 83 Absédtze 1 bis 3 in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur
Anderung des Schulgesetzes vom 27. Juni 2006 (Verbundschulen) einen zeitlich beschrinkten
Bestandsschutz bis zum Ablauf des Schuljahres 2019/2020 eingerdaumt. Ab dem 1. August 2020
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werden diese Schulen kraft Gesetz entweder als Sekundarschule oder als Gesamtschule
(Gemeinschaftsschulen mit Sekundarstufe Il) gefiihrt, sofern sie zu diesem Zeitpunkt die fur die
jeweilige Schulform erforderliche MindestgroRe (FortfihrungsgroRe) erreichen.

Ausdricklich hat der Landesgesetzgeber den Schultragern aber auch die Moglichkeit gegeben,
die Anderung der Schulen schon zu einem friiheren Zeitpunkt zu beantragen. Dariiber hinaus
konnen auch alternative, bedirfnisgerechte schulorganisatorische MaRnahmen beschlossen
werden. Von diesen Maoglichkeiten haben seit dem Jahr 2011 fast alle Schultrager der
Verbundschulen Gebrauch gemacht. Im Hinblick auf die analoge gesetzliche Situation und die
vom Gesetzgeber intendierte Uberfiihrung in Schulen des lingeren gemeinsamen Lernens
werden die Sachstinde bei der Anderung von Verbundschulen und Gemeinschaftsschulen
nachfolgend im Zusammenhang betrachtet.

1.4.1 Entwicklung der Verbundschulen

Im Rahmen des Berichtes ,Zwei Jahre Schulkonsens” (dort Ziffer 16) wurde die Entwicklung bei
den Verbundschulen bis einschlieBlich zum Schuljahr 2014/2015 dargestellt. Von den
urspringlich genehmigten 27 Verbundschulen wurden schon in diesem Schuljahr lediglich noch
sieben Schulen fortgefiihrt. In 14 Fillen hatten Schultrager von der Moglichkeit einer vorzeitigen
Anderung in eine Sekundarschule Gebrauch gemacht, zwei weitere Verbundschulen waren im
Zusammenhang mit der Errichtung einer Sekundarschule und einer Gesamtschule, jeweils in
interkommunaler Zusammenarbeit, aufgeldst worden.

Diese Entwicklung hat sich, angesichts der geringen Anzahl verbleibender Verbundschulen
nachvollziehbar, deutlich verlangsamt fortgesetzt.

Zum Schuljahr 2015/2016 hat lediglich ein Schultrdager von der Moglichkeit einer vorzeitigen
Anderung einer Verbundschule in eine Sekundarschule Gebrauch gemacht. Das dabei
beabsichtigte Standortmodell (vertikale Gliederung) konnte wegen des Nichterreichens der
erforderlichen Anmeldezahlen am Teilstandort jedoch nicht verwirklicht werden.

Weitere zwei Verbundschulen wurden zum Schuljahr 2016/2017 in eine Sekundarschule
geandert, eine Schule wurde im Zuge der Errichtung einer Gesamtschule in interkommunaler
Zusammenarbeit aufgelost. Am ehemaligen Standort der Verbundschule wird nun ein
Teilstandort der Gesamtschule gefiihrt.

Es werden damit im Schuljahr 2016/2017 lediglich drei Verbundschulen in den
Regierungsbezirken Arnsberg (2) und Minster (1) fortgefiihrt. Auch fir diese Schulstandorte
bestehen nach dem Kenntnisstand des Ministeriums fur Schule und Weiterbildung mittlerweile
Uberlegungen seitens der Schultriger, vorzeitig schulorganisatorische Verianderungen
vorzunehmen. Unter der Annahme, dass sich diese Planungen realisieren, wird voraussichtlich
kein Schultrager fiir seine Verbundschule den gesamten gesetzlich zugesicherten
Bestandsschutzzeitraum ausschopfen.

Die Schultrager haben demnach sehr aktiv von der Moglichkeit der vorzeitigen Umgestaltung
ihrer Verbundschulen zu Schulen des langeren gemeinsamen Lernens Gebrauch gemacht. Dabei
sind sie in den weit Uberwiegenden Fallen dem vom Gesetzgeber vorgesehenen Regelfall der
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Anderung in eine Sekundarschule gefolgt. Lediglich zwei Verbundschulstandorte wurden im
Zuge der Errichtung von Gesamtschulen zu Teilstandorten der neuen Schulen. Dies ist angesichts
der oft geringen SchulgroRe der Verbundschulen, ihrer Lage in eher landlich gepragten
Siedlungsstrukturen und der im Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” angesprochenen
Bevorzugung eigenstandiger Schulen von kommunalen Schultrdagern nachvollziehbar.

Die oft geringe SchulgroRe der Verbundschulen und ihre Lage im landlichen Raum hat auch zur
Folge, dass die uberwiegende Anzahl der aus Verbundschulen hervorgegangenen
Sekundarschulen (14) in MindestgroRe (drei Parallelklassen pro Jahrgang) gefiihrt wird und
vereinzelt Schwierigkeiten bestehen, die FortfiihrungsgroBe der Sekundarschule sicher zu
gewahrleisten (vgl. Antworten auf die Kleine Anfrage 3759, LT-Drucksache 16/9749 und die
Kleine Anfrage 5120, LT-Drucksache 16/13142).

Im Fall einer aus einer Verbundschule hervorgegangenen Sekundarschule hat ein Schultrager
wegen zu geringer Anmeldezahlen erstmals beschlossen, zum Schuljahr 2017/2018 kein
Anmeldeverfahren mehr durchzufiihren und stattdessen die auslaufende Auflésung der Schule
vorzubereiten. Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten.

1.4.2 Entwicklung der Gemeinschaftsschulen

Anders als bei den Verbundschulen machen Schultrdager hinsichtlich der Schulen, die am
Schulversuch ,Langeres gemeinsames Lernen — Gemeinschaftsschule” teilnehmen, von der
Moglichkeit einer vorzeitigen Anderung in eine Sekundarschule oder Gesamtschule bisher
deutlich weniger Gebrauch. Grundsatzlich halten die Schultrager an einem Verbleib im
Schulversuch und der damit verbundenen giinstigen Ausstattung der Schulen (Stellenzuschlage
fur Schulentwicklungs-, Forder- und Differenzierungsbedarfe; zusatzliche Fortbildungsbudgets)
fest.

Von den urspriinglich 12 genehmigten Gemeinschaftsschulen werden im Schuljahr 2016/2017
noch 8 Schulen fortgefiihrt. Bereits zum Schuljahr 2014/2015 waren zwei Gemeinschaftsschulen
angesichts des vor Ort bestehenden Bediirfnisses an mehr Gesamtschulkapazitdaten zu einer
Gesamtschule zusammengefihrt worden.

v

Zum Schuljahr 2016/2017 wurde eine Gemeinschaftsschule mit Sekundarstufe Il in eine
Gesamtschule gedndert, eine weitere Gemeinschaftsschule wurde in die Errichtung einer
Sekundarschule in interkommunaler Zusammenarbeit mit zwei Standorten (vertikale
Gliederung) eingebracht.

Nach den Erfahrungen des Ministeriums fiir Schule und Weiterbildung mit der Beratung von
Schultrigern spielt bei den Uberlegungen der Schultriger auch eine Rolle, dass der beschrinkte
Bestandsschutz der Versuchsschulen einen Ausbau (Zugigkeitserhohung; Teilstandortbildung)
nicht ermoglicht. Fir eine dauerhafte Erhéhung von Kapazititen oder Verwirklichung einer
neuen interkommunalen Zusammenarbeit sind die Schultrager daher allein auf die Mdglichkeit
des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Schulversuch angewiesen.
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1.5 Flachendeckende Angebote des langeren gemeinsamen Lernens

Die mit dem Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” getroffene Einschdtzung, dass die Einfiihrung
der Schulform Sekundarschule sowie die Erleichterungen bei der Errichtung von Gesamtschulen
einen wesentlichen Beitrag zur Schaffung eines flichendeckenden Schulangebotes des langeren
gemeinsamen Lernens leisten, hat sich angesichts der weiteren Schulerrichtungen seit dem
Schuljahr 2014/2015 bestatigt. Insbesondere im lindlichen Raum wurden die neuen
Moglichkeiten intensiv genutzt, um dort ein umfassendes Schulangebot vorzuhalten. In vielen
landlichen Kommunen hat die Umstrukturierung des Schulangebotes durch Errichtung von
Gesamt- oder Sekundarschulen erstmals auch eine Versorgung mit gymnasialen Standards
bewirkt. Die landesweite Verteilung der neuen Schulen seit dem Jahr 2011 ist fir das Schuljahr
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Abbildung 1.15: Neue Schulen des langeren gemeinsamen Lernens bis zum Schuljahr 2016/2017
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Aufgrund der ausschlieBlichen Fokussierung auf die neuen Schulangebote seit dem Jahr 2011
(und damit verbunden der Nichtberiicksichtigung der vor 2011 bereits bestehenden
Gesamtschulen) lasst sich eine Gesamtbewertung der Flachendeckung von Angeboten des
langeren gemeinsamen Lernens alleine anhand der Karte nicht vornehmen.

Eindeutig erkennbar ist jedoch, dass das Schulangebot des langeren gemeinsamen Lernens seit
dem schulpolitischen Konsens 2011 in allen Landesteilen deutlich ausgebaut wurde. Alle Kreise
— und bis auf drei Ausnahmen auch alle kreisfreien Stadte — haben entsprechende
schulorganisatorische MaRnahmen ergriffen. In den drei kreisfreien Stadten, die auf die
Errichtung weiterer Schulen des langeren gemeinsamen Lernens verzichtet haben, gab es
bereits vor dem schulpolitischen Konsens ein ausgebautes Gesamtschulangebot (Oberhausen
(4); Milheim an der Ruhr (3); Herne (3)). Auch einige Regionen, fiir die die Karte nur wenige
neue Schulangebote ausweist, verfligten bereits vor dem Schulkonsens uber ein Netz an
Gesamtschulen, so dass dort ein relativ flichendeckendes Angebot an Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens besteht (z.B. Kreis Herford mit sechs, Kreis Recklinghausen mit 11 und
Stadt Bielefeld mit sechs nicht auf der Karte ausgewiesenen Gesamtschulen).

Der Karte kénnen insbesondere Konzentrationseffekte bei den neuen Schulen und regionale
Praferenzen fir Schulformen entnommen werden. Bei der nachfolgend exemplarisch
vorgenommenen Betrachtung einiger Kreise ergibt sich dabei ein sehr differenziertes Bild.

Auffdllig ist 2.B. eine Konzentration von Sekundarschulen entlang eines ,Glrtels” an den
stidlichen Kreisgrenzen der Kreise Soest, Paderborn und Hoxter sowie der noérdlichen
Kreisgrenze des Hochsauerlandkreises. Neben een finf Sekundarschulen im nordlichen
Kreisgebiet verfiigt der Hochsauerlandkreis Uber keine weiteren Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens, so dass hier noch nicht von einem flachendeckenden Angebot
gesprochen werden kann.

Bei der Gestaltung neuer Schulangebote des langeren gemeinsamen Lernens haben die
Schultrager in den Kreisen Minden-Lubbecke und Lippe ersichtlich auf die Schuiform
Sekundarschule gesetzt. Zu berlcksichtigen ist aber, dass die neuen Sekundarschulen — im
Gegensatz zu der Situation im Hochsauerlandkreis — in beiden Kreisen ein dort bereits
vorhandenes Gesamtschulangebot erganzen.

Eine deutliche Konzentration auf die Schulform Gesamtschule bei den neuen Schulangeboten
liegt im Kreis Gltersloh vor. Mit den bereits im Jahr 2011 bestehenden drei Gesamtschulen gibt
es dort nun ein weitestgehend flaichendeckendes Gesamtschulangebot, erginzt um eine
Sekundarschule und eine Gemeinschaftsschule. Ein dichtes Netz an Schulangeboten des
langeren gemeinsamen Lernens besteht vor allem auch, wie schon im Bericht ,Zwei Jahre
Schulkonsens” ausgefiihrt, im Rhein-Sieg-Kreis. Mit insgesamt 18 Gesamtschulen, erganzt um
drei Sekundarschulen, wird auch dort die Schulform Gesamtschule deutlich bevorzugt. Dies gilt
auch fur die angrenzenden Kreise Euskirchen und Rhein-Erft-Kreis, wenngleich dort die Dichte
an Schulangeboten des langeren gemeinsamen Lernens wesentlich geringer ist (4;7).
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Die Ausgestaltung des eigenen Schulangebotes obliegt den kommunalen Schultragern in eigener
Verantwortung. Die Handlungsoptionen und, darauf fuRend, der Beschluss von im Einzelfall
geeigneten schulorganisatorischen MaRnahmen hangt dabei malRgeblich von den
Rahmenbedingungen vor Ort ab. Entscheidungsrelevant fir die MaRnahmenplanung kénnen
beispielsweise sein:

= Bevolkerungsdichte; demografischer Wandel (Schilerpotential)

= Schulwahlverhalten

®= Pendlerbeziehungen

® Tradition der Versorgung mit Schulplatzen des langeren gemeinsamen Lernens
®  Politische Willensbildungsprozesse

=  Aktivitaten von Biirger- oder Elterninitiativen

Die Entwicklungen bei der Verteilung der Schulangebote des langeren gemeinsamen Lernens auf
die Regierungsbezirke seit dem Schuljahr 2010/2011 wurden bereits mit dem Bericht ,Zwei
Jahre Schulkonsens” aufgezeigt. Die Fortschreibung der Gegeniberstellung fir das Schuljahr
2016/2017 bestatigt die dort dargestellten Tendenzen:

Verteilung Schulen des langeren
Gesamtschulen gemeinsamen

2010/2011 Lernens 2016/2017

B Arnsberg
= Detmold

Diisseldorf
m KéIn

m Miinster

Abbildung 1.16: Schulen des langeren gemeinsamen Lernens - Verteilung Regierungsbezirke

Die Vielzahl an neuen Schulangeboten des langeren gemeinsamen Lernens seit dem
schulpolitischen Konsens hat demnach zu einer insgesamt gleichmaRigeren Verteilung dieser
Schulen auf die Regierungsbezirke gefiihrt. Die auch weiterhin im Regierungsbezirk Dusseldorf
bestehende Konzentration von Schulen des langeren gemeinsamen Lernens hat sich zugunsten
steigender Anteile in den Bezirken Miinster und Detmold etwas verringert.

Wenn auch die Flachendeckung noch sehr unterschiedlich ausgepragt ist, so ist in allen
Landesteilen eine Ausweitung der Angebote des langeren gemeinsamen Lernens zu
verzeichnen. Damit stehen diese Angebote haufig nun auch in Regionen zur Verfiigung, in denen
bisher keine entsprechende Tradition bestand.
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Besonders gut ist diese Entwicklung bei einer Darstellung der Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens (absolute Zahlen) in den Regierungsbezirken im Vergleich zum Schuljahr
2010/2011 nachzuvollziehen:

Schulen des langeren gemeinsamen Lernens
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Abbildung 1.17: Schulen des langeren gemeinsamen Lernens — Gegentiberstellung 2010 - 2016

Der im Verhdltnis deutlichste Anstieg bei der Zahl der Schulen (von 28 auf 73) ist im
Regierungsbezirk Minster zu verzeichnen. Aber auch in den Regierungsbezirken Arnsberg (46;
93), Detmold (28; 67) und Koln (45; 96) hat sich die Zahl der Schulangebote des langeren
gemeinsamen Lernens seit dem Schuljahr 2010/2011 mehr als verdoppelt. Selbst im
Regierungsbezirk Diisseldorf, der ohnehin bereits iiber eine vergleichsweise hohe
Gesamtschuldichte verfugte, ist die Zahl der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens weiter
erheblich angestiegen. Insgesamt betrachtet hat sich die Versorgung mit Schulplatzen des
langeren gemeinsamen Lernens durch die neuen Schulen seit dem Jahr 2011 in allen
Regierungsbezirken betrachtlich verbessert. Hinzu kommen weitere schulorganisatorische
MaRnahmen von  Schultrigern, wie 2z.B. der Ausbau bestehender Schulen
(zugigkeitserhohungen) vor allem in Ballungszentren.

Bei einer Gesamtbetrachtung der strukturellen Veranderungen der Schullandschaft ab dem
Schuljahr 2012/2013 bestatigen sich die bereits im Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” (siehe
dort ausfuhrlich Ziffer 8) getroffenen grundlegenden Aussagen zu den unterschiedlichen
Entwicklungen in urbanen und landlichen Raumen. Glinstige Errichtungsbedingungen fiur die
Schulform Sekundarschule bestehen weiterhin vor allem im landlichen Raum. Dies gilt
insbesondere dort, wo es — bei ausreichendem Schiilerpotential insgesamt — regional betrachtet
um die Arrondierung unvollstiandiger Angebote im Bereich der Sekundarstufe | geht, oder wo
bisher ein instabiles Angebot von Schulen des gegliederten Systems neben einem Gymnasium
besteht.
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Unter diesen Rahmenbedingungen kann, wie die Anmeldezahlen fiir verschiedene Schulen
belegen, eine hohe Akzeptanz vor Ort fur ein Sekundarschulangebot erzielt werden. Die
Sekundarschulen leisten in diesen Fallen einen wichtigen Beitrag zur wohnortnahen
Schulversorgung im landlichen Raum. Ein Auspendeln von Schiilerinnen und Schilern in
Nachbarkommunen kann damit vermieden werden.

In Kommunen mit groRerer Einwohnerzahl und entsprechend héherem Schiilerpotential wird
zunehmend alternativ zur Schulform Sekundarschule auch die Errichtung von Gesamtschulen in
Betracht gezogen, die den von Eltern verstarkt nachgefragten unmittelbaren Weg zum Abitur
bieten. Dies trifft etwa auf kreisangehorige Stadte ab einer Einwohnerzahl von ca. 30.000 zu, die
regional die Funktion eines Mittelzentrums tiibernehmen.

Weitergehende Erkenntnisse uber die Unterschiede bei der Weiterentwicklung des
Schulsystems in urbanen und landlichen Raumen sind im Rahmen der wissenschaftlichen
Begleitforschung des Schulversuchs ,Langeres gemeinsames Lernen — Gemeinschaftsschule” zu
erwarten, die auch die Errichtungsbedingungen der Schulen untersucht.

Wahrend durch die Schaffung der neuen Schulangebote gerade in landlichen Regionen der
Bedarf an Schulplatzen des langeren gemeinsamen Lernens oft bereits gedeckt werden konnte,
ubersteigt die Nachfrage an Gesamtschulplatzen in einigen Regionen immer noch die
vorhandenen Kapazititen. Dies gilt insbesondere fiir Regionen mit einem
Bevolkerungswachstum. Beispielsweise hat die Stadt Koln alleine innerhalb der letzten fiinf
Jahre etwa 500 zusatzliche Gesamtschulplatze durch Errichtungen und Ausbau bestehender
Gesamtschulen geschaffen, um die dortigen Anmeldeliberhdnge zu reduzieren (vgl. Antwort auf
die Kleine Anfrage 4677, LT-Drucksache 16/12026).
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2 Umfang der Veranderungen im Bereich der Sekundarstufe |

Der Umfang der Veranderungen der Schullandschaft im Bereich der Sekundarstufe | seit dem
Schulpolitischen Konsens im Jahr 2011 wurde in den Berichten ,Zwei Jahre Schulkonsens” und
,5achstand zu den auslaufenden Schulen in Nordrhein-Westfalen” bis einschlieRlich zum
Schuljahr 2014/2015 fir die offentlichen Schulen dargestellt. Nachfolgend wird die in diesen
Berichten erfolgte Analyse zur Entwicklung der Anzahl der Schulen insgesamt sowie der Anzahl
der Schulen ohne Jahrgang 5 unter Beibehaltung des dortigen methodischen Ansatzes fir das
Schuljahr 2015/2016 auf Basis der Amtlichen Schuldaten fortgeschrieben. Soweit dies bereits
moglich ist, erfolgen ebenfalls Prognosen fiir das Schuljahr 2016/2017.° Diese sind bis zur
Auswertung der Amtlichen Schuldaten als vorlaufig zu verstehen. Zusammenhange zwischen
Veranderungen der Schullandschaft in Nordrhein-Westfalen und dem schulpolitischen Konsens
werden soweit moglich dargestellt.

2.1  Entwicklung der Anzahl der Schulen

Mit dem Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens” wurde erldutert, dass die Gesamtzahl der
offentlichen allgemeinen Schulen mit Sekundarschule | zwischen den Schuljahren 2011/2012
und 2013/2014 zundchst angestiegen ist. Grund fir diesen Anstieg war die Parallelitdit von
aufwachsenden (neu errichteten) und aufgelésten Schulen, die wegen ihres sukzessiven
Auslaufens als Schulen fortbestehen und in der Statistik weiter beriicksichtigt werden. Da im
Gegenzug zu jeder neu errichteten Schulen in der Regel mehrere andere Schulen aufgelost
wurden und dariiber hinaus weitere Schulen wegen zu geringer Anmeldezahlen nicht
fortgefiihrt werden konnten, war jedoch mittelfristig wieder ein Absinken bei der Gesamtzahl
der Schulen zu erwarten.

Dieser erwartete Wendepunkt ist mit dem Schuljahr 2014/2015 eingetreten. Die Zahl der
endgiltig aufgelésten Schulen wird durch die Zahl der Neuerrichtungen nicht mehr kompensiert.
Gegeniiber dem Vorjahr (1893 Schulen) ist die Zahl der Schulen geringfiigig auf 1889 gesunken.
Zum Schuljahr 2015/2016 ist bereits eine deutlichere Verringerung auf 1859 Schulen
verzeichnet. Diese Tendenz wird sich voraussichtlich in den Folgejahren verstarkt fortsetzen,
denn die meisten der im Zuge der Errichtung von Sekundarschulen und Gesamtschulen seit
2012/2013 aufgelosten Hauptschulen und Realschulen werden plangemdR zum Ende der
Schuljahre 2016/2017 bis 2018/2019 auslaufen. Wegen der riicklaufigen Zahl der Errichtungen
neuer Schulen konnte sich die dargestellte Entwicklung sodann wieder abschwachen.

Zum Schuljahr 2016/2017 gibt es landesweit nach gegenwartigem Kenntnisstand noch 1797
offentliche Schulen mit Sekundarstufe ! Die Verringerung korrespondiert u.a. mit dem
planmaRigen endgiiltigen Auslaufen der im Zuge der Errichtung der Gemeinschaftsschulen zum
Schuljahr 2011/2012 aufgelosten Schulen zum 31. Juli 2016 (neun Hauptschulen, acht
Realschulen, eine Verbundschule).

2 Datenquelle ist, sofern nicht anders angegeben, die Datenbank ,Schule suchen” mit Abfragestand vom
2. August 2016
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Bei einer Betrachtung der Entwicklung der einzelnen Schulformen, fortgeschrieben um die
Schuljahre 2015/2016 und 2016/2017 (vorlaufig), bestatigen sich grundsatzlich die Erkenntnisse
aus den vorangegangenen beiden Berichten. Erneut werden die Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens (siehe ausfiihrlich Ziffer 1) zusammengefasst den Schulen des
gegliederten Systems gegeniibergestellt:

Anzahl der o6ffentlichen Schulen
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Abbildung 2.1: Gesamtentwicklung Anzahl der Schulen

Die Anzahl der offentlichen Gymnasien ist Gber den gesamten Zeitraum seit dem Schulkonsens
nahezu unverandert geblieben. Aus schulorganisatorischer Perspektive sind Auswirkungen der
Einfihrung der Schulform Sekundarschule auf die gymnasiale Schullandschaft daher weiterhin
nicht feststellbar.

Erste Auswirkungen der ab dem Schuljahr 2011/2012 erfolgten Neuerrichtungen von Schulen
des langeren gemeinsamen Lernens auf die Anzahl der Realschulen lassen sich anhand der
vorlaufigen Daten fiir das Schuljahr 2016/2017 erkennen. Wahrend die Zahl der Realschulen bis
dahin jahrlich nur geringfiigig gesunken ist, hat sie sich zum 1. August 2016 deutlich um 20
Schulen verringert. Neben dem endgiiltigen Auslaufen der-schon im Schuljahr 2011/2012
auslaufend gestellten Realschulen (15) kann diese Zahl auch vereinzelte vorzeitige Auflésungen
beinhalten (z.B. Zusammenfiihrungen von Schulen, um den ordnungsgemaRen Schulbetrieb zu
sichern).

Die bereits zum Schuljahr 2014/2015 deutlich erkennbare Verringerung der Zahl der
Hauptschulen hat sich auch in den beiden Folgejahren unvermindert stark fortgesetzt. Nachdem
es landesweit bereits zum Schuljahr 2014/2015 weniger Hauptschulen als Schulen der
Schulformen Realschule oder Gymnasium gab, hat zum Schuljahr 2016/2017 die Zahl der
offentlichen Hauptschulen (397) nun auch die der Schulen des langeren gemeinsamen Lernens
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(411) unterschritten, wahrend sich deren Anzahl im gleichen Zeitraum um mehr als 80% erhoht
hat.

Bereits jetzt hat sich die Anzahl der Hauptschulen gegenuiber dem Schuljahr 2011/2012 um etwa
ein Drittel verringert, wobei die Veranderungen immer noch zu einem groRen Teil auf der
Anderung des Schulwahlverhaltens und der demografischen Entwicklung beruhen. In den
nachsten Jahren konnte sie sich auf der Grundlage bereits getroffener Entscheidungen zur

Auflosung wie folgt entwickeln:

Entwicklung der Anzahl der Hauptschulen
- Prognose -
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Abbildung 2.2: Prognose Hauptschulentwicklung

Die Prognose erfolgt unter der Pramisse eines planmaRigen Auslaufprozesses der aufgelGsten
Schulen. In dem denkbaren Szenario berlicksichtigt sind lediglich die aktuell bereits auslaufend
gestellten Hauptschulen. Durch weitere schulorganisatorische MaRnahmen konnen sich die
prognostizierten Entwicklungen andern oder zeitlich verschieben. Ab dem Schuljahr 2017/2018
wirken sich die drei Jahre mit einer hohen Zahl an Neuerrichtungen von Sekundarschulen und
Gesamtschulen ersichtlich auf die Anzahl der Hauptschulen aus, ehe ab dem Schuljahr
2019/2020 wieder mit einer Abschwachung zu rechnen ist.

Die seit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz initiierten Errichtungsprozesse haben
insoweit die ohnehin bereits bestehenden Tendenzen zur Verringerung der Zahl der
Hauptschulen nicht unerheblich beschleunigt. Sollte sich die vorstehende Prognose realisieren,
so hatte sich die Zahl der 6ffentlichen Hauptschulen in einem Zeitraum von 15 Jahren seit dem
Schuljahr 2005/2006 von 723 bis auf nur noch 200 im Schuljahr 2019/2020 reduziert. Dies
entspricht einem Riickgang von etwa 72 %.
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2.2  Entwicklung der Anzahl der auslaufenden Schulen

Die Aktualisierung der Ubersicht zur Anzahl der auslaufenden Schulen nach Schulform um das
Jahr 2015/2016 anhand der Amtlichen Schuldaten zeigt hinsichtlich der Schulform Gymnasium
sowie der Schulen des ldngeren gemeinsamen Lernens keine neuen Tendenzen auf. Weitere
Auflosungen von Gymnasien im Zusammenhang mit der Errichtung von Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens wurden in den letzten Jahren nicht beschlossen. Ebenfalls wurden tber
die bereits 2014/2015 auslaufenden beiden Gesamtschulen hinaus bisher keine weiteren
Schulen des langeren gemeinsamen Lernens aufgelost.

Anzahl der 6ffentlichen Schulen ohne
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Abbildung 2.3: Entwicklung Schulen ohne Eingangsklasse

Im Zusammenhang mit der Errichtung neuer Schulen des langeren gemeinsamen Lernens
wurden zum Schuljahr 2015/2016 weitere acht Hauptschulen, neun Realschulen und eine
Verbundschule auslaufend aufgelost (Zum Schuljahr 2016/2017 weitere sechs Realschulen,
sieben Hauptschulen und eine Verbundschule). Die Anzahl der auslaufenden Realschulen ist
damit gegenuber dem Schuljahr 2014/2015 noch einmal leicht gestiegen. Bei einer Betrachtung
des Gesamtzeitraums seit dem Schuljahr 2011/2012 zeigt sich, dass sich die Zahl der Realschulen
ohne Eingangsklassen — maRgeblich aufgrund der schulkonsensbedingten Neuerrichtungen —
mehr als verzehnfacht hat. Angesichts der ricklaufigen Neuerrichtungen ist jedoch in den
Folgejahren wieder eine Verringerung der Zahl der auslaufenden Schulen zu erwarten.

Bei der Schulform Hauptschule ist diese Entwicklung fur das Schuljahr 2015/2016 bereits zu
erkennen und wird sich in den folgenden Jahren voraussichtlich verstarken. Bedingt durch die
gegenluber den Realschulen friher einsetzende Entwicklung wurden einige, bisher als
auslaufend gefiihrte Schulen, zwischenzeitlich vollstandig aufgel6st. Damit verringert sich die
Zahl der auslaufenden Hauptschulen und analog dazu die Anzahl der Hauptschulen insgesamt.

Die im Bericht ,Sachstand zu den auslaufenden Schulen in Nordrhein-Westfalen” getroffene
Prognose, dass zum Schuljahr 2015/2016 noch etwa 180 Hauptschulen Eingangsklassen bilden
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werden, hat sich erfillt (tatsachlich: 183). Mit dem Sachstand 2. August 2016 werden 220
Hauptschulen als auslaufend gefiihrt (Datenquelle: Datei ,Schule suchen”). Diese Anzahl kann
sich jedoch durch weitere Auflosungsbeschliisse bzw. deren Genehmigung jederzeit andern.
Unter Berlicksichtigung dieser vorlaufigen Daten fiir das Schuljahr 2016/2017 ergibt sich fir den
Gesamtzeitraum seit dem Jahr 2005 folgende Entwicklung:

Entwicklung der Anzahl der Hauptschulen
seit dem Schuljahr 2005/2006

800

700

600 |- - b

500 - - . :

400 . . . - —_—

300 - - - .

NIEEE Firmi

w 1L ikl

O 12005]2006] 2007] 2008] 2009]2010] 2011 2012] 2013 2014] 2015|2016

/06| /07 | /08 | J09 | /10| /11 | /12 | /13 | /14 | /15 | /16 | /17

'Anzahl::lf;tas‘c’;'jgne"de" 3 | 15|29 | 50| 47 | 52 | 92 | 199 | 262 | 288 | 265 | 220
® Anzahl der Hauptschulen| 723 | 718 | 711 | 696 | 664 | 633 | 601 | 568 | 527 | 485 | 448 | 397

Abbildung 2.4: Entwicklung Hauptschulen seit 2005

Die schon ab dem Schuljahr 2006/2007 bestehende Tendenz zur sukzessiven Auflésung von
Hauptschulen hat sich ab dem Schuljahr 2011/2012 deutlich verstarkt. Die Errichtungsprozesse
nach dem  Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz haben insoweit eine klare
Beschleunigungswirkung entfaltet, die gegenwartig noch anhalt.

Eine exakte Einschatzung der Anteile der Schulauflésungen mit Schulkonsensbezug an der
Gesamtzahl der auslaufenden Schulen (siehe Abbildungen 6.3 und 6.4 im Bericht ,Zwei Jahre
Schulkonsens”) kann an dieser Stelle fir das Schuljahr 2015/2016 nicht gegeben werden. Dies
wirde eine Ermittlung in Einzelfdllen zum Auslaufstand schulkonsensbedingter Auflosungen
erfordern, ob Schulen ggf. vorzeitig aufgelést oder mit anderen Schulen zusammengefiihrt
wurden. Insbesondere bei den Hauptschulen diirfte sich der Anteil der Auflosungen mit
Schulkonsensbezug an der Gesamtzahl auslaufender Schulen angesichts des fortgeschrittenen
Auflosungsprozesses vieler wegen des demografischen Wandels und Schulwahlverhaltens
aufgeloster Schulen gegenuber dem Sachstand 2013/2014 (knapp 50%) deutlich erhéht haben.
Fur signifikante Veranderungen bei dem 2013/2014 ohnehin schon hohen Anteil
schulkonsensbedingter Aufldsungen von Realschulen gibt es keine Anhaltspunkte.

|
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3 Fazit

Der Schulkonsens hat die nordrhein-westfdlische Schullandschaft in den letzten funf Jahren
nachhaltig verandert. Dies betrifft sowohl die Schulentwicklungsplanung der kommunalen
Schultrager als auch die Ausrichtung der innerschulischen Entwicklung.

Die kommunalen Schultrdager nutzen weiterhin die Chancen fir die Gestaltung eines
zukunftsgerechten Schulangebotes vor Ort, die der Schulkonsens bietet.

Der Schulkonsens hat dazu gefihrt, dass in vielen Orten kleine abnehmende Systeme
(Hauptschulen und Realschulen) durch groRBere umfassende Systeme (Sekundarschulen und
Gesamtschulen) ersetzt wurden. Dies fiihrt perspektivisch zu einem effizienteren Einsatz
personeller Ressourcen und einer Erweiterung der padagogischen Moglichkeiten.

Schulen des langeren gemeinsamen Lernens sind inzwischen in allen Kreisen und kreisfreien
Stadten etabliert. Neuerrichtungen sind auch in strukturschwacheren Regionen im landlichen
Raum erfolgreich. Die Nachfrage insbesondere nach Gesamtschulpldtzen ist in vielen
Gemeinden immer noch deutlich héher als das Angebot.

Die Entwicklung im Bereich der Sekundarstufe | bleibt dynamisch. Zwar hat die Anzahl der neu
errichteten Sekundar- und Gesamtschulen in den letzten beiden Jahren abgenommen, eine
Trendwende ist jedoch nicht erkennbar. Dies zeigt, wie wichtig der Schulkonsens fiir Nordrhein-
Westfalen war und ist.

Das Verhaltnis zwischen neu errichteten Sekundar- und Gesamtschulen ist — wenn auch auf
niedrigerem Niveau - weiterhin ausgeglichen.

Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in den Eingangsklassen an den Schulen des langeren
gemeinsamen Lernens ist stark angewachsen und Ubersteigt inzwischen deutlich die Zahl der
Schiilerinnen und Schiiler in den Eingangsklassen der Hauptschule und der Realschule. Dies ist
sowohl auf die Errichtung von Sekundarschulen als auch auf die Errichtung neuer
Gesamtschulen zurlickzufiihren. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler an diesen Schulen wird
in den kommenden Jahren aufgrund des jahrgangsweisen Aufwuchses weiterhin zunehmen.

Weiterhin werden in Folge des Schulkonsenses auch im landlich strukturierten Raum neue
Gesamtschulen errichtet. Gesamtschulen als Langzeitform der Schule des langeren
gemeinsamen Lernens werden von Eltern landesweit stark nachgefragt. Der Bedarf ist in vielen
Regionen noch nicht gedeckt, wie die hohen Anmeldezahlen und die gleichfalls hohe Zahl der
Abweisungen belegen. Die Gesamtschule ist in NRW durch ihre lange Tradition und durch den
im Zentralabitur erbrachten Beweis der Gleichwertigkeit eine breit akzeptierte Schulform. In
einigen Regionen besteht inzwischen eine Konkurrenzsituation zwischen bereits bestehenden
und neu errichteten Gesamtschulstandorten.

In Ballungsraumen, wo grundsatzlich alle Schulformen in erreichbarer Ndhe angeboten werden,
bevorzugen Eltern bei der Wahl einer Schule des langeren gemeinsamen Lernens die
Gesamtschule als Langzeitschulform.
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Die neue Schulform Sekundarschule hat sich vorrangig im landlichen Raum etabliert, wo sie
einen wichtigen Beitrag zur Sicherung des ortlichen Schulangebotes in der Sekundarstufe |
leistet. Die Sekundarschule erweitert fir die Kommunen — bei ganz unterschiedlichen
Ausgangsbedingungen - die Moglichkeiten fiir die Ausgestaltung der ortlichen Schullandschaft.
Die Entwicklung zeigt auch, dass Schulen des langeren gemeinsamen Lernens offensichtlich in
hohem MaRe dem sich verandernden Schulwahlverhalten entsprechen, weil sie grundsatzlich
fur alle Schilerinnen und Schiler offen sind und weil sie die Entscheidung liber den
Schulabschluss langer offen halten. Nahezu alle neuen Sekundarschulen arbeiten inklusiv und
haben gemeinsames Lernen von Schiilerinnen und Schiilern mit und ohne Bedarf an
sonderpadagogischer Unterstlitzung eingerichtet.

Seit dem Schuljahr 2014/2015 ist die Zahl der Neuerrichtungen von Sekundarschulen im
Vergleich zu den Vorjahren zuriickgegangen. Griinde dafiir sind zum einen ein gewisser
LSattigungseffekt” insbesondere im landlichen Raum, zum anderen aber auch die Tatsache, dass
bei der Neuerrichtung von Schulen des langeren gemeinsamen Lernens von einigen Kommunen
Gesamtschulen bevorzugt werden. In einigen Fallen konnten kleinere Schulstandorte auch durch
die Bildung eines Teilstandortes einer bestehenden oder neu errichteten Gesamtschule erhalten
werden.

Die weitaus Uiberwiegende Zahl der Sekundarschulen wird in teilintegrierter Form mit duRerer
Leistungsdifferenzierung in den Hauptfiachern gefiihrt. Diese Organisationsform entspricht
weitgehend dem Modell der Gesamtschule.

Der Umwandlungsprozess der Verbundschulen in Sekundarschulen ist fast abgeschlossen. Zum
Schuljahr 2016/2017 werden nur noch drei der urspriinglich 27 Verbundschulen als solche
weitergefiihrt. Diese genieBen bis zum Ablauf des Schuljahres 2019/2020 Bestandsschutz,
konnen jedoch auf Antrag des Schultragers auch zu einem friheren Zeitpunkt in eine
Sekundarschule umgewandelt werden.

Sekundarschulen werden — wie oben ausgefiihrt - iberwiegend, wenn auch nicht ausschlieRlich,
im landlichen Raum angenommen. Daher ist zu prifen, von welchen Faktoren die erfolgreiche
Errichtung von Sekundarschulen in einem urbanen Umfeld abhdngt. Hierzu sind weitere
Erkenntnisse auch aus der Auswertung der Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung
des Schulversuchs ,Lingeres gemeinsames Lernen — Gemeinschaftsschule” zu erwarten, die u.a.
auch die Errichtungsbedingungen von Schulen des langeren gemeinsamen Lernens untersucht.

Aus Sicht der kommunalen Schultrager haben sich die Erleichterungen bei der Bildung von
Teilstandorten bewahrt. Aus schulfachlicher, padagogischer und organisatorischer Sicht sind
Teilstandorte jedoch weiterhin problematisch. Auch fir die Beschaftigten konnen weit
auseinander liegende Standorte eine zusatzliche Belastung darstellen. Derzeit entwickelt eine
Arbeitsgruppe des MSW Leitlinien, die Antworten auf padagogische und personelle
Fragestellungen bei der Einrichtung von Teilstandorten geben sollen.
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Um die Schulleitungen von Schulen mit Teilstandorten zu entlasten, wird die Leitungszeit an
diesen Schulen im laufenden Schuljahr auf sieben Stunden je weiteren Teilstandort splirbar
aufgestockt.

Es hat sich gezeigt, dass angesichts der demografischen Veranderungen bei einer grundsatzlich
vorgegebenen Mindestziigigkeit der Sekundarschulen von drei Ziigen einzelne Kommunen
kiinftig kein eigenes Schulangebot mehr in der Sekundarstufe | vorhalten konnen.

Die Zahl der privaten Ersatzschulen bei der Errichtung von Sekundarschulen und neuen
Gesamtschulen liegt unter zehn Prozent und bewegt sich somit im Rahmen der anderen
Schulformen der Sekundarstufe |I.

Die Schulform Hauptschule wird ungeachtet der engagierten padagogischen Arbeit ihrer
Lehrkrafte mangels Nachfrage in vielen Regionen in absehbarer Zeit nicht mehr angeboten
werden. Diese Entwicklung hat bereits vor dem Schulkonsens eingesetzt und wurde durch
diesen noch verstarkt.

Obwohl bei einer zunehmenden Anzahl von Regionen Haupt- und Realschulen als Schulformen
des gegliederten Systems entweder gar nicht mehr oder nur noch in deutlich eingeschranktem
Umfang vorhanden sind, ist die Schulform Gymnasium von der aktuellen Entwicklung bisher
nicht unmittelbar betroffen. Gymnasien sind wichtige Kooperationspartner der Sekundarschulen
fir die Oberstufe; ebenso wie die gymnasiale Oberstufe der Gesamtschulen und Berufskollegs.

Waiahrend die Anmeldezahlen fiir die neu errichteten Gesamtschulen stabil sind und die
Aufnahmekapazitat zum Teil deutlich iberschritten wird, unterschreiten nach den vorlaufigen —
und insoweit bis zum Vorliegen der Amtlichen Schuldaten noch nicht belastbaren -
Aufnahmezahlen zum Schuljahr 2016/2017 insgesamt 13 der 107 6ffentlichen Sekundarschulen
die FortfiihrungsgroRe (vgl. Antwort auf die Kleine Anfrage 5120, LT-Drucksache 16/13142). Die
dauerhafte Fortfiihrung einer Schule unterhalb der gesetzlichen MindestgroRe ist, unabhangig

von der Schulform, nicht méglich.

Angesichts der teils sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen vor Ort gibt es verschiedene
Erklarungsansatze, warum eine Schule Schwierigkeiten hat, die gesetzliche MindestgroRe zu
erreichen. Zu den vielféltigen und jeweils im Einzelfall noch genauer zu analysierenden Ursachen
gehoren Konkurrenzsituationen, die sich vor allem in Ballungsraumen aus einem von den Eltern
bevorzugtes Gesamtschulangebot ergeben konnen ebenso wie ein voribergehend oder
dauerhaft geringes Schileraufkommen insgesamt, welches sich teilweise bereits bei den
Vorgangersystemen (insbesondere Verbundschulen) niedergeschlagen hatte. Dariiber hinaus
verbleibt bei jeder noch so sorgfaltigen Planung das Risiko, dass Schiilerzahlprognosen nicht wie
angenommen eintreffen oder sich relevante ortliche oder regionale Parameter nachtraglich
andern. Dies gilt erst recht fiur die komplexe Aufgabe der Schulentwicklungsplanung. Auch
angesichts der Vielzahl von gut etablierten Sekundarschulen sieht die Landesregierung auch bei
auBerst kritischer Analyse keine Anhaltspunkte fiir ein ,,Scheitern” dieser Schulform.
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Zweiter Teil:
Auswirkungen der neuen Regelungen zur Gemeindegrenzen
tberschreitenden Schulentwicklungsplanung

Der zweite Teil der Berichtspflicht gemaR Artikel 3 des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes
bezieht sich auf eine Uberpriifung der ,Auswirkungen der neuen Regelungen zur
Gemeindegrenzen lberschreitenden Schulentwicklungsplanung®. Der gesetzliche Auftrag ist
dabei ausdriicklich auf die Anderungen des § 80 Schulgesetz NRW gerichtet und auch
beschrankt.

Folgende erste Bewertung der Bereitschaft kommunaler Schultrager zur interkommunalen
Zusammenarbeit wurde bereits im Rahmen des Berichtes ,Zwei Jahre Schulkonsens” (dort Ziffer
7.3) auf der Grundlage der Errichtungsvorgange 2012 bis 2014 vorgenommen:

»Das Instrument der interkommunalen Zusammenarbeit wird nach Einschdtzung der
Landesregierung bisher noch nicht so offensiv genutzt, wie es der Landesgesetzgeber zur
Sicherung des Erhalts von Schulangeboten vorgesehen hat. Nach den Erfahrungen der
Schulaufsicht kénnen benachbarte Schultrdger z.B. aufgrund vorbelasteter Beziehungen,
einer Verengung des Blicks auf die eigenen Belange oder entgegenstehende
Interessenlagen teilweise nur schwer zu einer gemeinsamen Schulentwicklung motiviert
werden. Die Schulaufsicht bemiiht sich durch eine intensive Beratung unter Einbezug aller
beteiligten Kommunen, eine zukunftsgerichtete Weiterentwicklung der Schullandschaft in
der jeweiligen Region anzusto fien. Sie begleitet den Prozess méglichst umfassend.”

Diese Einschatzung wurde zum Anlass genommen, auch die Bildungskonferenz des Landes
Nordrhein-Westfalen damit zu befassen, wie interkommunale Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Schulentwicklungsplanung noch starker gefordert werden kann und wie sinnvolle Impulse
gesetzt werden konnen. Die damit verbundenen Erorterungsprozesse in den verschiedenen
Gremien (insbesondere Arbeitsgruppe Schulstruktur der Bildungskonferenz; Workshop
»Interkommunale Zusammenarbeit” u.a. mit den kommunalen Spitzenverbanden) seit dem Jahr
2014 und deren Ergebnisse sind Teil der vorliegenden Evaluation, die grundlegenden
Erkenntnisse daraus werden untenstehend dargestellt.®

Die Erfahrungen der oberen Schulaufsichtsbehorden beziiglich der Zusammenarbeit von
Schultragern bei den Errichtungsprozessen unter Berlicksichtigung der Aspekte

e Starkung der Aufgaben der oberen Schulaufsicht
e Implementation von Anhorungsrechten und Moderationsverfahren

wurden ebenfalls erhoben und haben eingang in die Evaluation gefunden. Soweit nicht anders
angegeben, spiegeln die Berichte der Bezirksregierungen die Erfahrungen seit dem Inkrafttreten
des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes bis zum 1. Juli 2016 wider.

® Zu den Ergebnissen der verschiedenen Prozesse siehe ausflihrlich den Anhang der Handreichung
»Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich gestalten” (Anlage 2).
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Nach einer Kurzdarstellung der mit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz vorgenommenen
Anderungen in § 80 Schulgesetz NRW werden im Folgenden die einzelnen Aspekte analysiert.

Obgleich es sich streng genommen nicht um eine ,neue Regelung zur Gemeindegrenzen
uberschreitenden Schulentwicklungsplanung” handelt, wird dabei auch die veranderte Rolle der
Schulaufsicht beriicksichtigt. Eine Veranderung der schulaufsichtlichen Aufgabenzuweisung im
komplexen Prozess der Schulentwicklungsplanung beeinflusst die kommunalen
Handlungsspielrdaume und —muster. Sie ist demnach bei einer Analyse der Auswirkungen der
neuen Regelungen zur interkommunalen Zusammenarbeit sinnvoller Weise als weiterer Faktor
zu bertlicksichtigen.

1 Die Anderungen in § 80 Schulgesetz NRW

Mit § 80 Schulgesetz NRW
Schulrechtsanderungsgesetzes beabsichtigte der Landesgesetzgeber,
Schulentwicklungsplanung fiir die Falle, in denen Auswirkungen uber die Gemeindegrenzen
hinweg sind, effektive Verfahren frihzeitigen
Konfliktvermeidung und -l6sung zu erganzen.

den Anderungen des im Rahmen des Sechsten

die Regelungen zur

zu erwarten um Vorgaben fur zur

Die wesentlichen Anderungen des Gesetzestextes in den Absdtzen 1 und 2 sind in den
nachfolgenden Gegeniberstellungen hervorgehoben:

§ 80 SchulG a.F. §80SchulGi.d.F. des
6. Schulrechtsanderungsgesetzes
(1) Gemeinden, Kreise und | (1) Soweit Gemeinden, Kreise und
Landschaftsverbande sind, soweit sie nach § 78 | Landschaftsverbande Schultrageraufgaben

Schultrageraufgaben  zu  erfullen  haben,
verpflichtet, zur Sicherung eines gleichmaRigen
und alle Schulformen und  Schularten
umfassenden Bildungs- und Abschlussangebots
in allen Landesteilen fur ihren Bereich eine mit
den Planungen benachbarter Schultrager
abgestimmte  Schulentwicklungsplanung  zu
betreiben. Sie kénnen hierbei bestehende
Ersatzschulen bertcksichtigen, soweit deren
Trager damit einverstanden sind. Die obere
Schulaufsichtsbehdrde beobachtet die
Schulentwicklungsplanung in ihrem Bezirk und
fordert die Koordinierung der Bildungs- und
Abschlussangebote. Schulentwicklungsplanung
und Jugendhilfeplanung sind aufeinander
abzustimmen.

nach § 78 zu erfillen haben, sind sie
verpflichtet, fir ihren Bereich eine mit den
Planungen benachbarter Schultrager
abgestimmte  Schulentwicklungsplanung  zu
betreiben. Sie dient nach Malligabe des
Bediirfnisses (§ 78 Abs. 4) der Sicherung
eines gleichmagigen und alle Schulformen und
Schularten  umfassenden  Bildungs-
Abschlussangebots in allen Landesteilen. Die
oberen Schulaufsichtsbehorden beraten die
Schultrager dabei und geben ihnen
Empfehlungen.

Absatz 1: Neben einer redaktionellen Uberarbeitung des ersten Satzes der Norm, durch welche
Inhalt und Reichweite der bereits bestehenden Verpflichtung der Schultrager zur Betreibung
einer abgestimmten Schulentwicklungsplanung nicht beriihrt wurde, hat der Gesetzgeber einen
klarstellenden Hinweis auf die bediirfnisgerechte Gestaltung des Schulangebotes eingefugt. Der

und |
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bisher hier enthaltene Hinweis, dass Schultrager bestehende Ersatzschulen [bei der
Schulentwicklungsplanung] beriicksichtigen konnen, soweit deren Trager damit einverstanden
sind, wurde in einen neuen Absatz 7 Ubertragen und dort um eine gegenseitige
Informationsverpflichtung erganzt:

(7) Die Trdger éffentlicher Schulen und die Trdger von Ersatzschulen informieren sich
gegenseitig uUber ihre Planungen. Die Trdger Offentlicher Schulen kénnen bestehende
Ersatzschulen in ihren Planungen beriicksichtigen, soweit deren Trdger damit
einverstanden sind.

Der durch ein gesetzgeberisches Versehen entfallene Satz: ,Schulentwicklungsplanung und
Jugendhilfeplanung sind aufeinander abzustimmen®, wurde mit dem Gesetz zur Sicherung eines
qualitativ hochwertigen und wohnungsnahen Grundschulangebots in Nordrhein-Westfalen
(8. Schulrechtsdanderungsgesetz) vom 13. November 2012 in unveranderter Fassung wieder
angefligt.

Die eigentliche Neuerung des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes bestand in der
Veranderung der gesetzlichen Rolle der oberen Schulaufsichtsbehdérde im Prozess der
Schulentwicklungsplanung. Die Schultragerberatung und die Abgabe von Empfehlungen gehen
Uber die bis dahin formulierte Aufgabe hinaus, die Schulentwicklungsplanung im
Regierungsbezirk zu beobachten. Den oberen Schulaufsichtsbehorden wurde damit eine
deutliche aktivere Rolle in sowohl gemeindeinternen als auch interkommunalen
Schulentwicklungsplanungsprozessen zugewiesen. Die Beratung und die Abgabe von
Empfehlungen beinhaltet auch, machbare Handlungsoptionen aufzuzeigen, Alternativvorschlage
zu unterbreiten und sinnvolle Kooperationen anzubahnen. Ein Rickzug auf eine reine
,Uberwachungs- und Genehmigungsfunktion” ist durch den Gesetzestext ausgeschlossen. Damit
bekommt die obere Schulaufsicht nach der gesetzlichen Wertung eine Doppelrolle: Beraterin
der Schultrager fiir die Gestaltung der Planungsprozesse, schon im Vorfeld der Priifung der
Genehmigungsfahigkeit schulorganisatorischer MaRnahmen, und Genehmigungsbehorde gemaR
§ 81 Absatz 3 Schulgesetz NRW. Hinzu kommt eine dritte Rolle: die der Moderatorin.

In Absatz 2 der Vorschrift wurde das Riicksichtnahmegebot ausgescharft. Schultrager sind
seither nicht mehr nur ,gehalten” sondern verpflichtet, in enger Zusammenarbeit und
gegenseitiger Riicksichtnahme die Schullandschaft zu gestalten. Der Landesgesetzgeber folgte
damit dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichts fir das Land Nordrhein-Westfalen vom
31. Juli 2009 (19 B 484/09), wonach das Riicksichtnahmegebot und der Schutz vor einer
Bestandsgefahrdung zu den zwingenden Grinden gehoren, die Genehmigung einer
schulorganisatorischen MaRnahme zu versagen. Die gemeinsame Planungsaufgabe der
Schultrager zur Gestaltung des regionalen Schulangebotes wurde ebenfalls qualitativ erweitert:
Diese mussen im Sinne der Sicherung einer hochwertigen wohnungsnahen Schulversorgung nun
auf ein vielfaltiges und umfassendes, seit dem Neunten Schulrechtsanderungsgesetz auch
inklusives, Schulangebot achten. Als weitere Auspragung des Riicksichtnahmegebotes wurde die
ausdriickliche Verpflichtung zur rechtzeitigen Anhorung ,benachbarter” Schultrager, bei
kreisangehorigen Schultragern auch des Kreises, gesetzlich verankert.
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Als neues formliches Instrument zur Beilegung von Konflikten zwischen Schultragern tber
Schulentwicklungsplanungen oder beabsichtigte konkrete schulorganisatorische MaRnahmen
wurde das sogenannte Moderationsverfahren in § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW aufgenommen:

§ 80 SchulG a.F. §80SchulGi.d.F.d
6. Schulrechtsanderungsgesetzes

(2) Schulen und Schulstandorte sind unter | (2) Schulen und Schulstandorte sind unter
Bericksichtigung des Angebots anderer | Berucksichtigung ~ des  Angebots  anderer
Schultrager so zu planen, dass schulische | Schultrager so zu planen, dass schulische
Angebote aller Schulformen und Schularten | Angebote aller Schulformen und Schularten unter
unter  moglichst  gleichen  Bedingungen | méglichst gleichen Bedingungen wahrgenommen
wahrgenommen  werden  kénnen.  Die | werden konnen. Die Schultrager sind verpflichtet,
Schultrager  sind  gehalten, in  enger | in enger Zusammenarbeit und gegenseitiger
Zusammenarbeit und gegenseitiger | Ricksichtnahme auf ein regional ausgewogenes,
Rucksichtnahme auf ein regional | vielfaltiges und umfassendes Angebot zu
ausgewogenes, differenziertes Angebot zu | achten  und  benachbarte  Schultrager
achten; dies gilt insbesondere fur den Bereich | rechtzeitiy anzuhoren, die durch die
der Fachklassen des dualen Systems der | Planungen in ihren Rechten betroffen sein
Berufsausbildung. konnen. Dabei sind auch die Angebote der
Berufskollegs und der Weiterbildungskollegs
zu beriicksichtigen. Sofern es sich bei dem
Schultrager um  eine  kreisangehorige
Gemeinde handelt, ist der Kreis im Hinblick auf
seine Aufgaben gemaR § 78 Abs. 4 friihzeitig
uber die Planungen zu unterrichten. Macht ein
benachbarter Schultrager eine Verletzung
eigener Rechte geltend und halt der
Schultrager an seiner Planung fest, kann jeder
der beteiligten Schultrager ein
Moderationsverfahren  bei der oberen
Schulaufsichtsbehorde  beantragen.  Die
beteiligten Schultrdger konnen auch die
Moderation durch eine andere Stelle
vereinbaren. Das Ergebnis der Abstimmung
mit benachbarten Schultragern und des
Moderationsverfahrens ist festzuhalten.

Das Moderationsverfahren wird (nur) auf Antrag und nicht ,von Amts wegen” durchgefiihrt. Es
knipft an den Anhorungsprozess und die in diesem Rahmen geltend gemachten Einwadnde
gegen die Schulentwicklungsplanung eines Schultrdgers an. Der Gesetzgeber hat die
Moderatorenfunktion regelhaft der oberen Schulaufsichtsbehorde zugewiesen, jedoch
ausdricklich klargestellt, dass auch eine externe Moderation von den beteiligten Schultragern
vorgesehen werden kann. Die vorgeschriebene Ergebnisdokumentation erfolgt auch im Hinblick
auf spatere Genehmigungsentscheidungen. Mit der gesetzlichen Ausgestaltung des
Moderationsverfahrens ist der Gesetzgeber einem Vorschlag des Stadte- und Gemeindebundes
NRW vom 12.04.2011 (Verfahren zur Herstellung und Bewahrung eines regionalen Konsenses)

gefolgt.
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2 Die Empfehlungen der Bildungskonferenz

Die zentralen Ergebnisse des Berichtes ,Zwei Jahre Schulkonsens” zur interkommunalen
Zusammenarbeit wurden in der Bildungskonferenz des Landes Nordrhein-Westfalen am
28. November 2014 unter dem Stichwort ,Sicherung des regionalen Bildungsangebotes”
erortert. Aufbauend auf der Vorarbeit der Arbeitsgruppe ,Schulstruktur in Zeiten des
demografischen Wandels” wurden Herausforderungen, Ziele und Empfehlungen formuliert.

Die vorbereitenden Prozesse in der , Arbeitsgruppe Schulstruktur” 2014 waren umfassend und
ergebnisoffen angelegt. Einbezogen wurden dabei nicht nur die fiir die Evaluation des Sechsten
Schulrechtsanderungsgesetzes relevanten Regelungen des § 80 Schulgesetz NRW, sondern die
gesamte gesetzliche Systematik der §§ 78 ff Schulgesetz NRW und weiterfiihrende Aspekte, wie
die Kostentragungspflicht bei den Schiilerfahrkosten. Als mogliche Handlungsoptionen wurden
beispielsweise auch eine starkere Auspragung der gesetzlichen Verpflichtung zur
Zusammenarbeit und die Schaffung spezifischer (aufsichtlicher) Durchsetzungsinstrumente im
Schulgesetz zur Diskussion gestellt, im Ergebnis jedoch mit Blick auf die Eigenverantwortlichkeit
kommunaler Schultrager verworfen.

Im Ergebnis hat die Bildungskonferenz am 28. November 2014 festgestellt, dass es zur
Entwicklung eines den regionalen Bedingungen angepassten, wohnortnahen und inklusiven
Schulangebotes auch einer verstarkt gebietsuibergreifenden Errichtung und Fortfiihrung von
Schulen bedirfe. Obgleich die vom Landesgesetzgeber intendierte Zusammenarbeit vielerorts
bereits verantwortungsvoll und konstruktiv umgesetzt werde, gelinge es nicht immer, durch
interkommunale Zusammenarbeit ein ortsnahes Schulangebot zu errichten oder zu erhalten. Die
Bildungskonferenz hat damit das Erfordernis identifiziert, gebietsiibergreifende Bedirfnisse
noch starker in den Blick zu nehmen und weitere Impulse fir interkommunale Kooperationen zu
setzen — vorrangig durch die Beseitigung moglicher Hindernisse fir interkommunale Losungen.

Mit den Empfehlungen ,Interkommunale Zusammenarbeit fordern“ und ,Ein regional
bedarfsgerechtes Bildungsangebot sicherstellen” wurden die Kommunalen Spitzenverbande und
das Ministerium fur Schule und Weiterbildung gebeten, gemeinsam zu priifen, ob das
bestehende gesetzliche Instrumentarium ausreicht, um eine notwendige interkommunale
Zusammenarbeit wirksam in Gang zu setzen. Gleichzeitig wurden als Rahmenbedingungen

formuliert:

e die Vorrangigkeit freiwilligen Engagements und
e die Beibehaltung der grundlegenden gesetzlichen Struktur der Schultragerschaft.

Schwerpunkte der nachfolgenden Erdrterungen im  Workshop ,Interkommunale
Zusammenarbeit” bildeten die Teilbereiche ,Gegenseitige Information der Schultrager” und
»Sinnvoller Einsatz des Moderationsverfahrens”. Die hierzu fir den Evaluationsauftrag
bedeutsamen Gesprachsergebnisse sind unter den Ziffern 4 und 5 dargestellt.

Auf Grundlage der Zielsetzung, Mechanismen und Anreize zu identifizieren, welche die
interkommunale Zusammenarbeit auf freiwilliger Basis initiieren, stimulieren und starken
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konnten, ist der ,Workshop Interkommunale Zusammenarbeit” zu der Einschatzung gelangt,
dass das bestehende gesetzliche Instrumentarium grundsatzlich ausreicht, um eine notwendige
interkommunale Zusammenarbeit wirksam in Gang zu setzen, jedoch durch untergesetzliche
MaRnahmen und die Etablierung freiwilliger Instrumente sinnvoll erganzt werden kann.

Nach Billigung des Abschlussberichtes durch die Bildungskonferenz am 30. Oktober 2015 haben
die kommunalen Spitzenverbédnde und das Ministerium fiir Schule und Weiterbildung im Verlauf
des Jahres 2016 eine gemeinsame Handreichung zur Unterstiitzung der Schultrager entwickelt.
Die dem Evaluationsbericht angefiigte Handreichung ,Interkommunale Zusammenarbeit
erfolgreich gestalten” (Anlage 2) greift die zentralen Empfehlungen des Workshops (z.B.
Etablierung Regionaler Schulplanungskonferenzen) auf und appelliert an die Bereitschaft der an
Schulentwicklungsplanungen Beteiligten, ihre gemeinsame Verantwortung zur Gestaltung eines
vielfaltigen und hochwertigen Schulangebotes wahrzunehmen und die Zusammenarbeit zu
intensivieren. Damit sollen auf untergesetzlicher Ebene Impulse zur konstruktiven Gestaltung
von regionalen  Abstimmungsprozessen und letztlich auch zur Intensivierung
gemeindelbergreifender Kooperationen gesetzt werden.

Die Handreichung versteht sich dabei vorrangig als ,Planungshilfe fur die Praxis”, Adressat sind
also vor allem die Schultrdager. Es werden dort zundchst der Rechtsrahmen fir die
Schulentwicklungsplanung und die gesetzlich vorgesehenen Instrumente interkommunaler
Kommunikation dargestellt. Zur Forderung von Abstimmungsprozessen werden die im Rahmen
des Workshops identifizierten Erfolgsfaktoren ,Ergebnisoffenheit — Information — Transparenz”
klar benannt. Mit der ,Regionalen Schulplanungskonferenz” und den Ausfiihrungen zum
sinnvollen Einsatz des Moderationsverfahrens enthalt die Handreichung konkrete Vorschlage
zur Prozessgestaltung, die in abschlieBenden Verfahrensvorschlagen zusammengefihrt werden.
Daruber hinaus werden an vielen Stellen konkrete , Tipps“ und , Hinweise” gegeben, die sich vor
allem aus den Erfahrungen der kommunalen Schulentwicklungsplanungspraxis und der
Schulaufsicht speisen.

Fir Details wird auf die Darstellungen in der Handreichung verwiesen.

3 Die Beratungsfunktion der oberen Schulaufsichtshehérden

Eine Bewertung der vom Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz initiierten Veranderung der
Rolle der oberen Schulaufsichtsbehérden von einer liberwachenden und koordinierenden hin zu
einer beratenden Funktion im Rahmen der kommunalen Schulentwicklungsplanungsprozesse
muss insbesondere die Erfahrungen und Einschdtzungen der Bezirksregierungen selbst
beriicksichtigen. Entsprechend wurden diese gebeten, ihre Erfahrungen basierend auf den
Schultragerberatungen seit dem Jahr 2011 zum Stichtag 1. Juli 2016 mitzuteilen.

Die Bezirksregierungen, hier insbesondere die BR Detmold und die BR KolIn, haben in ihren
Berichten darauf hingewiesen, dass Schultragerberatungen bereits vor der Gesetzesanderung
gelbte Praxis gewesen seien, um Fragen und unterschiedliche Sichtweisen bereits im Vorfeld
von Genehmigungsverfahren tber schulorganisatorische MaBnahmen zu klaren. Dies bedeutet,
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dass die Bezirksregierungen bereits vor dem Jahr 2011 zugunsten der planenden Schultrager, ob
als Annex zu ihrer Genehmigungszustiandigkeit oder in Auspragung ihres Auftrages zur
Forderung der Koordinierung von Bildungsangeboten, vielfach Beratungsleistungen erbracht
haben.

So betrachtet hat die gesetzliche Anderung keine unmittelbaren und wesentlichen
Auswirkungen auf die Art der Aufgabenwahrnehmung im  Bereich der
Schulentwicklungsplanung, sondern vor allem klarstellende Funktion gehabt. Das zuvor bereits
vorhandene Selbstverstandnis als Berater und Kommunikationspartner der kommunalen
Schultrager wurde jedoch gesetzlich legitimiert. In den Regierungsbezirken bestehende Kulturen
der Beratung und des Austausches haben nun einen klaren gesetzlichen Anknipfungspunkt.

Die oberen Schulaufsichtsbehérden haben einvernehmlich erklart, dass sich die
Beratungstatigkeit in der Praxis seit dem Jahr 2011 erheblich intensiviert hat. Die durch das
Sechste Schulrechtsanderungsgesetz gesetzten Impulse haben zu einer Vielzahl von
Schulentwicklungsplanungsprozessen und in Konsequenz auch schulorganisatorischen
MaRnahmen gefiuhrt. Damit verbunden waren im starkeren MaRe Schultrdagerberatungen
erforderlich.

Angesichts der unterschiedlichen Rahmenbedingungen, z.B. mehrheitlich landliche oder urbane
Pragung, konnen sich die Beratungsschwerpunkte und damit auch die Beratungskultur in den
Regierungsbezirken unterscheiden. Ebenfalls konnen sich Beratungsbedarfe und Erfordernisse
2.B. aufgrund von ortlichen oder regionalen Entwicklungen (Anderung der Schullandschaft in
Nachbarkommunen, Anderung des Schulwahlverhaltens bzw. der Pendlerbewegungen) dndern.

Die Bezirksregierung Koln hat mitgeteilt, die Beratung von Schultrdagern erfolge hauptsachlich
auf Nachfrage. Die Bezirksregierung Arnsberg hat darauf hingewiesen, dass die gemeinsame
Beratung mehrerer Schultrager zu einer regionalen Schulentwicklungsplanung verstarkt an
Bedeutung gewinne. Bestatigt wird dies durch die Einschatzung der Bezirksregierung Munster,
eine schulaufsichtliche Begleitung regionaler interkommunaler Schulentwicklungsprozesse
erscheine zunehmend notwendig.

Der Erfolg der Schultragerberatungen wird von den oberen Schulaufsichtsbehérden differenziert
beurteilt. Insbesondere die Bezirksregierung Dusseldorf bewertet die Erfahrungen mit der
Zusammenarbeit mit Schultragern weitgehend positiv. Die Mehrzahl der Schultrager nehme das
Beratungsangebot gerne in Anspruch, bringe die Beratungsergebnisse in den politischen
Diskussionsprozess ein und beriicksichtige diese bei den weiteren Planungen. Sofern Schultrager
beabsichtigten, einen von Beratungsergebnissen abweichenden Beschluss zu fassen, werde dies
in aller Regel gegenuber der Schulaufsicht kommuniziert und mit Blick auf eine
genehmigungsfahige Beschlussfassung abgestimmt.

Mehrheitlich weisen die Bezirksregierungen jedoch darauf hin, dass insbesondere Beratungen
hin zu einer interkommunalen Zusammenarbeit von den Schultragern oft nur zogerlich
angenommen und gemeindelibergreifende Schulangebote trotz intensiver Beratung nur
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begrenzt durch die Schultrager realisiert wiirden. Alle Schulaufsichtsbehérden konnten hierzu
konkrete Falle aus der Beratungspraxis benennen. Die Bezirksregierung Detmold berichtete,
dass Schultrager nach den dortigen Erfahrungen im Rahmen der Beratung oft erst im Falle eines
drohenden Verlustes einer Beschulungsmoglichkeit vor Ort fiur tUber die Gemeindegrenzen
hinaus gehende Uberlegungen empfinglich seien. Die Bezirksregierung Koln bestitigt diese
Einschatzung: Die im Schulgesetz geforderte enge Zusammenarbeit der Schultrager werde eher
zuriickhaltend wahrgenommen.

Die Bezirksregierung Miinster fihrte erganzend an, dass sich vor allem bei einer Beratung zu
gemeindelbergreifenden Losungen mit Teilstandortbildungen die Beratungsbedarfe auch auf
Fragen des Raumbedarfes und der personellen und sachlichen Ausstattung erstreckten, um ein
gleichsinniges Handeln der Schultrager im Sinne einer [gemeinsamen] Schule zu ermdglichen.

Im Rahmen der sich an den Bericht ,Zwei Jahre Schulkonsens anschlieRenden
Diskussionsprozesse mit Vertreterinnen und Vertretern insbesondere der kommunalen
Spitzenverbande, der Schulaufsicht und aus der Praxis der Schulentwicklungsplanung (AG
Schulstruktur der Bildungskonferenz; Workshop ,Interkommunale Zusammenarbeit”) zur
weiteren Forderung interkommunaler Zusammenarbeit wurde die Beratungstatigkeit der
Bezirksregierungen lediglich am Rande, im Zusammenhang mit der Initilerung und Forderung
interkommunaler Planungsprozesse, erortert. Dabei gab es keine negativen Bewertungen der
Beratungsfunktion der Bezirksregierungen durch die kommunalen Vertreter. Den vereinzelten
Rickmeldungen lieR sich vielmehr eine Grundzufriedenheit und Wertschatzung der
Beratungstatigkeit durch die oberen Schulaufsichtsbehérden entnehmen. Auch dies spricht fir
eine allgemeine Akzeptanz der in das Schulgesetz Gbernommenen Beratungsaufgabe.

Ankniipfend an die Beratungsfunktion der oberen Schulaufsichtsbehorden hat der Workshop
»Interkommunale Zusammenarbeit” ausdricklich festgestellt, dass diese auch als Initiatoren
Regionaler Schulplanungskonferenzen in Betracht kommen, denn sie kénnen aufgrund der
Kenntnis (Uber)regionaler Strukturen Abstimmungsbedarfe frihzeitig erkennen. Dazu kann auf
Ziffer 5 der Handreichung ,Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich gestalten” verwiesen
werden.

4 Die rechtzeitige Anhérung anderer Schultrager

Das mit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz in § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW etablierte
formale Anhorungsgebot fir offentliche Schultrdager stellt sicher, dass ,benachbarte”
Schultrager, die in ihren Rechten beriihrt sein konnen, im Vorfeld schulorganisatorischer
MaRnahmen Einwande geltend machen kénnen. Es wird damit durch die Norm ein MindestmaR
an Abstimmung und somit auch an gegenseitiger Ricksichtnahme gewahrleistet

Die Nichtbeachtung dieser Beteiligungsverpflichtung durch den planenden Schultrager ist
aufgrund ihrer gesetzlichen Stellung ein relevantes Genehmigungshindernis. GemaR § 81 Absatz
3 Schulgesetz NRW ist die Genehmigung eines Schultragerbeschlusses durch die obere
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Schulaufsichtsbehorde zu versagen, wenn der Beschluss den Vorschriften des § 81 Absatz 1 und
der §§ 78 bis 80, 82 und 83 widerspricht (gebundene Entscheidung).

Die obere Schulaufsichtsbehorde iiberpriift daher im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens
die Einhaltung der Beteiligungsverpflichtung. Die Uberpriifung beschrinkt sich nicht auf die
Frage, ob uberhaupt eine Anhorung erfolgt ist. Es muss vielmehr ein ordnungsgemaRes
Beteiligungsverfahren nachgewiesen werden.

Hierzu gehoren 2.B.

e die Rechtzeitigkeit der Anhorung
e die Wahl des richtigen Adressatenkreises und
e die Ubermittlung ausreichender Information.

Von anderen Schultrdgern in diesem Verfahren vorgetragene und aufrecht erhaltene Einwande
sind durch die Genehmigungsbehérde darauf zu prifen, ob durch die geplante MaRnahme ein
VerstoR gegen das Rucksichtnahmegebot anzunehmen ist.

Dem Ministerium fiir Schule und Weiterbildung sind aufgrund Artikel 2 Absatz 5 des Sechsten
Schulrechtsanderungsgesetzes alle einschlagigen Genehmigungsverfahren (Errichtung von
Sekundarschulen seit 2012/2013) zur Zustimmung vorgelegt worden. Nach den Erfahrungen des
Ministeriums erfolgt die Prifung der ordnungsgemaRen Beteiligung anderer Schultrager durch
alle Bezirksregierungen gleichermaBen umfassend und sorgfdltig. In der Praxis werden im
Rahmen eines Genehmigungsverfahrens in der Regel das Anhoérungsschreiben und die
eingegangenen Stellungnahmen angefordert. Der schulgesetzliche Begriff ,benachbart” wird
aufgrund des Schutzzwecks der Norm (Sicherung der Einhaltung des Riicksichtnahmegebotes)
wie folgt verstanden: Erforderlich ist keine unmittelbare raumliche Ndhe im Sinne gemeinsamer
Gemeindegrenzen, sondern eine Betroffenheit durch die jeweilige Planung. Diese liegt
beispielsweise vor, wenn zwischen zwei Gemeinden ein Schiileraustausch besteht oder durch
die beabsichtigte MaRBnahme bestehen kann. RegelmaRig sind daher auch Schultrager
anzuhoéren, die bisher mit ihren Schulangeboten eine regionale Versorgungsfunktion

wahrgenommen haben.

Im Hinblick auf die Erfillung der Anhorungsverpflichtung durch die Schultrager hat insbesondere
die Bezirksregierung Koln berichtet, dass sich nach ihrer Einschatzung durch die ausdriickliche
Aufnahme in § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW durchaus die Bereitschaft verstarkt habe, ,Belange
von Nachbarkommunen nicht auszublenden”. Auch die Bezirksregierung Dusseldorf bewertet
die Einhaltung des Riicksichtnahmegebotes und das [selbststindige] Herbeifilhren des
regionalen Konsenses durch die Schultrager im Regierungsbezirk positiv. Die Bezirksregierung
Minster weist allerdings darauf hin, nach ihrer Erfahrung werde von benachbarten Schultragern
mit zunehmender Tendenz die Verletzung eigener Rechte (Bestandsgefahrdung bestehender
Schulen) vorgetragen.

Als Erklarungsansatz fir dieses Phanomen kommt in Betracht, dass sich die Schultrager bei
fortschreitender Umstrukturierung der regionalen Schullandschaft und aufgrund des
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demografischen Wandels sinkender Schiilerzahlen in einer starkeren Konkurrenzsituation um
Schiilerinnen und Schiler befinden. Hinzu kommt, dass es in friheren Jahren im Minsterland
etliche Gesamtschulen in kleineren Gemeinden gab, die ein groBes Einzugsgebiet hatten. Gerade
in einer derartigen Situation stellt jedoch das gesetzliche Anhorungsrecht eine angemessene
Berticksichtigung der Belange anderer Schultriager bei Genehmigungsentscheidungen liber
schulorganisatorische MalRnahmen sicher.

Im Ergebnis wurden durch die ausdriickliche Aufnahme der Anhorungspflicht in das Schulgesetz
NRW die Rechte benachbarter Schultrager tatsachlich gestarkt. Durch die zwingende
Berticksichtigung im Genehmigungsverfahren ist sichergestellt, dass dem Riicksichtnahmegebot
hinreichend Geltung verschafft wird.

Im Rahmen des Workshops ,Interkommunale Zusammenarbeit” wurde allerdings von
Vertretern der kommunalen Spitzenverbande und der kommunalen
Schulentwicklungsplanungspraxis der Zeitpunkt der Beteiligung benachbarter Schultrager
problematisiert. Es gebe regelmaRig dort Schwierigkeiten, wo Kommunen mit Beschliissen, also
vollstandig abgeschlossenen Planungsprozessen, konfrontiert wiirden. Teilweise bestehe bei
Kommunen die Sorge, ,Dinge zu friih aus der Hand zu geben”. Daher erfolge eine Beteiligung
benachbarter Schultrager oft erst unmittelbar im Vorfeld von konkreten Schultragerbeschlissen.
Zu diesem Zeitpunkt sei dann bereits eine Schultragerberatung durch die obere Schulaufsicht
erfolgt und die MaRnahmenplanung weitestgehend abgeschlossen.

Unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Workshops bestand Einigkeit, dass bei derart
verfestigten Planungen Impulse fiir eine gemeindeibergreifende Zusammenarbeit kaum noch
sinnvoll gesetzt werden kdnnen. Stattdessen sollten Nachbarkommunen friihzeitig eingebunden
und Planungen transparent gemacht werden.

Auch der Landesgesetzgeber ist bei der schulgesetzlichen Verankerung des Anhérungsrechtes
davon ausgegangen, dass die Beteiligung benachbarter Schultrager schon prozessbegleitend
wahrend der Planungsphase erfolgt. Dies ergibt sich einerseits bereits aus der systematischen
Stellung des Anhorungsrechtes in der Vorschrift zur Schulentwicklungsplanung (§ 80),
andererseits aus der Vorgabe, die benachbarten Schultrager rechtzeitig anzuhoren. Eine
Rechtzeitigkeit ist aber nur dann anzunehmen, wenn eine MaRnahmenplanung ein Mindestmal
an Ergebnisoffenheit fiir die Belange der Nachbarschultrager aufweist.

Die Frage, ob der Terminus ,rechtzeitig” in der Norm durch den Begriff ,frihzeitig” ersetzt
werden sollte, wurde im Rahmen des Workshops ebenfalls gepriift. Im Ergebnis wurde die
Anregung einer entsprechenden Gesetzesanderung jedoch verworfen, da durch den Austausch
der unbestimmten Rechtsbegriffe nach Auffassung der Workshopteilnehmer keine ausreichende
Konkretisierung bzw. Signalwirkung zu erwarten sei.

Stattdessen verstandigte der Workshop sich darauf, dass ein Appell an alle an
Schulentwicklungsplanungen Beteiligten gerichtet werden sollte, regelmalige
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Abstimmungsprozesse durchzufiihren und diese friihzeitig zu initiieren, zu intensivieren und die
Zusammenarbeit bei der Errichtung und Fortfiihrung von Schulen zu starken.

Die durch die Bildungskonferenz gebilligte erste Empfehlung des Workshops
»,Gelingensbedingungen fiir interkommunale Zusammenarbeit starker kommunizieren” benennt
als Erfolgsfaktor fiir interkommunale Kooperationen die regelmaRige wechselseitige
Information, Transparenz und Ergebnisoffenheit zu Beginn des Verfahrens. Letztlich wird damit
den 6ffentlichen Schultragern empfohlen, das gesetzlich vorgesehene Instrument der Anhorung
auf freiwilliger Basis zu einer echten Beteiligungskultur auszubauen.

Der Abschlussbericht des Workshops weist an dieser Stelle ausdriicklich darauf hin, dass
Erfordernisse, Perspektiven und Handlungsoptionen fiir eine Zusammenarbeit sehr frih bereits
bei Schulentwicklungsplanungsprozessen in den Blick genommen werden miissen.

Dem so formulierten Auftrag zur Kommunikation dieser Gelingensbedingungen kommen die
kommunalen Spitzenverbande und das Ministerium fir Schule und Weiterbildung mit Vorlage
der Handreichung , Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich gestalten” nach. Neben einem
klaren Aufruf zu ,interkommunalem Denken” und zu Kooperationsbereitschaft bei der
Schulentwicklungsplanung enthdlt die Handreichung eine umfassende Darstellung von
Erfolgsfaktoren interkommunaler Zusammenarbeit (dort Ziffer 4), die maRgeblich dem Aufbau
einer vertrauensvollen Beteiligungskultur auf Augenhdhe zuzurechnen sind. Ebenfalls behandelt
wird die Einbindung und Weiterentwicklung der Beteiligung im Rahmen systematischer
schulentwicklungsplanerischer Instrumente (Regionale Schulplanungskonferenz). Fir Details
wird auf die Ausfuhrungen in der Handreichung verwiesen.

5 Das Moderationsverfahren

Das mit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz ebenfalls in § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW
eingefigte  Moderationsverfahren  knlpft systematisch an die Beteiligung der
Nachbarschultrager an. Der Landesgesetzgeber hat das Moderationsverfahren als Instrument
zur Aufloésung eines im Rahmen der Anhorung zwischen Schultragern entstandenen Dissenses
vorgesehen. Zum Verhaltnis zwischen Anhorung, Moderationsverfahren und
Genehmigungsentscheidung hat er in der Gesetzesbegriindung ausgefiihrt:

Erwdgt ein Schultrdger, die ortliche Schullandschaft zu verdndern, informiert er
benachbarte Schultréiger dariiber. Er gibt ihnen die Gelegenheit, sich innerhalb einer
bestimmten Frist dazu zu duflern. Sieht ein benachbarter éffentlicher Schultréger in den
Pldnen die Verletzung eigener Rechte, legt er solche Einwdnde dar. Bleibt es danach bei
einem Dissens, kann jeder beteiligte Schultrdger ein Moderationsverfahren bei der oberen
Schulaufsichtsbehérde beantragen. Diese ist regelmdfliig verpflichtet, das Verfahren
durchzufiihren. Unberihrt bleibt, dass sich die Schultrdger untereinander auf die
Moderation durch eine andere Stelle verstindigen kénnen.

Ergebnis des Moderationsverfahrens kann sein, dass kein Konsens erzielt wird. Erstreckt
sich der Dissens allein auf einen Schulentwicklungsplan, ist das Verfahren damit beendet;
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aus der Schulentwicklungsplanung als solcher kann keine Verletzung der Rechte eines
benachbarten Schultrdgers erwachsen.

Geht es aber um die Errichtung einer Schule und damit um ein Genehmigungsverfahren
gemdfl § 81 Absatz 3, ist es erforderlich, (iber den Dissens zu entscheiden. Dies ist Aufgabe
der Bezirksregierung als Genehmigungsbehérde fiir die Errichtung von Schulen. Die
Bezirksregierung hat dabei das Ergebnis eines Moderationsverfahrens zu wiirdigen.

Anhand der Gesetzesbegriindung wird deutlich, dass der Gesetzgeber das
Moderationsverfahren nicht ausschlieBlich als VorfeldmaBnahme zur Genehmigung
schulorganisatorischer MaBnahmen verstanden wissen wollte. Das Instrument ist vielmehr auf
einen umfassenden Einsatz zur Erzielung eines Konsenses bereits in der Phase der
Schulentwicklungsplanung angelegt.

Nach den Erhebungen des Ministeriums fir Schule und Weiterbildung wurden landesweit seit
Inkrafttreten des Sechsten Schulrechtsdnderungsgesetzes 13 formliche Moderationsverfahren
durchgefiihrt (Stand: 8. September 2016). Die Verteilung der Verfahren auf die
Regierungsbezirke ist nachfolgender Darstellung zu entnehmen:

Moderationsverfahrenin den
=0 Regierungsbezirken

B Arnsherg
u Detmold

Dusseldorf
H KéIn

B Munster

Abbildung 5.1: Moderationsverfahren 2011 bis 2016

Die Gesamtzahl von 13 Verfahren, die ausnahmslos im Zusammenhang mit der Errichtung von
Schulen des langeren gemeinsamen Lernens gefuhrt wurden, erscheint angesichts der Vielzahl
an Planungsprozessen und Schulerrichtungen (siehe dazu den ersten Teil des Berichtes) seit dem
Jahr 2011 gering. Nur wenige der beteiligten Schultrager haben somit von diesem Instrument
Gebrauch gemacht, um auftretende interkommunale Konflikte beizulegen. Zu beriicksichtigen
ist jedoch, dass die angegebene Zahl der Verfahren nur formliche Moderationsverfahren und
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nicht die Falle umfasst, in denen Dissense bilateral zwischen Kommunen oder durch
gemeinsame Beratungsgespriche mit der Schulaufsicht beigelegt werden konnten. Uber die
Bereitschaft der Schultrager zur Konfliktbeilegung ist somit keine Aussage getroffen.

Bei einer Analyse der Verteilung der der Moderationsverfahren auf die Regierungsbezirke fallt
auf, dass mehr als die Halfte der Verfahren insgesamt (7; 54 %) auf den Regierungsbezirk Kéln
entfallt, darunter auch ein regional breit angelegtes Verfahren mit vielen kreisangehdrigen
Akteuren und unter Beteiligung des Kreises. Nach den Erkenntnissen des Ministeriums fir
Schule und Weiterbildung ist die relativ hohe Anzahl an Verfahren im Regierungsbezirk Koln
auch auf die Initiative der Bezirksregierung Koln zuriickzufiihren. Diese hat sich bereits friihzeitig
fir eine konstruktive Nutzung des neuen gesetzlichen Instrumentes eingesetzt.

Mit jeweils zwei Verfahren verteilen sich die Gibrigen Moderationsverfahren gleichmaRig auf die
Regierungsbezirke Detmold, Disseldorf und Minster. Lediglich im Regierungsbezirk Arnsberg
wurde bisher nach dortiger Riickmeldung kein formliches Verfahren durchgefiihrt.

Die insgesamt geringe Anzahl von Verfahren lasst eine abschlieRende Bewertung der Eignung
des Moderationsverfahrens zur Konfliktbeilegung nicht zu. Die Erfahrungen mit den dort
durchgefihrten Verfahren unterscheiden sich in den Regierungsbezirken. Die Bezirksregierung
KoIn, die insoweit auf die groRten Erfahrungswerte zuriickgreifen kann, bewertet die
durchgefiihrten Verfahren im Grundsatz positiv. Sie hat berichtet, dass in einigen Fallen
durchaus ein regionaler Konsens hergestellt oder Kompromisse gefunden werden konnten -
wenn auch manchmal nicht mit allen Verfahrensbeteiligten. Die gefundenen Kompromisse
umfassten beispielsweise die Einigung auf eine geringere SchulgroBe fiir ein neues
Schulangebot, als von dem planenden Schultrager urspriinglich vorgesehen. In drei der sieben
Falle konnte keinerlei Konsens erzielt werden, so dass im Genehmigungsverfahren férmlich Gber
die Einwande der Nachbarschultrager entschieden werden musste.

Die im Regierungsbezirk Koln durchgefiihrten Verfahren bezogen sich auf Errichtungsvorgange
zu den Schuljahren 2012/2013 bis 2014/2015. Die beiden Moderationsverfahren im
Regierungsbezirk Diisseldorf wurden im Jahr 2013 durchgefiihrt und bezogen sich auf geplante
Errichtungen von Gesamtschulen. Hingegen wurde im Regierungsbezirk Munster deutlich spater
erstmals von der Maoglichkeit des Moderationsverfahrens Gebrauch gemacht. Die dortigen
Verfahren beziehen sich auf Gesamtschulerrichtungen zum Schuljahr 2016/2017 und (aktuell
geplant) zum Schuljahr 2017/2018. Die Bezirksregierung Detmold hat berichtet, dass in beiden
Verfahren (Errichtung einer Sekundarschule 2012; Errichtung einer Gesamtschule 2014) kein
Konsens gefunden werden konnte. Verwaltungsgerichtliche Eil- und Klageverfahren schlossen
sich jeweils an. Im Regierungsbezirk Arnsberg wurde in einem Fall bereits wahrend eines
gemeinsamen Vorgespraches festgestellt, dass das von einer Kommune angestrebte
Vorgesprach ,an der Errichtung einer Sekundarschule nichts dndern wirde”. Von der
Durchfiihrung eines formlichen Verfahrens wurde daraufhin abgesehen.
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Nach den Berichten der oberen Schulaufsichtsbehérden wurde von der Mdglichkeit zur
Bestimmung eines externen Moderators nur in einem Fall (Regierungsprasident a.D.) Gebrauch
gemacht. Im Ubrigen wurde die Moderation, wie gesetzlich als Regelfall normiert, durch die
obere Schulaufsicht ausgeubt.

Die gesetzliche Rollenzuweisung war auch Gegenstand der Erdrterungen des Workshops
Jinterkommunale Zusammenarbeit”. Problematisiert wurde insbesondere, dass der oberen
Schulaufsichtshehorde bei einer Gesamtbetrachtung des Verfahrens eine Doppel- bzw.
Mehrfachrolle als Schultragerberaterin und Genehmigungsbehorde sowie als Moderatorin
zukommt. Die Vertreter aus der kommunalen Schulentwicklungsplanungspraxis stellten daran
anknipfend in Frage, dass bei diesen Rahmenbedingungen eine ergebnisoffene Gestaltung der
Moderationsverfahren moglich sei und die obere Schulaufsicht als Verfahrensbeteiligte sinnvoll
moderieren konne. Vertreter der kommunalen Spitzenverbande teilten die Bedenken und
wiesen darauf hin, Ziel der Einflihrung des Moderationsverfahrens sei es gewesen, ein
strukturiertes Verfahren fir einen Interessensausgleich zu finden - &hnlich eines
Mediationsverfahrens. Mit seinem Abschlussbericht hat der Workshop folgende Empfehlung
ausgesprochen, die durch die Bildungskonferenz gebilligt wurde:

Das Moderationsverfahren weiterentwickeln

Ein sinnvoller Einsatz des gesetzlichen Moderationsverfahrens als Instrument zur
Forderung der interkommunalen Zusammenarbeit setzt ein ergebnisoffenes Verfahren
voraus.

Die Beteiligung benachbarter Schultrdger und damit auch die Durchfiihrung des
Moderationsverfahrens sollte in einem Verfahrensstand erfolgen, in dem noch keine
Vorfestlegungen tber schulorganisatorische Mafinahmen getroffen worden sind.

Die  gesetzliche  Regelzuweisung der  Moderatorenrolle an die  oberen
Schulaufsichtsbehérden hat sich aufgrund ihrer Doppelfunktion als Genehmigungsbehérde
nicht bewdhrt. Von der Modaglichkeit externer Moderation sollte verstdrkt Gebrauch
gemacht werden.

Der Landesgesetzgeber sollte unter Beriicksichtigung dieser Aspekte eine Anpassung des
§ 80 Schulgesetz NRW priifen.

Zur Umsetzung dieser Empfehlung haben die kommunalen Spitzenverbiande und das
Ministerium fir Schule und Weiterbildung in der Handreichung ,Interkommunale
Zusammenarbeit erfolgreich gestalten” Grundsdtze fir den sinnvollen Einsatz des
Moderationsverfahrens formuliert (siehe dort Ziffer 6).

Die Handreichung verfolgt an dieser Stelle das Ziel, Schultrager dafiir zu sensibilisieren und sie
zu ermutigen, das Moderationsverfahren nach ihren jeweiligen Bedirfnissen zu gestalten und
sich auf geeignete — auch externe — Moderatoren zu verstandigen.

Der Landesgesetzgeber hat das Moderationsverfahren als flexibles Instrument an- und den
Verfahrensablauf nicht festgelegt, so dass Rahmen und Ablauf des Moderationsverfahrens
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bedirfnisgerecht gestaltet werden koénnen. Die Beteiligten werden daher ermutigt, das
Verfahren eigenverantwortlich zu organisieren. Es wird ihnen empfohlen, Elemente des
Mediationsverfahrens starker in das Verfahren einzubringen. Darliber hinaus werden konkrete
Vorschlage unterbreitet, wie das Instrument in regionale Abstimmungsvorgange
prozessbegleitend eingebunden werden kann.

Auf der Grundlage der Wirkungen der Vorschlige in der Handreichung wird im Verlauf der
nachsten Legislaturperiode auf Empfehlung des Workshops eine Anpassung des § 80 Absatz 2
Schulgesetz NRW, die aber angesichts der schon jetzt offenen Gesetzesformulierung
weitestgehend klarstellenden Charakter haben dirfte, zu prifen sein.

6 Interkommunale Zusammenarbeit bei der Errichtung von Schulen

Im Rahmen der Abfrage bei den oberen Schulaufsichtsbehérden zum 1. Juli 2016 wurden
ebenfalls die Erfahrungen mit interkommunaler Zusammenarbeit bei der Errichtung von Schulen
seit Inkrafttreten des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes bis einschlieRlich zum Schuljahr
2016/2017 erhoben. Die Auswertung der Berichte hat ergeben, dass bei den landesweit
insgesamt 191 neuen offentlichen Sekundarschulen (107) und Gesamtschulen (84) in 26 Fallen
(ca. 13 %) eine interkommunale Zusammenarbeit vorliegt. Diese verteilen sich wie folgt auf die
Regierungsbezirke:

Interkommunale Zusammenarbeit seit 2011
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Abbildung 6.1: Neue Sekundar- und Gesamtschulen in interkommunaler Zusammenarbeit

In der Aufstellung enthalten sind die im Schuljahr 2016/2017 bestehenden Schulen, bei denen
die Schultragerschaft entweder durch einen Zweckverband oder aufgrund einer offentlich-
rechtlichen Vereinbarung alleine von einer Tragergemeinde wahrgenommen wird (Félle des § 78
Absatz 8 Schulgesetz NRW). Die Zusammenarbeit hat nicht zwingend dazu gefiihrt, dass
gemeindelibergreifende Teilstandortlosungen realisiert wurden (siehe hierzu im ersten Teil des
Berichtes). Niedrigschwellige Formen der Kooperation, z.B. finanzielle Absprachen oder
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Einverstandniserklarungen zur Beschulung gemeindeeigener Kinder (keine interkommunale
Zusammenarbeit im engeren Sinne), sind insoweit nicht bericksichtigt. Fur eine Darstellung der
unterschiedlichen Instrumente interkommunaler Kooperation siehe auch Ziffer 3 der
Handreichung ,Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich gestalten®”.

Im Regierungsbezirk Arnsberg beschrankte sich die interkommunale Zusammenarbeit bei
Schulerrichtungen im Berichtzeitraum auf die Schulform Sekundarschule. Mit insgesamt sechs
Fallen (bei 31 neuen Schulen) liegt die Zusammenarbeit iiber dem landesweiten Durchschnitt.
Die fehlende Kooperation bei Gesamtschulerrichtungen ist auch auf die geringe Anzahl neuer
Gesamtschulen (8) zurtickzufiihren. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die Zusammenarbeit in
der Mehrzahl der Félle als positiv beurteilt. In einem Fall konnte die urspriinglich gering
ausgepragte Kooperationsbereitschaft durch intensive Beratungstatigkeit gestarkt werden, so
dass es zu einer erfolgreichen Schulerrichtung kam. Die Bezirksregierung hat berichtet, dass eine
angestrebte interkommunale Zusammenarbeit in zwei Fallen nicht realisiert werden konnte.
Stattdessen haben sich die beiden Schultrigerkommunen fir eine eigenstandige
Sekundarschulerrichtung entschieden, wahrend in den urspriinglich vorgesehenen zwei
,Partnerkommunen” Sekundarschulen in freier Tragerschaft errichtet wurden.

Fuir den Regierungshezirk Detmold liegen nur drei Falle interkommunaler Zusammenarbeit vor.
Die Bezirksregierung hat darauf hingewiesen, dass in einem Fall interkommunaler Kooperation
nach dem Wegfall eines Teilstandortes in der Partnergemeinde wegen Nichterreichens der
FortfihrungsgroRe auch die Auflosung der bestehenden offentlich-rechtlichen Vereinbarung
moglich sei. Das Verhadltnis der beiden Kommunen sei durch die Entwicklungen mittlerweile sehr
belastet. Bei der anderen, durch gemeindelbergreifende Zusammenarbeit errichteten,
Gesamtschule habe die ,Partnerkommune” nun ihr Hauptschulgebaude fir die Errichtung einer
Gesamtschule in freier Tragerschaft zur Verfiigung gestellt. Diese Falle verdeutlichen, dass eine
erfolgreiche interkommunale Kooperation nicht mit der Errichtung einer Schule als
abgeschlossen bewertet werden kann, sondern auch in der Folge durch konstruktives
Zusammenwirken und das Unterlassen von ,schadigenden” MaRBnahmen und Alleingangen
,gelebt” werden muss.

In den Regierungsbezirken Disseldorf und Miinster entspricht die Haufigkeit interkommunaler
Zusammenarbeit bei den Schulerrichtungen mit jeweils fiinf Fallen (bei 39 bzw. 40 Errichtungen)
etwa dem Landesdurchschnitt. Die beiden Kooperationen im Sekundarschulbereich im
Regierungsbezirk Miinster hatten sich bereits bei den Vorgangerschulen (,Verbundschulen”)
bewihrt und wurden bei der Anderung der Schulform in eine Sekundarschule fortgefiihrt. Bei
allen Kooperationen im Gesamtschulbereich handelt es sich in beiden Regierungsbezirken um
Schulen mit gemeindelibergreifenden Standortmodellen.

Auch im Regierungsbezirk Koéln, in dem mit sieben Kooperationen bei 41 neuen Schulen die
Zusammenarbeit etwas uberdurchschnittlich ausgepragt ist, wurden gemeindeiibergreifende
Kooperationen weitestgehend zur Umsetzung interkommunaler Standortmodelle genutzt. Bei
den Sekundarschulen setzten die Schultrager dabei auf vertikale Standortmodelle, bei den
Gesamtschulen tiberwiegen die horizontalen StandortlGsungen.
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Eine Gesamtauswertung der Formen interkommunaler Zusammenarbeit gemall § 78 Absatz 8
Schulgesetz NRW vermittelt ein relativ ausgeglichenes Bild:

Formen interkommunaler Kooperation
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Abbildung 6.2: interkommunale Kooperation nach Formen der Zusammenarbeit

Die Schultrager machen insgesamt zu etwa gleichen Anteilen von den verschiedenen
Kooperationsmoglichkeiten Gebrauch. Die intensivste Form der Zusammenarbeit einer
gemeinsamen Schultragerschaft durch Bildung eines Zweckverbandes wurde also in knapp der
Hélfte der Falle genutzt. Nach den Erfahrungen des Ministeriums fir Schule und Weiterbildung
stellt gerade diese Form der Zusammenarbeit eine nachhaltige Kooperation sicher, da die
beteiligten Kommunen dauerhaft gemeinsam fir die Gestaltung des Schulangebotes
verantwortlich sind.

Erkennbare Unterschiede bei der Gestaltung der Zusammenarbeit zeigen sich bei einem
Vergleich der Regierungsbezirke. Wahrend die Schultrager als Gestaltungsmittel in den
Regierungsbezirken Arnsberg (lediglich ein Zweckverband) und Detmold (kein Zweckverband)
offentlich-rechtliche Vereinbarungen deutlich bevorzugen, ergibt sich in den Regierungsbezirken
Koln (flinf Zweckverbande) und Miinster (vier Zweckverbande) die umgekehrte Situation. Im
Regierungsbezirk Dusseldorf werden beide Formen der Zusammenarbeit relativ gleichwertig
gewahlt (3:2).

i
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7 Gesamtbewertung

Fir die Evaluation der Auswirkungen der neuen Regelungen zur Gemeindegrenzen
uberschreitenden Schulentwicklungsplanung bestand die gilinstige Ausgangssituation, dass sich
seit Inkrafttreten der Regelung eine Vielzahl von Schultragern aufgemacht hat, das ortliche und
regionale Schulangebot weiter zu entwickeln. Aufgrund der hohen Anzahl schulorganisatorischer
MaRnahmen, insbesondere Errichtungsprozesse, und damit verbundener interkommunaler
Abstimmungen seit dem Inkrafttreten des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes, konnte fiir
die Berichtserstellung auf eine hohe Erfahrungsdichte bei den oberen Schulaufsichtshehdrden
zuriickgegriffen werden.

Daruber hinaus war auch das Ministerium fiir Schule und Weiterbildung, nicht zuletzt aufgrund
des gesetzlichen Zustimmungsvorbehaltes zur Genehmigung von Sekundarschulen (Artikel 2
Absatz 5 des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes), innerhalb des Berichtszeitraums nicht
nur mit allgemeinen schulorganisatorischen Fragestellungen befasst, sondern in viele
Einzelprozesse eingebunden und konnte somit auf Informationen ,aus erster Hand”
zuriickgreifen. Zentrale schulorganisatorische Fragen hatte das Ministerium auf der Grundlage
der Rickmeldungen aus der oberen Schulaufsicht im ersten Genehmigungsjahr 2012/2013
bereits frihzeitig im Sinne einer landeseinheitlichen Beratungs- und Genehmigungspraxis im
Rahmen von Dienstbesprechungen geklart.

Mit den umfassend gefiihrten Diskussionsprozessen insbesondere in der Arbeitsgruppe
Schulstruktur der Bildungskonferenz und im Workshop ,Interkommunale Zusammenarbeit”
gelang zudem eine Perspektiverweiterung durch einen Austausch von Erfahrungen aus der
kommunalen Schulentwicklungsplanung auf die Sicht kommunaler Schultrager. Insgesamt liegt
diesem Berichtsteil damit ein breit aufgestellter Evaluationsprozess zugrunde.

Ein klares Ergebnis der Evaluation ist: Die mit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz in § 80
Absatz 1 des Schulgesetzes vorgenommene Ausformulierung der Beratungsfunktion der oberen
Schulaufsicht in schulentwicklungsplanerischen Fragestellungen hat sich bewadhrt. Die
Schultragerberatung wird von den Bezirksregierungen sorgfaltig und verantwortungsbewusst
ausgeubt, von den Schultragern nachgefragt und auch geschétzt. Sie ist ein wichtiger Baustein,
um eine machbare Vorhabenplanung im Hinblick auf die spatere Genehmigung
schulorganisatorischer MaRnahmen zu gewabhrleisten.

Vor allem an schulentwicklungsplanerischen Schnittstellen kann die Beratung durch die obere
Schulaufsicht geeignete Alternativen aufzeigen, die Herstellung einer regionalen Sicht
unterstiitzen und ggf. konkrete Prozesse anstoRen. Wie die oberen Schulaufsichtsbehérden den
gesetzlichen Beratungsauftrag ausfiihren, ist in hohem Male davon abhangig, wie die
Schultrager ihre Schulentwicklungsplanungen gestalten und welche Beratungsanldasse und
-bedarfe daraus entstehen. Die insoweit offene Gesetzesformulierung ermdglicht auch in
hinreichendem Male eine regionale Schulentwicklungsberatung, wie sie in einigen
Regierungsbezirken zunehmend an Relevanz gewinnt, und eine aktive Beteiligung der
Schulaufsicht an von Schultragern etablierten gemeindeibergreifenden Planungsinstrumenten.
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Das in § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW eingefiligte Anhorungsrecht hat dazu beigetragen, die
Schultrager fur die Belange benachbarter Kommunen zu sensibilisieren. Die unmittelbare
gesetzlich vorgesehene Funktion einer Starkung des Riicksichtnahmegebotes ist damit erfiillt.

Nach den Erfahrungen der Bezirksregierungen hat dies aber noch nicht dazu gefihrt, dass
Schultrager regelmaRig aktiv eine Zusammenarbeit anstreben. Das heilt, aus der mittlerweile
gefestigten Praxis der Anhorung ist noch keine Kultur der Kooperation erwachsen, die —
gegebenenfalls auch unter Zuriickstellung von Eigeninteressen — gemeindelbergreifende
Erfordernisse systematisch in den Blick nimmt, um so ein nachhaltiges Uberortliches
Schulangebot zu sichern. Kritisiert wurde aus den Reihen der kommunalen
Schulentwicklungspraxis und der kommunalen Spitzenverbdande, dass eine Anho6rung der
Nachbarkommunen oft zu einem Zeitpunkt erfolgt, in welchem Planungen bereits erheblich
verfestigt sind. Eine derartige Praxis lauft jedoch der Intention des Gesetzgebers zuwider, der
das Anhorungsrecht ausdriicklich in § 80 Schulgesetz NRW und damit auf der Ebene der
Schulentwicklungsplanung, also zu einem ergebnisoffenen Verfahrensstand, verortet hat.

Eine abschlieRende Bewertung der Eignung des mit dem Sechsten Schulrechtsdnderungsgesetz
neu geschaffen Instrumentes des Moderationsverfahrens zur Konfliktbeilegung ist angesichts
der noch geringen Anzahl durchgefiihrter Verfahren nicht verldsslich moéglich. Zumindest in
einem Teil der Fille haben die Verfahren aber zu einem Kompromiss oder( Teil-) Konsens
gefiihrt. Von kommunaler Seite wurde die ,Doppelrolle” der oberen Schulaufsicht als Regel-
Moderatorin und Genehmigungsbehoérde mit klaren Worten problematisiert. Dies besonders mit
der Begrindung, dass diese Konstruktion ergebnisoffene Verfahren kaum zulasse. Der
Gesetzgeber hat das Moderationsverfahren aber gerade so angelegt, dass es durch die
jeweiligen Konfliktparteien bedarfsgerecht ausgestaltet werden kann. Auch die Bestimmung
einer externen Moderation ist stets moglich.

Eine Auswertung der schulorganisatorischen MaRnahmen seit dem schulpolitischen Konsens
fuhrt zu der Einschatzung, dass viele Schultrager im Rahmen der Schulentwicklungsplanung die
Belange benachbarter Kommunen bereits in den Blick nehmen. Eine interkommunale
Zusammenarbeit im engeren Sinne, die allen Beteiligten neue Handlungsoptionen und
erweiterte Gestaltungsspielraume eréffnen wiirde, wird aber nach wie vor eher selten realisiert.
Gerade dies konnte in einigen Regionen vor dem Hintergrund des demografischen Wandels aber
kiinftig verstarkt erforderlich werden, um dort weiterhin ein wohnortnahes und umfassendes
Schulangebot zu gewahrleisten.

Die Landesregierung schlieBt sich der durch die Bildungskonferenz des Landes Nordrhein-
Westfalen gebilligten Einschatzung des Workshops ,Interkommunale Zusammenarbeit” an, dass
das mit dem Sechsten Schulrechtsanderungsgesetz bereitgestellte gesetzliche Instrumentarium
grundsatzlich ausreicht, um eine notwendige interkommunale Zusammenarbeit wirksam in
Gang zu setzen. Sie ist ebenfalls der Auffassung, dass dieses jedoch durch untergesetzliche
MaRnahmen und die Etablierung freiwilliger Instrumente sinnvoll erganzt werden kann und,
angesichts der bestehenden Herausforderungen vor allem im landlichen Raum, auch sollte. Die
gesetzlich vorgesehenen Instrumente des Anhorungsrechtes und des Moderationsverfahrens
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sind dort flexibel genug angelegt, um von den Schultragern bedarfsgerecht eingesetzt zu
werden. Dies erfordert allerdings eine entsprechende Eigeninitiative. Die Gestaltung von
ortlichen sowie regionalen Schulentwicklungsplanungsprozessen liegt in der Verantwortung der
kommunalen Schultrager. Es ist daher auch an diesen, sich fiir gemeindelibergreifende
Losungen starker zu offnen und sich gemeinsam lber das vorzuhaltende Schulangebot zu
verstandigen.

Mit der gemeinsamen Handreichung ,Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich gestalten”
der kommunalen Spitzenverbande und des Ministeriums fur Schule und Weiterbildung sollen
entsprechende Impulse gesetzt und offensiv kommuniziert werden. Dort wird ein deutlicher
Appell an die Schultrager gerichtet, die Zusammenarbeit zu intensivieren und sich der
gemeinsamen Verantwortung und auch des gemeinsamen Interesses am Vorhalt eines guten,
vielfdltigen und nachhaltigen Schulangebotes noch stirker bewusst zu werden. Die
Erfolgsfaktoren interkommunaler Zusammenarbeit und ein bedarfsgerechter (konstruktiver)
Einsatz des Moderationsverfahrens, gegebenenfalls unter externer Moderation, bilden einen
Schwerpunkt der Handreichung. Es wird damit besonders die oben dargestellte Kritik aus dem
kommunalen Bereich zu diesen Instrumenten aufgegriffen.

Nach Einschitzung der Landesregierung sind Anderungen an § 80 Schulgesetz NRW in Bezug auf
die Regelungen zur interkommunalen Zusammenarbeit gegenwartig nicht erforderlich. Zunachst
sollte abgewartet werden, wie die Handreichung , Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich
gestalten” angenommen wird, ehe eine Anpassung des Gesetzestextes, die hauptsachlich
klarstellenden Charakter hatte, geprift wird.

Als Planungshilfe fur die Praxis ist eine Anwendung der in der Handreichung kommunizierten
Grundsatze und Vorschlage immer mit Schulentwicklungsplanungen und schulorganisatorischen
Vorhaben verkniipft. Diese liegen in der Zustandigkeit der Schultrager. Es bleibt abzuwarten, wie
konkret die Wirkungen der Handreichung kurzfristig festgestellt werden koénnen. Das
Ministerium fir Schule und Weiterbildung wird die kommunalen Spitzenverbande bitten, auch
Uber dort bekannt werdende ,best practice Beispiele” fiir Erfolgsmodelle regionaler
Zusammenarbeit zu informieren.
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Anlagen



Anlage 1: Zahl der Schiilerinnen und Schiiler 2011/2012 bis 2015/2016

Zahl der Schiilerinnen und Schiiler der Sekundarstufe | nach Schulformen und Griindungsjahr

Anlage: Bericht zu den Auswirkungen des Sechsten Schulrechtsanderungsgesetzes

Schul- | Grindungs-

Schilerinnen/Schiler

form jahr insgesamt im Jahrgang S

2011/12 J 2012/13 l 2013/14 l 2014/15 | 2015/16 |2011/12 2012/13| 2013/14 I2014/15| 2015/16
offentliche und private Schulen

Hauptschule 175.349  159.118 139.597 119.192 103.475 19.096 14.088 10.638 7.984 7.891
bis 2011 | 175.349  159.118 139.577 119.160 103.437 19.096 14.088 10.618 7.963 7.868
2012 - - - - - - - - - -
2013 - - 20 32 38 - - 20 21 23
2014 - - - - - - - - - -
2015 - - - - - - - - - -
Realschule 308.860  298.907 281.947 263.140 248.542 48.760 40.909 37.177 32.877 34.284
bis 2011 | 308.860  298.870 281.691 262.611 247.692 48.760 40.872 36.992 32,617 33.985
2012 - 37 107 162 223 - 37 36 33 33
2013 - - 149 331 493 - - 149 191 170
2014 - - - 36 78 - - - 36 40
2015 - - - - 56 - - - - 56
Sekundarschule - 5.342 15.951 29.192 38.831 - 4.408 8.772  10.198 10.529
bis 2011 - 136 534 896 - - 136 390 353 -
2012 - 5.206 9.423 13.238 17.075 - 4.272 4.321 3.850 3.754
2013 - - 5.994 9.357 12.814 - - 4.061 3.556 3.581
2014 - - - 5.701 7.453 - - - 2.439 2.335
2015 - - - - 1.489 - - - - 859
Gemeinschaftsschule 1.154 2.263 3.384 3.855 4.779 1.154 1.082 1.081 886 891
bis 2011 i 1.154 2.263 3.384 3.855 4.779 1.154 1.082 1.081 886 891
Gesamtschule 193.520 196.654  203.972 214.672 227.194 32.717 34.838 39.152 41.355  42.588
bis 2011 | 193.520 193.954 194.116 194.111 194.407 32.717 32.161 32.040 31.468 31.529
2012 - 2.700 5.453 8.204 11.027 - 2.677 2.733 2.656 2,745
2013 - - 4.403 8.618 12.911 - - 4.379 4.139 4173
2014 - - - 3.739 6.950 - - 3.092 3155
2015 - - - - 1.899 - - - - 986
Gymnasium 339.790  334.404 331.493 326.581 324.937 69.600 66.853 67.970 64.507 66.035
bis 2011 | 339.790  334.404 331.493 325.838 323.369 69.600 66.853 67.970 64.375 65.721
2012 - - - - - - - - - -
2013 - - - - - - - - - -
2014 - - - 743 755 - - - 132 157
2015 - - - - 813 - - - - 157
Gesamtergebnis 1.018.673 996.688 976.344 956.632 947.758 171.327 162.178 164.790 157.807 162.218




Schul- | Grindungs-

Schiilerinnen/Schiiler

form jahr insgesamt im Jahrgang 5

2011/12 ’ 2012/13 l 2013/14 l 2014/15 l 2015/16 2011/12]2012/13‘ 2013/14 I 2014/15[ 2015/16
offentliche Schulen

Hauptschule 173.502 157.334 137.807 117.489 101.855 18.866 13.932 10.456 7.817 7.705
bis 2011 | 173.502 157.334 137.807 117.489 101.855 18.866 13.932 10.456 7.817 7.705
2012 - - - - - - - - - -
2013 . - - - - - - - - -
2014 - - - - - - - - - -
2015 - - - - - - - - - -
Realschule 285.463  275.683 259.040 240988 226.725 44.874 37.338 33.796 29.695 30.868
bis 2011 | 285.463  275.683 258.958 240.809 226.482 44874 37.338 33.714  29.600 30.803
2012 - - - - - - - - - -
2013 - - 82 179 243 - - 82 95 65
2014 - - - - - - - - - -
2015 - - - - - - - - - -
Sekundarschule - 4.979 14.729 27.187 36.089 - 4.045 7.922 9.435 9.818
bis 2011 - 136 534 896 - - 136 390 353 -
2012 - 4.843 8.679 12.169 15.647 - 3.909 3.949 3.541 3.409
2013 - - 5.516 8.474 11.607 - - 3.583 3.155 3.269
2014 - - - 5.648 7.346 - - - 2.386 2.281
2015 - - - - 1.489 - - - - 859
Gemeinschaftsschule 1.154 2.263 3.384 3.855 4.779 1.154 1.082 1.081 886 891
bis 2011 | 1.154 2.263 3.384 3.855 4.779 1.154 1.082 1.081 886 891
Gesamtschule 185.159  188.080 195.197 205.108 216.978 31.270 33.299 37.589  39.440 40.550
bis 2011 | 185.159  185.458 185.596 185.486  185.644 31.270 30.677 30.634 30.071 30.079
2012 - 2.622 5.303 - 8.003 10.775 - 2.622 2.657 2.555 2.619
2013 - - 4.298 8.399 12.597 - - 4.298 4.034 4.078
2014 - - - 3.220 6.063 - - - 2.780 2.788
2015 - - - - 1.899 - - - - 986
Gymnasium 285.240  280.538 277.763 273.354 271.777 58.792 56.425 56.967 53.933 55.397
bis 2011 | 285.240 280.538 277.763 272.611  270.266 58.792 56.425 56.967 53.801 55.083
2012 - - - - - - - - - -
2013 - - - - - - - - - -
2014 - - - 743 755 - - - 132 157
2015 - - - - 756 - - - - 157
Gesamtergebnis 930.518 908.877 887.920 867.981 858.203 154.956 146.121 147.811 141.206 145.229




Schul- | Griindungs-

Schilerinnen/Schiiler

form e insgesamt im Jahrgang 5 |
2011/12 I 2012/13 \ 2013/14 ‘ 2014/15 I 2015/16 |2011/12 | 2012/13] 2013/14 ]2014/15! 2015/16J
private Schulen

Hauptschule 1.847 1.784 1.790 1.703 1.620 230 156 182 167 186
bis 2011 1.847 1.784 1.770 1.671 1.582 230 156 162 146 163

2012 - - - - - - - - - -

2013 - - 20 32 38 - - 20 21 23

2014 - - - - - - - - - -

2015 - - - - - - - - - -

Realschule 23.397 23.224 22.907  22.152 21.817 3.886 3.571 3.381 3.182 3.416
bis 2011 23.397 23.187 22.733  21.802 21.210 3.886 3.534 3.278 3.017 3.182

2012 - 37 107 162 223 - 37 36 33 33

2013 - - 67 152 250 - - 67 96 105

2014 - - - 36 78 - - - 36 40

2015 - - - - 56 - - - - 56
Sekundarschule - 363 1.222 2.005 2.742 - 363 850 763 711
bis 2011 - - - - - - - - - -

2012 - 363 744 1.069 1.428 - 363 372 309 345

2013 - - 478 883 1.207 - - 478 401 312

2014 - - - 53 107 - - - 53 54

2015 - - - - - - - - - -

Gesamtschule 8.361 8.574 8.775 9.564 10.216 1.447 1.539 1.563 1.915 2.038
bis 2011 8.361 8.496 8.520 8.625 8.763 1.447 1.484 1.406 1.397 1.450

2012 - 78 150 201 252 - 58 76 101 126

2013 - - 105 219 314 - - 81 105 95

2014 - - - 519 887 - - - 312 367

2015 - - - - - - - - - -

Gymnasium 54.550 53.866 53.730 53.227 53.160 10.808 10.428 11.003 10.574 10.638
bis 2011 54.550 53.866 63.730  53.227 53.103 10.808 10.428 11.003 10.574 10.638

2012 - - - - - - - - -

2013 - - - - - - - - - -

2014 - - - - - - - - - -

2015 - - - - 57 - - - - -
Gesamtergebnis 88.155 87.811 88.424  88.651 89.555 16.371 16.057 16.979 16.601 16.989
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ZUSAMMENARBEIT
ERFOLGREICH GESTALTEN

Ein Leitfaden fiir Trdager offentlicher Schulen

Eine umfassend verstandene Schulentwicklungsplanung erfordert auch ge-
bietsiibergreifende Abstimmungen und eine Zusammenarbeit zwischen
Schultragern der verschiedenen Ebenen und Nachbarkommunen. Der Erfolg
der Zusammenarbeit beruht auf der Bereitschaft, diese ergebnisoffen, trans-
parent und unter wechselseitiger Information zu gestalten. Abstimmungs-
prozesse konnen durch die sinnvolle Nutzung bereits bestehender und die
Etablierung freiwilliger neuer Instrumente positiv beeinflusst werden. Die-
ser Leitfaden erlautert das neue Instrument der ,Regionalen Schulpla-
nungskonferenz“ und gibt Hinweise fiir eine bessere Nutzung des etablierten
Moderationsverfahrens gemal3 § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW.






INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT ERFOLGREICH GESTALTEN

Inhalt
VoOorbemerKUNG . .......oveiiiiiiieeeee et e e e e e e e e 2
1. Eine Planungshilfe fir die PraxiS.........ccccccvvviiiiiiiiiieeieeeeeie e 4
2. Rechtlicher Rahmen der Schulentwicklungsplanung ................ccccoeeeeenneee.nn. 6
3. Instrumente interkommunaler Kooperation ..............cccccceeiiiiiiiiiiiiiinnnnnn. .. 8
Kooperation unter Gemeinden................oooovviiiiiiiiiiiiiiieieeeeeeeeeeeeeeeeee e 9
Einbezug der Kreise .........cooiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieee e 12
Exkurs: Bildung von Teilstandorten .................couuuviiiieeeeeeeeeeeieeeeeeeeeeeeee. 13
4. Gelingensbedingungen und Erfolgsfaktoren .............ccooeeeeiiiiiiiiiinin.n. 14
Ergebnisoffenheit ............ccccooviiiiiiiiiee e 14
Information .......ccuiiiiiie e 16
TrANSPATEIIZ......coeiiiiiiieeeeeee et e e e e e e e e e e e e e e e eeee s ennaeaes 17
5. Regionale Schulplanungskonferenzen etablieren ...............cccccccoooiiiil. 18
Planungsraume 1dentifizieren ...............ccoovviiiiiiiiiiceeeeee e 19
Schulplanungskonferenzen initiieren ..........cccccccceeeieiiiiiecciiiiiiiiieeeeeeee e 20
2118 SELZEIN ...eeiiiiiiiiiiiieii ettt ettt e e e st e e e e e 20
Verfahren selbststandig gestalten...........cccooeeeeeiiiiiiiiiiiiiiiiiceeeee e 28
6. Moderationsverfahren sinnvoll einsetzen..........ccccccceiiiiiiiiniiiiiiiiiieennnes 23
Moderationsverfahren aktiv weiterentwickeln..............cccoooiiiiiiiiiniiinie, 23
Moderationsverfahren rechtzeitig einleiten....................cccciiiiiiiieeiin.os 25
Geeignete Moderatoren bestimmen................ S e Ry 26
7. Verfahrensvorschlag ...........ccooeeiiiiiiiiiiiiiiiee e 28
L 51072 o) e S 31
1. Hintergriinde fiir die Erstellung der Handreichung .............................. 32

2. Genehmigungsfahigkeit schulorganisatorischer Maflnahmen
(weiterfuhrende allgemeinbildende Schulen und Grundschulen)............... 35



INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT ERFOLGREICH GESTALTEN

VORBEMERKUNG

Ein mit der demografischen Entwicklung vielerorts verbundener Schiiler-
rickgang, die gegenlaufige Entwicklung durch verstarkte Zuwanderung und
Veranderungen im Schulwahlverhalten der Eltern stellen Trager offentlicher
Schulen vor betrachtliche Herausforderungen. Sie miissen unter Beriicksich-
tigung dieser Faktoren ihre Schulentwicklungsplanung iberpriifen und ge-
gebenenfalls die ortliche Schullandschaft so anpassen, dass sie den gegen-
wartigen und kinftigen Anforderungen entspricht. Insbesondere im landli-
chen Raum stellt sich fir Schultriager die Frage, wie ein leistungsfahiges
wohnortnahes Schulangebot erhalten werden kann.

Zielsetzung der Schulentwicklungsplanung ist ein regional ausgewogenes,
vielfaltiges, integratives und inklusives wohnortnahes Schulangebot — also
ein Angebot, welches der Vielfalt der Schiilerinnen und Schiiler, ihren Bega-
bungen und Talenten gerecht wird. Fiir Kommunen mit einem prognostisch
geringen Schiilerpotential kann es schwierig sein, diesem — im Interesse des
Bildungsstandortes Nordrhein-Westfalen zu recht hohen — Anspruch aus ei-
gener Kraft zu genligen. Fir diese Falle sieht das Schulgesetz NRW eine Zu-
sammenarbeit von Schultragern vor.

Mit der Frage, wie interkommunale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Schulentwicklungsplanung erfolgreich gestaltet werden kann und welche
Impulse zur Starkung der Zusammenarbeit gesetzt werden kénnen, haben
sich unter anderem die kommunalen Spitzenverbande und das Ministerium
fir Schule und Weiterbildung auf Empfehlung der Bildungskonferenz des
Landes Nordrhein-Westfalen in den letzten Jahren eingehend befasst — zu-
letzt 2015 im Rahmen des Workshops , Interkommunale Zusammenarbeit®.!

Wichtige Ergebnisse dieser Prozesse fasst die hier vorgelegte gemeinsame
Handreichung ,Interkommunale Zusammenarbeit erfolgreich gestalten® des
Stadtetags, des Stadte- und Gemeindebundes, des Landkreistags und des
Ministeriums fiir Schule und Weiterbildung zusammen.

Sie richtet sich vor allem an die fir Schulentwicklungsplanungsprozesse
Verantwortlichen, die Trager 6ffentlicher Schulen. Selbstverstandlich soll sie
auch die oberen Schulaufsichtsbehérden bei der Wahrnehmung ihrer Bera-
tungsaufgaben unterstiitzen.

1 Eine detaillierte Beschreibung der Prozesse seit dem ,,Schulpolitischen Konsens“ im Jahr
2011 enthalt der Anhang 1.
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Daruber hinaus ist diese Handreichung auch als klarer Appell an alle d6ffent-
lichen Schultrager zu verstehen, eine gebietsiibergreifende Zusammenarbeit
noch starker als bisher in Betracht zu ziehen. Regional betrachtet stehen die
Schultriger in einer Verantwortungsgemeinschaft fur die Gestaltung eines
ausgewogenen und vielfaltigen Schulangebotes.

Die Wahrnehmung dieser gemeinsamen Verantwor-
tung erfordert ausgepragtes ,,interkommunales
Denken‘? — also eine verzahnte Sicht auf die
regionale Schullandschaft. Dies gilt insbeson-

dere in den Landesteilen, in denen Kommu-

nen im Bereich der weiterfilhrenden Schulen
aufgrund des demographischen Wandels nicht

mehr verschiedene Schulformen in alleiniger Trager-
schaft vorhalten kénnen.

Schultrager sollten die Chancen neuer Perspektiven und er-

weiterter Gestaltungsspielrdume, die eine Bliindelung von Inte-

ressen und Ressourcen bieten kann, daher unbedingt nutzen. Der grofite An-
reiz fir eine gebietsiibergreifende Zusammenarbeit ist letztlich das Eigenin-
teresse der Schultrdger an einem guten und zukunftsfesten Schulangebot fur
ihre Einwohner.

Das Ergebnis einer Zusammenarbeit muss nicht stets bedeuten, dass es in
allen beteiligten Kommunen Standorte eines Schulangebotes gibt. Eine ver-
zahnte Sicht heilit vielmehr, das regionale Schulangebot gemeinsam so zu
gestalten, dass sich ein wohnortnaher Zugang zu verschiedenen Schulange-
boten fir alle Schiilerinnen und Schiiler ergibt.

Der Stadtetag, der Stadte- und Gemeindebund, der Landkreistag und das
Ministerium fiir Schule und Weiterbildung appellieren daher an alle an der
Schulentwicklungsplanung Beteiligten, die Folgen einer ,Kirchturmpolitik®
zu Uberwinden. Stattdessen sollten Planungsprozesse regelmaflig von Ab-
stimmungen mit ,benachbarten® Kommunen bzw. Schultragern begleitet
werden. Diese sind frithzeitig zu initiieren, zu intensivieren; dies starkt die
Zusammenarbeit bei der Errichtung und Fortfithrung von Schulen.

2 Wird in dieser Handreichung der Begriff ,interkommunal® verwendet, gelten die Ausfiih-
rungen fur eine gebietsiibergreifende Zusammenarbeit aller Trager 6ffentlicher Schulen
(Ortsgemeinden, Kreise, Landschaftsverbiande).
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1. EINE PLANUNGSHILFE FUR DIE PRAXIS

Mit der Vorlage dieser Handreichung wird einer Anregung der Bildungskon-
ferenz des Landes Nordrhein-Westfalen entsprochen. Diese hat am 30. Okto-
ber 2015 mit der Empfehlung , Gelingensbedingungen fiur interkommunale
Zusammenarbeit starker kommunizieren“ die kommunalen Spitzenverbande
und das Ministerium fir Schule und Weiterbildung gebeten, eine Handrei-
chung zu erarbeiten, wie Prozesse interkommunaler Zusammenarbeit im Be-
reich der Schulentwicklungsplanung erfolgreich gestaltet werden konnen.

Die Empfehlung erfolgte auf der Grundlage der Téatigkeit und des Abschluss-
berichtes des Workshops , Interkommunale Zusammenarbeit®, an dem neben
den kommunalen Spitzenverbanden und dem Ministerium fir Schule und
Weiterbildung auch das Ministerium fiir Inneres und Kommunales sowie
Vertreterinnen und Vertreter aus der kommunalen Schulentwicklungspla-
nung und der oberen Schulaufsicht beteiligt waren.

Bei der Abfassung dieser Handreichung wurden die zentralen Leitgedanken
aus den vorangegangenen Diskussionsprozessen beriicksichtigt. Ankniipfend
an den Vorrang freiwilligen Engagements sollen vor allem Mdglichkeiten
aufgezeigt werden, wie durch Etablierung freiwilliger Instrumente und Iden-
tifizierung von Anreizen eine Zusammenarbeit auf Basis der geltenden
Rechtslage initiiert und gestarkt werden kann.

Die Handreichung soll im Sinne einer ,,Planungshilfe fiir die Praxis“ vor
allem Trager offentlicher Schulen dabei unterstiitzen, bei schulentwick-
lungsplanerischen Uberlegungen eine interkommunale Zusammenarbeit
starker in den Blick zu nehmen und Abstimmungsprozesse mit Nachbar-
kommunen zu gestalten. Dazu greift sie in besonderem Mafle auf Erfahrun-
gen aus der Praxis der kommunalen Schulentwicklungsplanung und der
Schultragerberatung zurick.

Es werden in einem ersten Schritt die gesetzlichen Rahmenbedingungen fiir
die Schulentwicklungsplanung dargestellt und — damit zusammenhéangend —
die Handlungsoptionen kommunaler Schultriger sowie ihre Rechte und Ver-
pflichtungen im Verhéltnis zueinander aufgezeigt. Ein klares und gemein-
sames Verstandnis des allgemeinen Handlungsrahmens ist unabdingbare
Voraussetzung, damit Schultrager bei ihren Schulentwicklungsplanungen die
sich ergebenden Spielraume und Optionen — aber auch etwaige Erfordernisse
eines Zusammenwirkens — sicher und realistisch einschéitzen kénnen.
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Im Weiteren konzentriert sich die Handreichung auf die im Rahmen des
Workshops , Interkommunale Zusammenarbeit® diskutierten Schwerpunkt-
themen mit Relevanz fiir konkrete Planungsprozesse mit gebietsiibergreifen-
den Berithrungspunkten:

e Allgemeingiiltige Gelingensbedingungen

e Etablierung systematischer Instrumente

e Sinnvoller Einsatz des Moderationsverfahrens

e Gerechte Kostenverteilungen iiber Vereinbarungen.

Der abschlieBende Verfahrensvorschlag fithrt die dargestellten Anregungen
und Vorschlage zusammen. Beabsichtigt ist, den Schultragern ein universell
anwendbares Planungsraster an die Hand zu geben, das selbstverstandlich
(unter Beriicksichtigung des schulgesetzlich gezogenen Rahmens) an die ort-
lichen und regionalen Bediirfnisse flexibel angepasst werden kann.

Dem Stadtetag, dem Landkreistag,
dem Stadte- und Gemeindebund Ein  Konkurrenzverstdndnis

.. . der Schultrdger unteretnander kann
und dem Ministerium fir Schule eine vernetzte Sicht auf Gestaltungs-

und Weiterbildung ist bewusst, dass optionen gebietsiibergreifender Ko-
es in Fragen der Schulentwick- operationen verhindern.
lungsplanung origindre Interessen Chancen regionaler Schulentwick-
einzelner Schultrager, aber auch lung sollten die Beteiligten nicht
. iberértliche I durch eine unnotige Konkurrenz um
gemeinsame uberortliche Interessen Schiilerinnen und Schiiler verstrei-

gibt. chen lassen.

Diese Handreichung folgt dem

grundlegenden Ansatz, berechtigten Interessen aller an Schulentwicklungs-
planungsprozessen Beteiligten bzw. von ihnen Betroffenen maoglichst weitrei-
chende Geltung zu verschaffen.

Der Gedanke eines umfassenden Interessenausgleiches erfordert von al-
len Beteiligten die Bereitschaft, gegensatzliche Standpunkte in den Blick zu
nehmen, dariiber gemeinsam zu verhandeln und gegebenenfalls Kompromis-
se zu schlieBen. Er ist von der Uberzeugung getragen, dass die Suche nach
abgestimmten, gemeinsamen LoOsungen immer zu besseren Ergebnissen

fuhrt.
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2. RECHTLICHER RAHMEN DER
SCHULENTWICKLUNGSPLANUNG

Die Schulentwicklungsplanung ist Ausdruck des kommunalen Selbstverwal-
tungsrechts im Sinne von Art. 28 Absatz 1 Grundgesetz und Art. 78 Absatz 1
Landesverfassung NRW. Die Schultriager haben das Recht und die Pflicht,
fir ihre eigenen Einwohnerinnen und Einwohner nach Mafligabe des Bedirf-
nisses (siehe hierzu Ziffer 2.2 im Anhang 2) Schulen zu errichten und fortzu-
fuhren (§ 78 Absatz 4 Schulgesetz NRW).

Die Schulentwicklungsplanung beriicksichtigt das gegenwiértige und zukinf-
tige Schulangebot nach Schulformen, Schularten, SchulgréBen und Schul-
standorten, die mittelfristige Entwicklung des Schiileraufkommens, das er-
mittelte Schulwahlverhalten der Eltern und die daraus abzuleitenden Schii-
lerzahlen nach Schulformen, Schularten und Jahrgangsstufen, die mittelfris-
tige Entwicklung des Schulraumbestandes nach Schulformen, Schularten
und Schulstandorten, § 80 Absatz 5 Schulgesetz NRW. Die Schulentwick-
lungsplanung ist Voraussetzung fiir Genehmigungsverfahren bei schulorga-
nisatorischen Maflnahmen nach § 81 Absatz 2 Schulgesetz NRW.

Die Schultrager sind nach § 80 Schulgesetz NRW stets verpflichtet, zur Si-
cherung eines gleichméfBigen und alle Schulformen umfassenden Bildungs-
und Abschlussangebotes, eine mit den Planungen benachbarter Schultriager
abgestimmte Schulentwicklungsplanung zu betreiben.

Die in § 80 Absatz 1 Schulgesetz NRW verankerte Verpflichtung zu enger
Zusammenarbeit dient zum einen der Sicherung eines bediirfnisgerechten,
regional ausgewogenen, vielfaltigen und umfassenden Schulangebots und
zum anderen aber auch dem Bestandsschutz des Schulangebots in benach-
barten Kommunen (Gebot der Rucksichtnahme).

Die Gemeinden als kommunale Schultriger sind nach § 78 Absatz 4 1.V.m. §
80 Absatz 4 Schulgesetz NRW zu einer gemeinsamen Schulentwicklungs-
planung verpflichtet, sofern die Voraussetzung fiir die Errichtung und Fort-
fihrung von Hauptschulen, Realschulen, Sekundarschulen, Gymnasien und
Gesamtschulen nur durch Schiilerinnen und Schiiller mehrerer Gemeinden
gesichert werden kann (gebietsiibergreifendes Bediirfnis).
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Grenzen der kommunalen Planungshoheit ergeben sich vor allem aus den
Rechtspositionen benachbarter Kommunen und moéglicher Eingriffe in deren
Selbstverwaltungsrecht. Nach § 80 Absatz 2 Schulgesetz NRW sind die Ge-
meinden daher bei ihrer Schulentwicklungsplanung verpflichtet, Riicksicht
auf die Belange benachbarter Kommunen zu nehmen. Die wichtigste Aus-
pragung dieses Ricksichtnahmegebotes stellt das Verbot der Bestandsge-
fahrdung dar.

Voraussetzung fiir die Herstellung und Bewahrung eines regionalen Konsen-
ses ist eine bei allen schulorganisatorischen MaBnahmen durchzufiihrende
interkommunale Abstimmung. Dies gilt auch dann, wenn diese nicht unmit-
telbar das Gebiet der benachbarten Gemeinde betreffen, aber zwischen den
Gemeinden bereits ein Schiileraustausch besteht oder durch die angedachte
MaBnahme entstehen kann.

Mit dem 6. Schulrechtsanderungsgesetz sind — auf Grundlage eines Vor-
schlags des Stadte- und Gemeindebundes NRW — durch die Einfiihrung des
Anhoérungsrechts und des Moderationsverfahrens (§ 80 Absatz 2 Schulgesetz
NRW) die Rechte der Nachbarkommunen gestarkt und in Konsequenz die
Verpflichtung zur Zusammenarbeit nochmals betont worden. Benachbarte
Schultrager sind bei der Schulentwicklungsplanung rechtzeitig anzuhéren.
Bei Konflikten zwischen Kommunen tiber die Schulentwicklungsplanung
kann sowohl der planende Schultrager als auch der Schultrager, der mog-
licherweise in seinen Rechten verletzt ist, ein Moderationsverfahren bean-
tragen.

Das Ergebnis des Moderationsverfahrens kann sein, dass kein Konsens er-
zielt wird. Sofern Gegenstand des Moderationsverfahrens eine genehmi-
gungsbediirftige schulorganisatorische Mafinahme nach § 81 Absatz 3 Schul-
gesetz NRW (beispielsweise die Errichtung einer Schule) ist, hat die obere
Schulaufsichtsbehorde iiber die Beachtlichkeit der Einwéande zu entscheiden.
Im Ubrigen nehmen die oberen Schulaufsichtsbehérden im Rahmen der
Schulentwicklungsplanung nach § 80 Absatz 1 Schulgesetz NRW gegentuiber
den Schultriagern eine beratende und unterstiitzende Funktion wahr.
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3. INSTRUMENTE INTERKOMMUNALER KOOPERATION

Im Bereich der auf das eigene Gemeindegebiet bezogenen Schulentwick-
lungsplanung stellt die Abstimmung der Planung(en) das gesetzlich geforder-
te Mindestmal} interkommunaler Zusammenarbeit dar. Eine abgestimmte
Schulentwicklungsplanung bedeutet: Koordination mit anderen, gegebe-
nenfalls betroffenen, Gemeinden bzw. Schultragern durch Kommunikation,
gegenseitige Information, Beriicksichtigung abwéagungsrelevanter Belange
und Beratung. Dabei behalten die einzelnen kommunalen Schultrager jedoch
vollumfanglich ihre Planungshoheit. Im Ergebnis bleibt es bei eigenstiandigen
kommunalen Schulentwicklungsplanen.

Im Gegensatz dazu erfordert die bei gebiets-
iibergreifenden Bediirfnissen ausdriicklich ge-
setzlich geforderte (§ 80 Absatz 4 Schulgesetz
NRW)

gemeinsame  Schulentwicklungsplanung
ein deutlich héheres Mall an Zusammenarbeit.
Die beteiligten Gemeinden miissen eine ge-
meinsame Datengrundlage schaffen, sich iiber
Planungsgrundsatze,  Verfahrensgrundsétze,
Zeitrahmen und Planungsziele verstandigen.
Ziel der gemeinsamen Planungsanstrengungen
ist ein (streitfreier) gemeinsamer Schulent-
wicklungsplan, der die Einzelplanungen ersetzt.

Hinweis: Gemeinden
kénnen sich auch ohne
»gesetzlichen Zwang“ auf
dem Gebiet der Schulent-
wicklungsplanung fiir eine
intensivere Form der Zu-
sammenarbeit entscheiden
und z.B. eine kreisweite
Schulentwicklungspla-

nung gemeinsam erarbei-
ten. Siehe dazu unter Zif-
fer 5 (Regionale Schulpla-
nungskonferenzen).

Eine interkommunale Zusammenarbeit ist nicht auf benachbarte Gemeinden
oder demselben Kreis angehorige Kommunen beschrankt. Die Zusammenar-
beit der kommunalen Schultréiger ist auch kreisiibergreifend moéglich und bei
Randlage einer Kommune und entsprechendem Schiileraustausch (gewach-
senen Pendlerstrukturen) auch angezeigt. Bei der Planung inklusiver Schul-
landschaften ist auch die Einbeziehung der Landschaftsverbande sinnvoll.
Dariiber hinaus ist in Einzelfidllen sogar eine landeriibergreifende kommuna-
le Zusammenarbeit, zum Beispiel im Rahmen einer Beschulungsvereinba-
rung (s.u.), denkbar.

Von einer interkommunalen Zusammenarbeit zu unterscheiden ist die pada-
gogische und organisatorische Zusammenarbeit von Schulen gemafl § 4
Schulgesetz NRW. Diese kann beispielsweise zur Etablierung eines sinnvol-
len, auch gemeindeiibergreifenden, Ubergangsmanagements genutzt werden.
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Das Einvernehmen mit dem Schultrager bzw. _

den Schultriagern ist herzustellen, soweit =y
zusatzliche Kosten durch die Zusammen-- '
arbeit der Schulen entstehen.

Im Hinblick auf konkrete

" Ubertragung Y

M m 1 = e
afSnahmen 1nte1-'kommuna R e zuiimen
ler Zusammenarbeit zur Ge- ,  aufgaben

staltung der (iiber)ortlichen
Schullandschaft ist eine Kooperati-

on in gestufter Intensitat von Vereinba-
rungen zur Kostentragung bis hin zu ge-
meinsamen Schultragerschaften moglich. Ein Schulverbinde
geeignetes Instrument der Zusammenarbeit
kann daher flexibel und situationsangemessen
vereinbart werden. Dabei kénnen durchaus auch meh-

rere Instrumente zu einer ,Paketlosung®“ kombiniert werden.

Kooperation unter Gemeinden

Fir die Ausgestaltung einer interkommunalen Zusammenarbeit durch of-
fentlich-rechtliche Vereinbarungen oder durch gemeinsame Aufgabenwahr-
nehmung in Zweckverbanden gelten die Vorschriften des Gesetzes iiber
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW).

Finanzielle Beteiligung
Eine niedrigschwellige Moglichkeit
der Kooperation besteht darin, dass

Info: Beispiele Schulkosten

&l Lenpmiel - . sich Kommunen an den Kosten eines
e Sport- /Schwimmunterricht . i i
o  Schiilerfahrkosten Schultragers beteiligen, der mit sei-
. gedede;Stez_ld " nem Schulangebot eine iiberortliche
° us- unda rortoildungskosten ; : =

e Aufwendungen fiir EDV Versorgungsfunktion erfiillt — oder
o Fernsprechkosten dass sie anderweitige Ausgleichsme-
* Schilerunfallversicherung chanismen finden. Méglich sind an-
e Kosten der Mensa

teilige Beteiligungen an allen Schul-

kosten ebenso wie differenzierte Kos-
tenregelungen. Vereinbarungen konnen unmittelbar iiber die Schulkosten
getroffen werden, aber auch andere Verflechtungen zwischen den Gemeinden
koénnen bei den Uberlegungen Beriicksichtigung finden. Grundsitzlich be-
steht Vertragsfreiheit, so dass die Gemeinden den genauen Rahmen einer
Kostenbeteiligung selbststandig aushandeln kénnen und auch missen.
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Insbesondere die Kostentrdgerschaft bei den Schiilerfahrkosten (Schul-
tragerprinzip) kann den jeweiligen Schultrager belasten und in Konsequenz
auch seine Bereitschaft beeinflussen, weiter ein Schulangebot mit tberortli-
cher Versorgungsfunktion vorzuhalten.

Der Workshop ,Interkommunale Zusammenarbeit® hat sich mit der Frage
beschéftigt, ob das geltende Recht zur Kostentriagerschaft einer Anderung
bedarf. Er ist zu dem Ergebnis gelangt, dass das Schultragerprinzip sich im
Grundsatz bewéahrt hat, sich bei der interkommunalen Zusammenarbeit dar-
aus allerdings Fehlanreize ergeben konnen. Die Veranderung der Schullas-
tenverteilung wiirde aber zu einer Vielzahl von Folgewirkungen fithren.

Die kommunalen Spitzenverbande und das Ministerium fiir Schule und Wei-
terbildung appellieren an alle Beteiligten, Schulkosten fair zu verteilen und
starker freiwillige Vereinbarungen tiber eine Kostenbeteiligung zu treffen.

Hinweis: Freiwilligen Vereinbarungen iiber die Beteiligung an Schultrdgerkosten
steht das kommunale Haushaltsrecht nicht grundsdtzlich entgegen. Auch fiir "Not-
haushaltskommunen' ist eine Kostenbeteiligung hdufig sinnvoll und nicht von vorn-
herein ausgeschlossen. Dies sollte im Einzelfall mit der zustdndigen Kommunalauf-
sicht abgestimmt werden.

Beschulungsvereinbarungen

Uber den Abschluss sogenannter , Beschulungsvereinbarungen“ kénnen Ge-
meinden Regelungen hinsichtlich des Zugangs zu Schulangeboten und zur
Anrechenbarkeit auswiartiger Schiler treffen. Im Rahmen der Vereinbarung
erklart sich die Heimatgemeinde regelmaflig damit einverstanden, dass die
Beschulung (eines Teils) ihrer Schiiler von der Schultriagergemeinde tuber-
nommen wird. Die auswartigen Kinder erhalten damit einen den gemeinde-
eigenen Kindern gleichrangigen Aufnahmeanspruch an dem Schulangebot
der Partnergemeinde. Sie konnen im Gegenzug entsprechend in die Schul-
entwicklungsplanung einbezogen werden und sind bei dem Schiileraufkom-
men und der Bedirfnisermittlung zu bertiicksichtigen.

In der Praxis sind ,Beschulungsvereinbarungen“ insbesondere bei Errich-
tungsprozessen von Schulen relevant. Sie konnen eingesetzt werden, um die
Mindestgrofle von Schulen (Errichtungsgréf3e) abzusichern und stellen damit
ein mogliches Instrument zur tiberortlichen bediirfnisgerechten Gestaltung
der Schullandschaft dar. Zu beachten ist aber, dass dadurch keine ,Doppel-
verplanung® des Schiileraufkommens entstehen darf.
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Ubertragung der Schultrigeraufgaben

Gemeinden konnen nach § 78 Absatz 8 Schulgesetz NRW durch o6ffentlich-
rechtliche Vereinbarung die Aufgaben des Schultrigers auf eine andere Ge-
meinde ibertragen. Der Gesetzgeber ist dabei von einer Ubertragung der
Aufgabengesamtheit als Regelfall ausgegangen. Dies hat zur Folge, dass
die die Aufgaben tibernehmende Gemeinde vollumfanglich fur das Gebiet der
Partnergemeinde in die Verpflichtungen gemall §§ 78ff Schulgesetz NRW
eintritt, wahrend diese in gleichem Mafe entlastet wird. Moglich ist aber
auch die Ubertragung von Teilaufgabenbereichen oder auch einzelnen Auf-
gaben. Als Instrument der Zusammenarbeit bietet sich die Moéglichkeit, auf
dem Gebiet der Schulentwicklungsplanung Synergieeffekte zu erzielen und
die Planungsgrundlagen durch Erweiterung von Planungsraumen zu verbes-

sern.
Das Modell einer Ubertragung der Schultra- Tipp: Das Schulgesetz
geraufgaben kann sich in der Praxis bei- NRW  ldsst ausdriicklich
el . - it di Elisch auch den  Wechsel des
spielsweise anbieten, soweit die schulische Sehulisliers ciner DBesie
Versorgung bereits faktisch von einem be- henden Schule zu (Ande-
nachbarten Schultriager iibernommen wird. rung gemdfs § 81 Abs. 2).
, . . Diese Mafnahme sollte er-

Auch wenn ein Teilstandort der Schule einer wogen werden, wenn sich
anderen Kommune auf dem Gemeindegebiet ein Schulangebot durch
gebildet wird — ohne dass die Tragerschaft Vendpderung, (ges Sgeger
; i k aufkommens, der Schul-
gemeinsam in einem Zweckverband ausge- wahl oder des Einzugsberei-
iibt werden soll — kann die Aufgabeniiber- ches zu einem tberdrtlichen

- . = . Angebot entwickelt.
tragung eine geeignete LOosung sein.

Zweckverbdnde

Als intensivste Form der Zusammenarbeit kommt die gemeinsame Schultra-
gerschaft mehrerer Gemeinden als ,Schulverband“ in Betracht. Nach § 78
Absatz 8 Schulgesetz NRW koénnen Gemeinden und Gemeindeverbénde sich
zu Schulverbanden als Zweckverbande nach dem Gesetz iiber kommunale
Gemeinschaftsarbeit zusammenschlieBen oder dazu zusammengeschlossen
werden (Pflichtverband gemal3 § 13 GkG). Die Aufgaben der Schulaufsicht
nimmt die Schulaufsichtsbehérde im Einvernehmen mit der Kommunalauf-
sichtsbehorde wahr. Zweckverbénde dienen grundsatzlich dazu Aufgaben, zu
deren Wahrnehmung Gemeinden oder Gemeindeverbande berechtigt oder
verpflichtet sind, gemeinsam zu erfiilllen oder durchzufithren. Die konkrete
Ausgestaltung der Zusammenarbeit erfolgt iiber eine Verbandssatzung. An-
ders als bei der Ubertragung der Schultragerverpflichtungen bleiben die be-
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teiligten Gemeinden oder Gemeindeverbande weiter, nun aber gemeinschaft-
lich, verantwortlich im Sinne der §§ 78ff Schulgesetz NRW. Mit der gemein-
samen Aufgabenerfillung sind entsprechende Mitspracherechte und Mog-
lichkeiten zur Einflussnahme auf die Gestaltung der Schullandschaft ver-
bunden.

Einbezug der Kreise

Nach der schulgesetzlichen Zustandigkeitsverteilung sind Kreise nicht nur
Schultrager der Berufskollegs, sondern auch , Reserveschultrdger® fur
Schulen, fiir die die Tragerschaft von Gemeinden vorgesehen ist. Fihrt eine
(an sich pflichtige) Zusammenarbeit kreisangehoriger Gemeinden nicht zum

Tipp: Eine Regelvorgabe fiir die Verteilung von Schultrdgerkosten innerhalb von
Schulverbdnden enthdlt § 94 Absatz 3 Schulgesetz NRW. Nach Mafigabe von Absatz 4
der Vorschrift kann aber von dieser Kostenverteilung abgewichen werden, so dass eine
flexible Ausgestaltung méglich ist.

Erfolg, so geht die Pflicht zur Errichtung oder Fortfihrung einer Schule nach
§ 78 Absatz 4 Schulgesetz NRW auf den Kreis uiber.

Bereits deshalb hat der Kreis ein origina-

Tipp: Dort, wo sie vorhanden res Interesse daran, wie die kreisangeho-
sind, bieten Regionale Bil- rigen Gemeinden ihr Schulangebot gestal-
dungsnetzwerke wertvolle ¢ 3 i o dabet ik

Strukturen, die fir Schulent. en un w1.e sie .a.el zusammenwirken.
wicklungsplanungen genutzt Sofern es sich bei einem Schultrager um
werden konnen, und betreiben eine kreisangehorige Gemeinde handelt,

Bildungsmonitoring, so dass di . ..
P;anl:,ng; reg;m:;lfr s Bil(:iisnglse- ist deshalb geméall § 80 Absatz 2 Schulge-

landschaften stets aktuell erfol- setz NRW auch der Kreis im Hinblick auf
genlgamin: seine Aufgaben friithzeitig iiber Planungen
zu unterrichten.

Grundsatzlich verfiigen auch die Kreise iiber die vorstehend dargestellten
Instrumente zur Gestaltung einer gebietsiibergreifenden Zusammenarbeit.
Die Moglichkeit zum Zusammenschluss zu Zweckverbanden erstreckt § 78
Absatz 8 Schulgesetz NRW ausdriicklich auch auf, Gemeindeverbande“. Eine
vergleichbare Aussage fehlt fiir die Ubertragung der Schultragerpflichten
durch offentlich-rechtliche Vereinbarungen: Der Gesetzeswortlaut sieht eine
Ubertragung ,,auf eine Gemeinde* vor.
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Aus dieser Formulierung abzuleiten, dass die Ubertragung der Schultrager-
schaft auf einen Kreis grundséatzlich ausgeschlossen sein soll, widerspréache
aber der Grundidee des Gesetzes iber kommunale Gemeinschaftsarbeit
(GkG) und in vielen Fallen auch einem praktischen Bediirfnis, da die Aufga-
beniibernahme durch einen Kreis unter Umstdnden die sinnvollste Hand-
lungsoption sein kann.

Der Unterschied zu der in § 78 Schulgesetz NRW explizit genannten Uber-
tragung auf eine Gemeinde besteht allerdings darin, dass im Falle einer Re-
gelung auf der gleichen Ebene zwingend auch eine einvernehmliche Verstan-
digung iber die Verteilung der Kosten erzielt werden muss. Vertrage ,zu
Lasten Dritter sind deshalb nicht moéglich. Bei einer Aufgabenuibertragung
auf den Kreis kann es demgegeniiber sein, dass die Lasten einer allgemeinen
oder differenzierten Kreisumlage auch Kommunen treffen, die an der Verein-
barung uber den Tragerwechsel tiberhaupt nicht beteiligt waren.

Dieser Schutzgedanke tritt in den Hintergrund, wenn alle von einer Umlage-
finanzierung betroffenen Gemeinden Einvernehmen iiber die Aufgabenwahr-
nehmung durch den Kreis erzielen. In diesen Fallen spricht nichts gegen eine
analoge Anwendung des § 78 Absatz 8 Schulgesetz NRW.

Exkurs: Bildung von Teilstandorten

Ein sichtbares Ergebnis interkommunaler Zusammenarbeit kann die Reali-
sierung einer gebietsiibergreifenden Teilstandortlésung sein. Die Bildung von
Teilstandorten ist grundséatzlich unter den Voraussetzungen des § 83 Absatze
6 und 7 Schulgesetz NRW an Schulen aller Schulformen méglich. Sie konnen
bei einer Schulerrichtung, aber auch nachtraglich gebildet werden.

Eine erleichterte Teilstandortbildung zum Zwecke der Sicherung des schuli-
schen Angebotes der Sekundarstufe I in einer Gemeinde ermoglicht das Ge-
setz fir Gesamt- und Sekundarschulen. ,Interkommunale Schulangebote®
mit Teilstandorten koénnen ein sinnvolles Instrument darstellen, um ein
wohnortnahes Schulangebot in einer Gemeinde zu erhalten. Derartige Lo-
sungen miissen jedoch sorgfaltig geplant werden. Sie lassen sich nur nach-
haltig und fur alle Beteiligten gewinnbringend realisieren, wenn aufgrund
der absehbaren Entwicklung der Schiilerzahl die Gewéahrleistung der Fort-
fihrungsgrofle des Standortes als sicher oder zumindest sehr wahrscheinlich
prognostiziert werden kann. Steht das Erreichen der Mindestgrofle, und da-
mit die Fortfiihrung des Schulangebotes stiandig in Frage, so verunsichert
dies auch in hohem Mafle die Eltern.
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4, GELINGENSBEDINGUNGEN UND ERFOLGSFAKTOREN

Der Workshop ,Interkommunale Zusammenarbeit® hat als
Ausgangspunkt firr seine Uberlegungen zur Gestaltung ge-
bietsuibergreifender Kooperationen zunéchst ermittelt, wel-
che Faktoren eine Zusammenarbeit positiv beeinflussen
konnen. Anhand der Erfahrungen der Vertreterinnen und
Vertreter aus der kommunalen Praxis und der oberen
Schulaufsicht und durch beispielhafte Analyse einiger
Prozesse gelang es, allgemeingiiltige Erfolgsfaktoren

oder , Gelingensbedingungen“ einer interkommunalen

Ergebnis-
offenheit

Information

Zusammenarbeit im Bereich der Schulentwicklungspla-
nung herauszuarbeiten.

Eine zentrale Erkenntnis lautet: die Aspekte ,Information, Transparenz

Transparenz und Ergebnisoffenheit” sind charakteristisch fiir
gelungene Kooperationen, gleich welcher Art und Intensitét.

Fur die Praxis bedeutet dies: Information von Nachbarkommunen

und Herstellung von Transparenz sollten zu einem Zeitpunkt sichergestellt
werden, in dem ein ergebnisoffener Austausch zwischen allen Beteiligten
noch moglich ist und Interessen von Nachbarkommunen in die Planungen
einbezogen werden konnen.

Ergebnisoffenheit

Unter den Teilnehmerinnen und Teilneh-

Tipp: Eine ergebnisoffene
Konstellation  ldsst  sich
gegebenenfalls auch tber
eine regionale Schulent-
wicklungsberatung  unter
Beteiligung aller beteiligten
Kommunen durch die obere
Schulaufsicht (wieder)
herstellen. Dies kann auch
einem Riickzug einzelner
Kommunen, die selbst kei-
ne Schultrdgeraufgaben
mehr wahrnehmen, aus
relevanten Fragestellungen
der regionalen Schulent-
wicklung entgegenwirken.

mern des Workshops bestand grofle Einig-
keit, dass sich dort die Perspektiven fir ge-
meindetibergreifende Kooperationen deutlich
verschlechtern, wo Nachbarkommunen erst
dann von Uberlegungen erfahren, wenn
Schulentwicklungsplanungen bereits verfes-
tigt oder sogar schon Beschliisse gefasst wor-
den sind. Insbesondere die Vertreterinnen
und Vertreter aus der kommunalen Praxis
wiesen darauf hin, wie oft im Rahmen einer
Anhorung der Nachbarkommunen gleich mit
kommuniziert werde: ,,Das ist alles schon
[mit der Bezirksregierung] besprochen
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Gerade auf dem Gebiet der Schulentwicklungsplanung bedarf es fiir eine
sinnvolle Abstimmung der Kommunen uber eine sich ergdnzende Angebots-
struktur eines hohen Mafles an Ergebnisoffenheit.

Der Landesgesetzgeber hat in § 80
Absatz 2 Schulgesetz NRW die
Schultrager ausdriicklich zu ,enger
Zusammenarbeit und gegenseitiger
Riicksichtnahme® verpflichtet. Er ist
also davon ausgegangen, dass Schul-

Hinweis: Der Gesetzgeber ist
auch bet Einfiigung des Anhérungs-
rechtes in § 80 SchulG davon aus-
gegangen, dass benachbarte Schul-
trager in einem noch offenen Ver-
fahrensstand beteiligt werden. Er
hat in der Gesetzesbegriindung des-
halb ausgefiihrt:

trager Kommunikations- und Ab-
stimmungsprozesse auf Augenhéhe

und unter gegenseitiger Achtung der ity &% CERGTATE 8 G-

che Schullandschaft zu verdndern,
informiert er benachbarte Schulird-
ger dariiber,

verschiedenen Interessen gestalten.
Es ist verstandlich, dass ein planen-
der Schultrager bestimmte Schritte
dieses Prozesses erst ,intern“ geklart
haben mochte (oder sogar muss).

Bereits vollstandig oder nahezu abgeschlossene Planungen, umfassende Vor-
abstimmungen mit einzelnen Beteiligten oder der Schulaufsicht kénnen von
Nachbarkommunen so wahrgenommen werden, dass sie ,vor vollendete Tat-
sachen® gestellt werden sollen, selbst wenn dies durch die planende Kommu-
ne nicht beabsichtigt ist. Die, aus Sicht der Nachbarkommunen, Vorweg-
nahme von Ergebnissen oder relevanten Planungsschritten kann die vom
Schulgesetz NRW intendierten vertrauensvollen Austauschprozesse negativ
beeinflussen. Eine Rahmensetzung durch bereits verfestigte Planungen be-
wirkt gegebenenfalls eine Perspektivbeschrankung oder vermindert die Be-
reitschaft von Nachbarkommunen, sich konstruktiv in die bereits laufenden
Planungsprozesse einzubringen.

Tipp: Der Stddte- und Gemeindebund weist darauf hin, dass manchmal auch eine
Perspektiverweiterung tiber die eigentliche Schulentwicklungsplanung hinaus lohnend
sein kann, um Impulse und Anreize fiir eine Zusammenarbeit zu setzen. Beispielsweise
kann eine ,lange gewiinschte Buslinie“ durchaus in die Uberlegungen einer gemeinde-
ubergreifenden Zusammenarbeit im Sinne einer ,,Paketlosung” einbezogen werden.

Die Bildungskonferenz des Landes Nordrhein-Westfalen hat die Einschat-
zung des Workshops ,, Interkommunale Zusammenarbeit* bestatigt, dass
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»Erfordernisse, Perspektiven und Handlungsoptionen fiir eine Zusammenar-
beit mehrerer Schultrdger bereits sehr frith im Rahmen der Schulentwick-
lungsplanung in den Blick genommen werden miissen.

Information

Grundlage jeder erfolgreichen MaBnahmenplanung — nicht nur im Bereich

der Schulentwicklungsplanung — sind die erforderlichen Informationen. Der

Landesgesetzgeber setzt beispielsweise eine Bediirfnisermittlung im Vorfeld

schulorganisatorischer MaBBnahmen voraus, um die Gewinnung der erforder-
lichen Informationen zu Schiiler-

aufkommen und Elternwillen zu
Infokasten

. . gewéahrleisten. In diesem Zu-
Basis-Informationen:

sammenhang 1st regelméalliges

¢ kommunale Schiilerzahlentwicklung Bildungsmonitoring hilfreich.

e Anmeldezahlen

o Verdnderung im Schulwahlverhalten Informationsdefizite erschweren

* Zahl der Aus- und Einpendler :oh d Pl

e Anderung schulwegrelevanter nicht nur den SBUNESPNORESE;

Verkehrsinfrastruktur sie erhohen auch das Risiko fir

e Einrichtung gemeinsamen Lernens Fehlol d flEa

e Verdnderung bet Schulprofilen e panungen }ln BERAEIEES
letztlich den Erfolg der ganzen
MaBnahme.

Selbst in der Vorphase der eigentlichen Schulentwicklungsplanung kann es
im Hinblick auf die kiinftige, auch regionale, Gestaltung der Schullandschaft
lohnend sein, tiber relevante Einflussfaktoren, wie z.B. die Schiilerzahlent-
wicklung, zu informieren. Dies gilt erst recht, wenn die Schulangebote eines
Schultragers faktisch bereits eine tiberortliche Versorgungsfunktion einneh-
men.

Die Schulangebote benachbarter Schultrager konnen nicht isoliert voneinan-
der betrachtet werden, denn das Schulwahlverhalten der Eltern ,macht nicht
an Gemeindegrenzen halt“. Im Idealfall ergédnzen sich die Schulen zu dem
vom Schulgesetz NRW in § 80 geforderten regional ausgewogenen, vielfalti-
gen, inklustven und umfassenden Angebot. Dieser hohe Anspruch setzt aber
einen Informationsfluss zwischen benachbarten Kommunen voraus, der die
Schultrager in die Lage versetzt, alle fir die Ausgestaltung des Schulangebo-
tes relevanten Einflussfaktoren bei ihren Planungen zu beriicksichtigen.

Die Information muss dem Prinzip der Gegenseitigkeit folgen. Nur eine
wechselseitige Information erméglicht es, iiber Kenntnis aller Einflussfakto-
ren und Zusammenhénge ein vollstandiges Bild der Erfordernisse und Chan-
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cen der Schulentwicklungsplanung in einer Region zu zeichnen. Sie bildet die
Grundlage, um Handlungsbedarfe und Anléasse fur ein Zusammenwirken bei
der Gestaltung der regionalen Schullandschaft frithzeitig in den Blick zu
nehmen. Soweit die regionale Auspragung der Schullandschaft dies erfordert,
kann es sich anbieten, die wechselseitige Information iiber unmittelbar be-
nachbarte Kommunen auf regionale Planungsraume auszuweiten (siehe dazu
unten ,Regionale Schulplanungskonferenz®).

Die Schulentwicklungsplanung ist -

wenn auch , anlassbezogen® — eine ,Dau-
eraufgabe“ der Schultrager. Fiir ein be-
dirfnisgerechtes Schulangebot zu sor-
gen, bedeutet auch, auf Veranderungen
der Rahmenbedingungen zu reagieren.
Entwicklungen beim
Schiilleraufkommen oder Elternwahlver-

beispielsweise

Tipp: Benachbarte Kommu-
nen sollten sich verstdndigen,
welche fiir die Schulentwick-
lungsplanung relevanten In-
formationen sie einander zu-
ganglich machen wollen. Es
bietet sich an, gemeinsam zu
besttmmen, wie und in welchen
Zeitabstdnden die gegenseitige
Information erfolgen soll.

halten miissen durch Uberpriifung und
gegebenenfalls Anpassung des Schulan-
gebotes nachvollzogen werden. Im Hin-
blick auf diese kontinuierliche Aufga-
benwahrnehmung bedarf es daher ei-

Durch die Etablierung einer
wechselseitigen  Informations-
kultur werden bereits regelmd-
pige Kommunikationsanldsse
geschaffen, die zu einem Aus-
tausch tiber Moglichkeiten et-
ner starkeren Zusammenarbeit
genutzt werden konnen.

ner regelméfligen wechselseitigen Infor-
mation der Nachbarkommunen.

Transparenz
Bereits die dargestellte Informationskultur zwischen zwei oder mehreren
Gemeinden schafft ein gewisses Maf} an Transparenz und fihrt zu einer Ver-
besserung der Planungsgrundlagen. Gemeinsame Interessenlagen und Per-
spektiven einer Zusammenarbeit lassen sich aber nur dann sinnvoll ermit-
teln, wenn es auch einen Austausch uber Schlussfolgerungen aus der Daten-
lage und uber schulentwicklungsplaneri-

Hinweis: Uber die Planungen sche Uberlegungen gibt.

so frith wie moglich zu informie-
ren, bedeutet nicht, die Schul-

entwicklungsplanung zu frih
»aus der Hand zu geben®.

Die Bewaltigung gemeindetiibergreifender
Herausforderungen bedarf der Entwick-
lung einer gemeinsamen Problemsicht
und moglicherweise eines Ablosens von
kommunalen Strukturen und Denkmustern. Eine derartige regionale Be-
trachtungsweise im Vorfeld ortlicher Schulentwicklungsplanung setzt ein
angemessenes Mal3 an Transparenz voraus.
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5. REGIONALE SCHULPLANUNGSKONFERENZEN

ETABLIEREN

Das Schulgesetz NRW sieht in § 80 vor, dass Schultréiger eine mit den Pla-
nungen benachbarter Schultriager abgestimmte Schulentwicklungsplanung
betreiben sowie auf dem Gebiet der Schulentwicklungsplanung zusammen-
arbeiten und aufeinander Riicksicht nehmen. Die Verpflichtung zur Herstel-
lung eines regionalen Konsenses im Vorfeld schulorganisatorischer Maf-
nahmen ist eine Auspriagung des Grundsatzes zu gegenseitiger Ricksicht-
nahme.

Eine konkrete Vorgabe, wie regionale Abstimmungsprozesse auszugestalten
sind, enthalt das Schulgesetz hingegen nicht. Die Trager 6ffentlicher Schulen
haben selbst in der Hand, auf welche Weise und mit welcher Intensitiat sie
die regionale Abstimmung und Zusammenarbeit durchfithren. Sie koénnen
gemeinsam Wege finden und Instrumente schaffen, die diese Prozesse syste-
matisieren.

Mit der Etablierung derartiger Lenkungsmechanismen geht das Erfordernis
zur Selbstorganisation einher. Voraussetzung ist zunidchst die Bereitschaft,
sich in regionale schulentwicklungsplanerische Uberlegungen iiber das ge-
setzlich geforderte Mindestmall hinaus einzubringen. Im Idealfall entsteht
eine echte Planungsgemeinschaft, in der die Beteiligten vertrauensvoll zur
Bewailtigung schulentwicklungsplanerischer Aufgaben zusammenarbeiten.
Es gilt der Grundsatz freiwilligen Engagements.

Komplexe Planungsprozesse konnen nur gelingen, wenn alle relevanten Ein-
flussfaktoren und Wechselwirkungen auch auf regionaler Ebene berticksich-
tigt werden. Die kommunalen Spitzenverbiande und das Ministerium fir
Schule und Weiterbildung appellieren daher an alle fur die Schulentwick-
lungsplanung Verantwortlichen, tragfahige Strukturen fiir eine regionale
Zusammenarbeit zu schaffen und sich aktiv

daran zu beteiligen.

(3) Gemeinsame
Schulentwicklungs-

(2) Regionale planung
Abstimmung und
T s Planung
(1) Identifikation
von
Planungsrdumen
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Der nachfolgende Vorschlag fur die Etablierung einer , Regionalen Schulpla-
nungskonferenz“ (RSPK) bietet ein Grundgeriist, welches selbstverstandlich
frei an die regionalen Bediirfnisse angepasst werden kann. Die Vorschlige
basieren auf Erfahrungen mit der Erarbeitung einer kreisweiten Schulent-
wicklungsplanung im Kreis Heinsberg und die daran anknupfenden Erorte-
rungen im Workshop , Interkommunale Zusammenarbeit®.

Planungsraume identifizieren

Eine erfolgreiche Abstimmung tuiber Aspekte der Schulentwicklungsplanung
auf regionaler Ebene setzt voraus, dass der Planungsraum im Vorfeld identi-
fiziert und umrissen wird.

Die landesweit sehr unterschiedlichen regionalen Strukturen sowie Bediirf-
nisse einer regional abgestimmten Schulentwicklungsplanung erschweren
eine allgemeingiiltige Definition des Begriffes ,Planungsraum®. Die nachfol-
genden Ausfithrungen sind daher als Anhaltspunkte und Hilfestellung fur
die Festlegung von Planungsraumen im Einzelfall zu verstehen.

Ein Planungsraum ist dann sinnvoll identifiziert, wenn die Auswirkungen
von Planungen auf die Betroffenen hinreichend grof3 und die wechselseitigen
Abhéangigkeiten hinreichend deutlich sind. Nur so kann gewéahrleistet wer-
den, dass die durch die regionale Abstimmung beriihrten Trager 6ffentlicher
Schulen und sonstigen Gemeinden die Einbindung in gemeinsame Planungen
als Mehrwert verstehen.

Bereits die Festlegung auf einen Pla-

. nungsraum kann ein interkommunaler
Empfehlung: Als raumlicher

Bezugspunkt im kreisangehori- Abstimmungsprozess sein, bei dem die

gen Raum bieten sich grundsdtz-
lich die Kreisgrenzen an (Aus-
gangspunkt). Gegebenenfalls
kann auch eine Begrenzung auf
TetlrGume des Kreisgebietes
sinnvoll sein. Bet der Bestim-
mung des Planungsraumes sind
jedoch auch Randlagen von
Kommunen an der Grenze von
Kreisen oder Regierungsbezirken
zu berticksichtigen.

Akteure 1hre Informationen austauschen,
zu einem Gesamtbild verdichten und sich
iiber die relevanten regionalen Pla-
nungsparameter verstandigen. Damit
werden zentrale Bausteine fir die spa-
tere Planungs- und Abstimmungstatig-
keit frithzeitig zusammengetragen.

Ein besonders wichtiger Parameter zur
Bestimmung von Planungsrdumen ist

das Schulwahlverhalten iiber kommunale Grenzen hinweg. Eine sorgfaltige
Analyse der Schiilerbewegungen (Ein- und Auspendler) in Verbindung mit
der Entwicklung der Schiilerzahlen und des Schulwahlverhaltens ermdoglicht
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im spateren Planungsstadium die Einschatzung, wie sich angedachte Ma@-
nahmen regional auswirken werden.

Schulplanungskonferenzen initiieren

Anlass fur eine ,Regionale Schulplanungskonferenz (RSPK)“ konnen konkre-
te schulentwicklungsplanerische Uberlegungen eines Schultrigers oder auch
Eltern- und Blurgerinitiativen sein, die konkrete Fragestellungen aufwerfen.
Die Initiative kann aber auch aus dem generellen Interesse heraus erfolgen,
ein systematisches Abstimmungs- und Planungsinstrument fiir die Region zu
etablieren, das die Akteure unabhéngig oder im Vorfeld von spéteren Pla-
nungsprozessen ,an einen Tisch® holt (Forum).

Die kommunalen Spitzenverbidnde und das Ministerium fiir Schule und Wei-
terbildung ermutigen die regionalen Akteure, ,Regionale Schulplanungskon-
ferenzen“ als umfassendes regionales Abstimmungsinstrument zu ver-
stehen und entsprechend einzusetzen. Auch ohne Ankniipfung an ein konkre-
tes Vorhaben kann eine Schulplanungskonferenz wertvolle Impulse fir die
Entwicklung der regionalen Schullandschaft liefern und helfen, Entwick-
lungsbedarfe rechtzeitig zu identifizieren. Bereits die Initiierung eines Dialo-
ges kann die Beteiligten fur die Interessen benachbarter Schultriager sensibi-
lisieren und gegebenenfalls den Boden fiir kiinftige Abstimmungsprozesse
bereiten oder gemeinsame Planungen anstof3en.

Initiator einer ,Regionalen Schul-
Hinweis: Als Initiator kommt auch
die zustandige Schulaufsicht in Be-
tracht. Diese kann im Rahmen threr
Beratungsfunktion und aufgrund der
Kenntnis (iiber)regionaler Strukturen
Abstimmungsbedarfe friihzeitig er-
kennen.

planungskonferenz“ kann jeder Be-
teiligte sein, der einen kommunale
Gebietsgrenzen  iiberschreitenden
Abstimmungsbedarf feststellt.

Haufig werden dies angesichts der
Sie sollte im Hinblick auf Ihre Funk-
tion als Beraterin und Genehmi-
gungsbehorde auch Beteiligte einer
»Regionalen Planungskonferenz“sein.

gesetzlichen Zustandigkeiten fir die
Schulentwicklungsplanung eine
Kommune oder der Kreis sein.

Ziele setzen
Das erste prozessbegleitende Ziel der Schulplanungskonferenz besteht darin,
durch wechselseitige Information und einen Interessensabgleich unter den
Akteuren eine regionale Perspektive herzustellen. Ziel des Gesamtprozes-
ses ist es, auf dieser Grundlage eine tragfahige gemeinsame (z.B. kreisweite)
oder zumindest eine abgestimmte (z.B. kreisabgestimmte) Schulentwick-
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lungsplanung zu beschlieBen. Eine abgestimmte Schulentwicklungsplanung
kann dabei entweder als endgiiltige Abstimmung der Einzelplanungen oder
als Rahmensetzung fiir nachfolgende schultriagerbezogene Planungen ausge-
staltet werden.

Die gemeinsame Schulentwicklungsplanung bietet insbesondere auf-
grund des hoheren Verbindlichkeitsgrades Vorteile fir alle Beteiligten. Es
entsteht ein verlasslicher, auch in den Details abgestimmter Planungsrah-
men, der die Grundlage fiir alle schulorganisatorischen Maflnahmen bildet
und somit auch deren Tragfiahigkeit absichert.

Die schulgesetzlich festgelegte Zielsetzung,
Tipp: Nicht zuletzt bietet ein regional ausgewogenes, uvielfdltiges, in-
sich bei einer gemeinsamen klusives und umfassendes Angebot zu ge-
Schulentwicklungsplanung withrleisten, kann damit am besten verwirk-
jfnzrlfg:;é;if;aifis?hance licht werden, da auch die regionale Vielfalt

. ‘ ' der Angebote und die Notwendigkeit kon-
f;i‘;;?:f ;ﬁgﬁ;‘istfgf sf; kreter Zusammenarbeit bei der Errichtung
als eine Vielzahl einzelner und Fortfilhrung von Schulen (gebietsiiber-
Schulentwicklungsplanun- greifende Bediirfnisse) in den Blick genom-
gen durch externe Berater. . "

men werden. Zudem kann ein gut aufeinan-
der abgestimmtes MaBnahmenpaket auch
vor Ort gegeniiber den von schulorganisatorischen Maflnahmen Betroffenen
besser kommuniziert werden. Ein nachtragliches ,,Ausscheren“ einzelner Be-
teiligter wird angesichts des damit verbundenen Aufwandes einer Neupla-
nung und des Bewusstseins regionaler Wechselwirkungen (Identifikations-

faktor) unwahrscheinlicher.

i nur
gemeinsame :
abgestimmte

i - Schaffung einer SEP - Abstimmung der
verbindlichen .
Planetasgraniiegs Einzelplanungen der
Schultrager
- einheitliche
Planungsgrundsitze ’ Hf:rstfallung i=e
regionalen
- Maflnahmenpaket Konsenses"
- Beruicksichtigung - Restrisiko einer
aller unvollstdndigen
Wechselwirkungen Detailplanung
- keine - Fokus: lokale statt
Mehrfachverplanung regionale Gestaltung

von Schiilerpotential
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Verfahren selbststiandig gestalten

Die Festlegung des organisatorischen Rahmens und des Verfahrensablaufes
ist Aufgabe der Beteiligten: Sie richtet sich nach deren Zielen und Bediirfnis-
sen.

Zur Klarung des organisatorischen Rahmens T3 e b _ 2
der RSPK gehoren beispielsweise die Be- Wi Eiegt sl ar, Ui

i | i ] i getroffenen  Organisations-
stimmung einer Verfahrensleitung, die Auf- entscheidungen in  einer

stellung eines Zeitplans, die Festlegung der gemeinsamen  Rahmenver-
einbarung oder Verfahrens-

Verfahrensschritte und eine Verstiandigung ordniing feteshalien,

iiber Zusammensetzung, Arbeitsweise und
Beteiligungsstrukturen.

Soweit dies ohne intensivere inhaltliche Befassung moglich ist, sollten auch
bereits friithzeitig Vereinbarungen tiber das gemeinsame Ziel (s.0.) erfolgen
und grundlegende strategische Entscheidungen getroffen werden.

An die Klarung der Rahmenbedin-
gungen und Arbeitsvoraussetzungen,
die bei Bedarf selbstverstandlich
auch nachtraglich angepasst werden

* Rahmen festlegen kénnen, schlieft sich mit der Ab-
Ziele vereinbaren
planen und absttmmen
Einigkett herstellen Kern der Tatigkeit der ,Regionalen
Ergebnis beschlieflen
weiteres Vorgehen kldren

Infokasten Phasen
der Planungskonferenz:

stimmungs- und Planungsphase der

Schulplanungskonferenz“ an. In die-
sem Verfahrensschritt konnen die
Beteiligten — gegebenenfalls auch ar-
beitsteilig — ihre Perspektiven austauschen, Handlungsoptionen bestimmen
und diskutieren, Ergebnisse vorbereiten und vorabstimmen.

Denkbar ist, dass dabei ein Dissens zwischen einzelnen Beteiligten iiber Pla-
nungselemente entsteht. Dieser sollte moglichst prozessbegleitend ausge-
raumt werden, um die Ergebnisfindung nicht mit Konflikten zu belasten
(siehe auch unten Moderationsverfahren als VorfeldmaBnahme).

Die kommunalen Spitzenverbande und das Ministerium fiir Schule und Wei-
terbildung empfehlen, die ,Regionale Schulplanungskonferenz“ zu einem sys-
tematischen Instrument regionaler Abstimmung zu entwickeln, das regel-
mdafig einberufen wird. Auf diese Weise konnen die einmal aufgebauten
Planungs- und Abstimmungsstrukturen fur die Zukunft erhalten werden.
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6. MODERATIONSVERFAHREN SINNVOLL EINSETZEN

Die Erorterung der Fragestellung, wie das gesetzliche Instrument des Mode-
rationsverfahrens (§ 80 Absatz 2 Satz 5 SchulG) moéglichst sinnvoll und fir
alle Beteiligten gewinnbringend eingesetzt werden kann, bildete einen
Schwerpunkt der Téatigkeit des Workshops ,Interkommunale Zusammenar-
beit".

Voraussetzung fur die Einleitung des Moderationsverfahrens ist, dass zwi-
schen Beteiligten ein Dissens besteht. Im Idealfall sollte der Entstehung ei-
nes Dissenses bereits durch gemeinsame Planungsanstrengungen entgegen-
gewirkt werden. Wo z.B. eine ,Regionale Schulplanungskonferenz® in eine
gemeinsame oder zumindest abgestimmte Schulentwicklungsplanung min-
det, bedarf es in der Regel auch spéter keiner Moderation mehr. Ein Modera-
tionsverfahren kann unter Umstdnden auch als zusatzliches Instrument in
regionale Vorabstimmungen einbezogen werden. Dies kann beispielsweise
sinnvoll sein, wenn es klar abgrenzbare Interessenskonflikte zwischen ein-
zelnen Beteiligten gibt, deren Beilegung im grofleren Rahmen Schwierigkei-
ten bereitet (Moderationsverfahren als VorfeldmafBnahme).

Es bestand Einigkeit unter den Teilnehmern des Workshops ,, Interkommuna-
le Zusammenarbeit®, dass das Moderationsverfahren nur dann sinnvoll zur
Herstellung eines regionalen Konsenses eingesetzt werden kann, wenn eine
ergebnisoffene Gestaltung sichergestellt wird. Anderenfalls besteht die
Gefahr, dass das vom Landesgesetzgeber bezweckte Abstimmungsinstrument
zu einer bloen Formalitat wird.

Problematisiert wurden bei einem Abgleich der Erfahrungen zu bisherigen
Moderationsverfahren insbesondere der geeignete Zeitpunkt der Verfah-
renseinleitung sowie die Rolle der oberen Schulaufsicht im Verfahren.

Moderationsverfahren aktiv weiterentwickeln

Im Idealfall fiihrt das Moderationsverfahren zu einem Konsens zwischen den
Beteiligten. Die gesamte Ausgestaltung des Verfahrens muss demnach auf
eine Konsenserarbeitung ausgerichtet sein. Ein Konsens kann jedoch nur
dann erzielt werden, wenn aus Sicht der Beteiligten ihre jeweiligen Positio-
nen hinreichend beriicksichtigt werden und ein Interessensausgleich ernst-
haft in den Blick genommen wird.
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Moderationsverfahren sind dem Grundsatz nach darauf ausgelegt, Parteien
einen Rahmen fir einen geordneten Gesprachsprozess zu bieten. Dem Mode-
rator kommt dabei die Aufgabe einer Dialogforderung ohne eigene Sachinte-
ressen zu. Er ist dafur zusténdig, dass der Gesprachsprozess sachlich und
strukturiert bleibt und sich alle Beteiligten duflern konnen. Der Gesprachs-
prozess konzentriert sich dabei weitestgehend auf den Konfliktgegenstand.
Ob dies bereits eine Konfliktlosung ermdoglicht, hdngt im hohen Mafle von der
Sachorientiertheit der Parteien ab, denen weiterhin autonom die Lésungssu-
che obliegt.

Fir das schulgesetzliche Moderationsverfahren gibt es allerdings keine fest-
gelegten Verfahrensvorgaben. Rahmen und Ablauf kénnen flexibel und von
den Beteiligten auf ihre Bediirfnisse abgestimmt werden.

Es wird daher allen Beteiligten empfohlen, Flemente des Mediationsver-
fahrens kunftig starker in die Moderationsverfahren einzubringen.

g . Moderator "méaBigt"... Mediator "vermittelt"...
2 1 | - Ziel: Sicherung geordneter = - Ziel: Unterstiitzung,
| "{é . | Kommunikation einvernehmliche Lisung zu
% b g . - eingeschrinkter finden
i "g . | Kompetenzumfang - Versachlichung und
= - | ("Verfahrensmacht") Lenkung auf Interessen
i | - Lenkung des (statt Positionen) ‘ g
’f . Gesprachsprozesses (aus - Einbezug "kreativer" &
' | dem Hintergrund) Losungen (Optionen B
! | - Sicherung der Sachnihe erweitern) £
:: - macht ggf. aktiv inhaltliche g
\ Vorschlédge | |

LN

Mediation und Moderation unterscheiden sich unter anderem

durch eine aktivere Rolle des Mediators und durch eine strukturelle Offen-
heit bei der Konfliktbeilegung. Eine geringer ausgepréagte ,Rechtsfolgenori-
entierung” der Mediation und eine Fokussierung auf gemeinsame Interessen
kann den Einbezug weiterer Gesichtspunkte und damit eine konstruktive
Konfliktlésung erleichtern.

Am Ende der Mediation steht haufig eine konkrete Abschlussvereinbarung.
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Zentrale Mediationsgrundsatze, die auch in das schulgesetzliche Moderati-
onsverfahren Uiber eine Vereinbarung der Parteien liber die Verfahrensregeln
eingebracht werden sollten, sind:

= Selbstverantwortung der Parteien

= Neutralitat des Moderators

*»  Grundsatz der Informiertheit der Parteien
» Freiwilligkeit der Verfahrensteilnahme

» Grundsatz der Vertraulichkeit

Moderationsverfahren rechtzeitig einleiten

Die Ergebnisoffenheit eines Moderationsverfahrens hangt in hohem Mafe
davon ab, wann dieses durchgefiithrt wird. Als Faustformel kann gelten: je
weiter die Planungen eines Schultriagers und die Abstimmungsprozesse auf
lokaler Ebene und mit der Schulaufsicht fortgeschritten sind, desto starker
verringern sich die Chancen auf einen Interessensausgleich und damit auf
ein erfolgreiches Moderationsverfahren. Eine hohe Detailplanungsdichte, ei-
ne klare Beschlusslage oder eine bereits erfolgte Aullenkommunikation ver-
engt die Perspektiven und Handlungsspielraume. Es besteht oft nur eine ge-
ring ausgepragte Bereitschaft, bereits erfolgte Planungsschritte zu tiberden-
ken und gegebenenfalls zuriick zu nehmen. Zweck eines Moderationsverfah-
rens ist es nicht, die Vorfestlegungen der einen Partei der anderen Seite
»,schmackhaft“ zu machen.

Zwangslaufig wird eine Nachbarkom-

Tipp: Die Beteiligung benach- mune, die erst zu einer vollstandig aus-

barter Schultrager und damit
auch die Durchfiihrung des Mo-
derationsverfahrens  sollte in
einem Verfahrensstand erfolgen,
in dem noch keine Vorfestlegun-
gen uber schulorganisatorische
Mafinahmen getroffen worden
sind.

geplanten und beschlossenen schulor-
ganisatorischen Malnahme angehort
wird, davon ausgehen, dass ein Modera-
tionsverfahren in diesem Verfahrens-
stand kaum ergebnisoffen sein kann.
Die planende Kommune beschrankt

Das Moderationsverfahren bietet durch dieses Vorgehen einseitig den

sich besonders bei bestehendem
Dissens hinsichtlich schulent-
wicklungsplanerischer ~ Uberle-
gungen tm Vorfeld schulorgani-
satorischer Mafinahmen oder als
Begleitmafinahme zu regionalen
Absttmmungsprozessen an.

Gegenstand der Moderation auf die Ge-
nehmigungsfahigkeit der beabsichtigten
MaBnahme und reduziert damit letzt-
lich auch die Verhandlungsbereitschaft
und die Moglichkeit, neue Sichtweisen
noch in die Planungen einzubeziehen.
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Dass auch der Landesgesetzgeber von einem rechtzeitigen Einbezug der
Nachbarkommunen ausgegangen ist und gerade frithzeitige Moderationsver-
fahren anregen wollte, zeigt die Aufnahme dieses Instrumentes in § 80
Schulgesetz NRW (Schulentwicklungsplanung). Auch die Gesetzesbegriin-
dung zum sechsten Schulrechtsdnderungsgesetz (2011) nimmt eindeutig da-
rauf Bezug, dass Gegenstand des Moderationsverfahrens auch ein Dissens
hinsichtlich eines Schulentwicklungsplans sein kann:

»Erstreckt sich der Dissens allein auf einen Schulentwicklungsplan, ist das
Verfahren damit beendet; aus der Schulentwicklungsplanung als solcher kann
keine Verletzung der Rechte eines benachbarten Schultrdgers erwachsen.

Geeignete Moderatoren bestimmen
Mit der Formulierung

»+..kann jeder der beteiligten Schultrdger etn Moderationsverfahren
bei der oberen Schulaufsichtsbehirde beantragen

enthalt das Schulgesetz in § 80 eine Regel-

zuweisung der Moderatorenrolle an die Hinweis: Das Schulgesetz

NRW stellt aber ausdriicklich
klar, dass die beteiligten
Schultrdger auch die Modera-
tion durch eine andere Stelle
vereinbaren konnen. Die Mog-
lichkeit einer externen Mode-
ration wird von den Schultrd-
gern jedoch bisher in der Pra-
xis nicht wahrgenommen.

zustandige Bezirksregierung. Der Work-
shop ,Interkommunale Zusammenarbeit®
ist jedoch zu dem Ergebnis gelangt, das
sich diese Rollenzuweisung aufgrund der
sonstigen Verfahrensbeteiligung der
Schulaufsichtsbehérden an Schulentwick-
lungsprozessen nicht in allen Fallen be-
wahrt hat.

Bei einer Gesamtbetrachung der Prozesse von der Anfangsplanung bis zur
Genehmigungsentscheidung nimmt die Bezirksregierung mehrere Aufgaben
wahr. Sie ist — neben der gesetzlich vorgesehenen Moderatorenrolle bei der
Herstellung des regionalen Konsenses — in die Planungen eines Schultréagers
frihzeitig durch die Schultragerberatung einbezogen. Aullerdem ist sie Ge-
nehmigungsbehorde fur die beschlossene schulorganisatorische MafBnahme
und hat im Rahmen dieser Entscheidung auch die Erheblichkeit eines Vor-
bringens der Nachbarkommunen zu bewerten. Die Genehmigung kann sie
letztlich nur verweigern, wenn ein Verstof3 gegen das Riicksichtnahmegebot
vorliegt.
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Nach den Erfahrungen der Teilnehmer des Workshops ,Interkommunale Zu-
sammenarbeit kann gerade diese Aufgabenbiindelung und die damit zu-
sammenhédngende Vorbefassung problematisch sein, wenn es darum geht,
einen Konflikt zwischen Nachbarkommunen ergebnisoffen und neutral zu
moderieren. Oftmals wird sich die Vorhabenplanung einer Gemeinde auch
gerade auf die Ergebnisse aus der Schultridgerberatung stiitzen. Dies er-
schwert eine unbefangene Sicht aller Beteiligten auf die Planungen im Rah-
men des Moderationsverfahrens. Zudem ist bei Ubernahme der Moderatoren-
rolle durch die Bezirksregierung eine zu frithe Verengung der Sicht auf die
Genehmigungsfahigkeit eines Vorhabens denkbar.

Die Beteiligten sollten sich daher kiinftig ver-
starkt dariber verstandigen, ob eine externe
Moderation erfolgen soll. Dies bedeutet je-
doch nicht, die zustdndige Bezirksregierung
von einem Moderationsverfahren vollig auszu-
schliefen. Aufgrund ihrer Sachkunde im Be-
reich der Schulentwicklungsplanung und ihrer

Tipp: Sind allein kreis-
angehorige Kommunen an
einem Verfahren beteiligt,
kann sich eine externe
Moderation  durch den
Kreis anbieten.

Dieser verfiigt tiber Kennt-

nisse der ortlichen Struk-
turen und kann evtl. zu-
sdtzliche  Gesichtspunkte
fiir eine kreisweite Schul-
entwicklungsplanung ein-
bringen.

Kenntnis regionaler Strukturen kann die obe-
re Schulaufsicht vielmehr zur Informiertheit
aller Beteiligten beitragen und gegebenenfalls
wertvolle Impulse geben. Sie kann regionale
Wechselwirkungen aufzeigen und — im Vor-

griff auf die spatere Genehmigungsentschei-
dung — evtl. schon erste Einschidtzungen zur Realisierbarkeit getroffener
Vereinbarungen treffen.

Der ,partnerschaftliche” Einbezug der Bezirksregierung im Sinne einer ,Be-
ratung statt Moderation“ gewéhrleistet, dass die im Moderationsverfahren
gefundenen Losungen auch rechtlich und schulfachlich tragfahig sind.

Empfehlung: Die Trdger offentlicher Schulen sind aufgerufen, das Moderations-
verfahren im Einzelfall zu einem fiir sie passgenauen Abstimmungsinstrument weiter
zu entwickeln und sich gemeinsam auf etnen Rahmen zu verstindigen, der thren Be-
diirfnissen entspricht. Dazu bedarf es keiner Anderung des Schulgesetzes NRW.

Sie sollten auf eine externe — neutrale — Moderation zurtickgreifen und Elemente des
Mediationsverfahrens einbringen. Denkbar ist die Einschaltung ausgebildeter Media-
toren. Die jeweils zustdndige obere Schulaufsichtsbehorde sollte in beratender Funk-
tion in das Moderationsverfahren einbezogen werden.
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7. VERFAHRENSVORSCHLAG

(1) Bilaterale
(l. Vorarbeiten des Schultriagers \\

® 3
- Informationen sammeln o AbStlmmungen
. . ®
(z.B. kommunales Bildungsmonitoring) g'
- Handlungsbedarfe ermitteln B
’—) - erste Handlungsoptionen entwickeln :°§
| - mogliche Betroffenheit anderer S
\ Schultréager feststellen (regionale Sicht) /
vertrauensvoll
. 3
p ;'77/ " 2. Austausch mit anderen 5
&j/ o Kommunen und Schultragern =
\ wechselseitige - Austauschprozesse aktiv fuhren §
. Informationskultur [ - gemeinsame Problemsicht entwickeln =
N 4 - Zusammenarbeit in den
N > Blick nehmen

------------------------------------------

- Sinnvoller Einsatz des
. Moderationsverfahrens
- ergebnisoffen gestalten
- geeigneten (ggf. externen)
Moderator bestimmen
- Elemente des Mediations-
verfahrens einbringen
- Bezirksregierung einbinden

Sunsvquissaassnjyosqy

fy-ijhzeitig

-

3. Dissense
prozessbegleitend
ausraumen

Konsens

r

4. Planungen

= abschlieflende SEP o : > _ .
» MaRanhien konkretisieren — . f1.n‘anz1elle
beschlieBen i Betelllgquen
» Genehmigung  mn— offer\lftllch-xi)echtllche
beantragen . ereinbarungen
beit gestalten o Bwedlarerbinlls

Der vorstehende Vorschlag zur Gestaltung von Abstimmungsprozessen zwi-
schen einzelnen Kommunen iber schulentwicklungsplanerische Sachver-
halte mit gebietsiibergreifenden Bezligen folgt der schulgesetzlichen Syste-
matik (Anhoérung, Moderationsverfahren), greift aber insbesondere die im
Leitfaden erlauterten Grundsiatze und Erfolgsfaktoren einer gelingenden Zu-
sammenarbeit auf. Ziel des Prozesses ist die konsensuale Gestaltung eines
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guten, regional ausgewogenen und zukunftsfesten Schulangebotes im Inte-
resse aller Beteiligten. Der Austauschprozess erfolgt von einer ergebnisoffe-
nen Ausgangsposition ohne verfestigte Planungen aus und ist darauf ange-
legt, Perspektiven einer Zusammenarbeit frithzeitig in den Blick zu nehmen.
Das Modell wird nachfolgend fir regionale Abstimmungsprozesse mit
mehreren Akteuren um das systematische Instrument der ,Regionalen
Schulplanungskonferenz (RSPK)“ erweitert.

(2) Abstimmung auf

1. Vorarbeiten der Schultriger (s.o.)

regionaler Ebene = %q
Gemeinden A/ B Gemeindeverband & S

~,

initiieren 5‘ 0{&

Kreis Landschaftsverband | % 3

3 &

S 3

&

Feststellung: kommunale Gebietsgrenzen

2. Regionale : _
uiberschreitender Abstimmungsbedarf

Schulplanungskonferenz
(RSPK)

a) Rahmen festlegen
- Planungsparameter klaren

- regionale Sicht herstellen
Dissens tliber

Planungselemente
prozessbegleitend b) Gemeinsame Ziele
ausridumen vereinbaren

"4
c) Planen und abstimmen ]
11
o b
N
d) Einigkeit herstellen ]

-
.
.
.
.
.

Sinnvoller Einsatz des
Moderationsverfahrens (s.o.)

3. Planungen
konkretisieren

Zusammenarbeit
gestalten

4. RSPK

regelmiflig einberufen

Ao m oy

e) Ergebnis beschlieflen }

=d I

v

gemeinsame
oder
abgestimmte

- " SEP )

- Ergebnisse iiberpriifen und anpassen

- aufgebaute Abstimmungsstrukturen bewahren

- RSPK zu systematischem Instrument
weiterentwickeln
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Der Verfahrensvorschlag geht von einer erstmaligen Einrichtung der Regio-
nalen Schulplanungskonferenz aus. Die Initiierung kann durch jeden Akteur
erfolgen, der einen die kommunalen Gebietsgrenzen uberschreitenden Ab-
stimmungsbedarf feststellt.

Bei dem vorgeschlagenen Ablauf werden die schulgesetzlich vorgesehenen
Abstimmungsinstrumente in die Tatigkeit der Schulplanungskonferenz in-
korporiert. Die Schulaufsicht sollte im Hinblick auf ihre Beratungsfunktion
und Stellung als Genehmigungsbehorde als Beteiligter der RSPK einbezogen
werden. Es wird empfohlen, das Ergebnis dieses ersten Abstimmungsprozes-
ses (gemeinsame oder zumindest abgestimmte Schulentwicklungsplanungen)
nicht als Schlusspunkt zu verstehen, sondern die RSPK zu einem systemati-
schen Instrument regionaler Abstimmung weiterzuentwickeln. Durch regel-
mafiges Einberufen konnen einmal geschaffene Abstimmungsstrukturen fur
die Zukunft bewahrt und Planungen im Hinblick auf die weitere Entwicklung
der regionalen Schulstruktur angepasst werden (fortlaufende Aktualisie-
rung).
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ANHANG
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1. Hintergriinde fiir die Erstellung der Handreichung

In Umsetzung des schulpolitischen Konsenses von SPD, CDU und Bundnis
90/DIE GRUNEN (2011) hat der Landesgesetzgeber mit dem Gesetz zur Wei-
terentwicklung der Schulstruktur in Nordrhein-Westfalen vom 25. Oktober
2011 die Gestaltungsspielraume der Schultrager erweitert, um diesen eine
zukunftsfahige Weiterentwicklung ihrer Schullandschaft zu ermoglichen.
Neben der Einfiihrung der Schulform Sekundarschule und der Absenkung
der ErrichtungsgroBle fur Gesamtschulen wurde mit Blick auf den Erhalt
schulischer Angebote in kleinen Gemeinden mit geringem Schiileraufkom-
men die Moglichkeit erdffnet, Sekundarschulen (in Tragerschaft mehrerer
Gemeinden) unter erleichterten Voraussetzungen an mehreren Standorten
zu fihren. Spater wurde dies auch auf die Schulform Gesamtschule tibertra-
gen.

Angesichts der Erfordernisse einer verstiarkten interkommunalen Zusam-
menarbeit im Bereich der Schulentwicklungsplanung hat der Landesgesetz-
geber auBBerdem den oberen Schulaufsichtsbehérden die Aufgabe der Schul-
tragerberatung ausdriicklich zugewiesen und das Verfahren zur Herstellung
und Bewahrung eines regionalen Konsenses geregelt. Dabei ist er einem Vor-
schlag des Stadte- und Gemeindebundes gefolgt. Insbesondere ein neues in-
stitutionalisiertes Anhorungsrecht und die Moglichkeit eines Moderations-
verfahrens zielten auf eine Férderung interkommunaler Abstimmungspro-
zesse ab.

Die Landesregierung hat mit dem Bericht an den Landtag ,Zwei Jahre
Schulkonsens® (LT-Vorlage 16/1884) im Jahr 2014 eine erste Bilanz hinsicht-
lich der Nutzung der neuen Handlungsspielraume durch die Schultrager ge-
zogen. Dabeil wurde deutlich: der Schulkonsens wirkt! Viele Schultrager ha-
ben sich bereits aufgemacht, ihr ortliches Schulangebot zukunftsfest auszu-
gestalten und haben beispielsweise neue Schulen des langeren gemeinsamen
Lernens errichtet. Es wurde ebenfalls festgestellt, dass eine interkommunale
Zusammenarbeit bei der Errichtung und Fortfiihrung von Schulen meist ver-
antwortungsbewusst und konstruktiv umgesetzt wird. Allerdings wird das
Instrument bisher noch nicht so offensiv genutzt, wie es der Landesgesetzge-
ber zur Sicherung des Erhalts von Schulangeboten vorgesehen hat.

Das Ministerium fur Schule und Weiterbildung hat die im Bericht ,,Zwei Jah-
re Schulkonsens® festgestellte Notwendigkeit zu einer verstarkt gebietsiiber-
greifenden Errichtung und Fortfithrung von Schulen daher zum Anlass ge-
nommen, der Bildungskonferenz des Landes Nordrhein-Westfalen die Frage
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vorzulegen, wie gebietsiibergreifende Bediirfnisse ,stirker in den Blick“ ge-
nommen und Impulse fiir eine interkommunale Zusammenarbeit sinnvoll
gesetzt werden konnen.

Ausgehend u.a. von den zentralen Ergebnissen des Berichtes an den Landtag
sZwel Jahre Schulkonsens® und in Ankniipfung an die Diskussionsprozesse
in der Bildungskonferenz des Landes Nordrhein-Westfalen 2011 hat die Ar-
beitsgruppe Schulstruktur der Bildungskonferenz im Jahr 2014 erortert, wie
das regionale Bildungsangebot und die Kontinuitidt von Bildungsverlaufen
gesichert werden konnen.

In drei Sitzungen (und zusiatzlichen Untergruppensitzungen zur Interkom-
munalen Zusammenarbeit und zur Rolle privater Schultriager) haben Vertre-
terinnen und Vertreter verschiedener Verbiande sowie aus der Politik, des
Ministeriums fir Schule und Weiterbildung, des Ministeriums fiir Inneres
und Kommunales und der oberen Schulaufsicht erneut gemeinsam Empfeh-
lungen zum Thema ,Schulstruktur in Zeiten demografischen Wandels“ erar-
beitet. Die Bildungskonferenz hat darauf aufbauend am 28. November 2014
insgesamt acht Empfehlungen beschlossen.

Zur Umsetzung der Empfehlung ,Individuelle Bildungsverldaufe sichern hat
der Landesgesetzgeber mit dem Gesetz zur Sicherung von Schullaufbahnen
und zur Weiterentwicklung des Schulrechts (12. Schulrechtsdnderungsge-
setz) vom 25. Juni 2015 an Realschulen zwischenzeitlich die Einrichtung ei-
nes Bildungsgangs ab Klasse 7 ermoglicht, der zu den Abschliissen der
Hauptschule fiihrt. Er hat damit auch die schulorganisatorischen Hand-
lungsspielraume der Schultrager erweitert.

Zur Sicherung des regionalen Bildungsangebotes hat die Bildungskonferenz
festgestellt, dass es nicht nur einer abgestimmten Schulentwicklungspla-
nung, sondern auch einer intensiveren Zusammenarbeit benachbarter Kom-
munen bei der Errichtung und Fortfihrung von Schulen bedarf. Mit der
Empfehlung ,Interkommunale Zusammenarbeit férdern“ hat sie daher 2014
das Schulministerium und die kommunalen Spitzenverbidnde gebeten,

»gemeinsam zeitnah zu priifen, ob das bestehende gesetzliche Instrumentari-
um hinsichtlich der Errichtung und Fortfiihrung von Schulen ausreicht, um
eine notwendige interkommunale Zusammenarbeit wirksam in Gang zu set-

(14

zen.
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Als Leitlinie fur diese Priiffung hat die Bildungskonferenz mit den weiteren
Empfehlungen zugleich einige Rahmensetzungen vorgenommen:

= Freiwilliges Engagement in der interkommunalen Zusammenarbeit
zur Errichtung oder Fortfilhrung von Schulen hat Vorrang.

» An der bestehenden Regelung, wonach die Kreise als Reserveschultra-
ger dann auftreten, wenn eine interkommunale Zusammenarbeit nicht
zustande kommt, sollte festgehalten werden. Einer Hochzonung der
Schulentwicklungsplanung auf die Kreisebene bedarf es nicht, zumal
auch kreisuibergreifende Losungen erforderlich sein kénnen. Schultra-
ger sollen ermutigt werden, in geeigneten Fallen Schulverbande zu
bilden.

= Es sollte gewahrleistet sein, dass 6ffentliche Schulen iberall erreich-
bar sind. Dabei ist die interkommunale Zusammenarbeit ein besonders
wichtiges Instrument. Die Privatschulfreiheit bleibt unberiihrt.

Daraus wird deutlich: Es sollte weder um grundlegende strukturelle Veran-
derungen der Schultrigerschaft, noch um eine Verscharfung der gesetzlichen
Verpflichtungen zur Zusammenarbeit gehen.

Die kommunalen Spitzenverbande und das Ministerium fir Schule und Wei-
terbildung haben die Bitte der Bildungskonferenz umgesetzt, indem sie Fra-
gestellungen zur Forderung interkommunalen Zusammenarbeit im Jahr
2015 im Rahmen eines Workshops umfassend und unter Beriicksichtigung
unterschiedlicher Standpunkte erdrtert haben. Zielsetzung des Workshops
war es, vorrangig im Rahmen der geltenden Rechtslage Mechanismen und
Anreize zu identifizieren, welche die interkommunale Zusammenarbeit auf
freiwilliger Basis initiieren, stimulieren und starken kénnen.

Ein zentrales Ergebnis der insgesamt drei Sitzungen des Workshops lautete:

»Das bestehende gesetzliche Instrumentarium hinsichtlich der Errichtung und
Fortfiihrung von Schulen ist grundsdtzlich ausreichend, um eine notwendige
interkommunale Zusammenarbeit wirksam in Gang zu setzen, kann aber
durch weitere untergesetzliche Mafinahmen und die Etablierung freiwilliger
Instrumente sinnvoll ergdnzt werden.“

Den Abschlussbericht des Workshops ,Interkommunale Zusammenarbeit”
hat die Bildungskonferenz am 30. Oktober 2015 mit Zustimmung zur Kennt-
nis genommen und empfohlen, die ,Gelingensbedingungen fiur interkommu-
nale Zusammenarbeit starker zu kommunizieren“ und dazu eine Handrei-
chung zur Unterstiitzung der Schultrager zu erarbeiten.

340



INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT ERFOLGREICH GESTALTEN

2. Genehmigungsfiahigkeit schulorganisatorischer
MafBlnahmen (weiterfiihrende allgemeinbildende Schulen
und Grundschulen)

1. Allgemeines

1.1 Schultrdagerschaft

Die Gemeinden sind Schultrager der offentlichen Grundschulen und der
weiterfiihrenden allgemeinbildenden Schulen (§ 78 Absatz 1 SchulG). Sie sind
zu einer bedurfnisgerechten Gestaltung des 6&rtlichen  Schulangebotes
verpflichtet. Bei der Errichtung oder Fortfihrung einer Schule geman Ziffer 1.3 ist
der Kreis Tréger der Schule.

Ein Bedurfnis fur die Errichtung oder Fortfuhrung einer Schule besteht, wenn
diese erforderlich ist, damit das Bildungsangebot der Schulform in zumutbarer
Entfernung innerhalb des Gebietes des Schultragers wahrgenommen werden
kann. Malgeblich fir die Feststellung des Bediirfnisses sind die Entwicklung des
gemeindebezogenen Schilleraufkommens und der Wille der Eltern (§ 123 Absatz
1 SchulG) mit Wohnsitz auf dem Gebiet des Schultragers.

1.2 Mindestgrofen

Die MindestgroRe der jeweiligen Schulform (§ 82 SchulG) muss stets
gewahrleistet sein. Die Mindestgrolle bei der Errichtung von Schulen
(Errichtungsgroe) ergibt sich fiur die jeweilige Schulform aus § 82 Absatz 1i.V.m
mit Absatz 2 bis 7 SchulG. Die MindestgroBe fur die Fortfihrung
(FortfUhrungsgrofie) von weiterfiihrenden Schulen ist nach § 82 Absatz 1 Satz 3
SchulG gemal § 82 Absatz 3 bis 7 i.V.m § 6 der Verordnung zur Ausfiihrung
des § 93 Abs. 2 Schulgesetz zu ermitteln. Fur Grundschulen gilt § 82 Absatz 2
SchulG.

1.3 Teilbediirfnisse

Besteht ein Bedurfnis gemall Ziffer 1.1 aufgrund der Entwicklung des
Schileraufkommens und des Willens der Eltern in mehreren Gemeinden
(Teilbedurfnisse) und fuhrt eine Zusammenarbeit der betroffenen Gemeinden (§
78 Absatz 8 SchulG) nicht zu einer Schulerrichtung, so ist der Kreis verpflichtet,
die Schule zu errichten und fortzufiihren.

1.4 Ersatzschulen in der Schulentwicklungsplanung

Die Gemeinden und Gemeindeverbdnde kénnen mit Einverstandnis des
jeweiligen Tragers bestehende Ersatzschulen bei ihren Planungen
bertcksichtigen; sie dirfen jedoch keinen bestimmenden Einfluss auf die
Ersatzschulen nehmen. Ein bestimmender Einfluss ist etwa gegeben, bei einer
Beteiligung der Gemeinde als Gesellschafter des Ersatzschultrdgers oder
-betreibers, oder bei einer Beteiligung an einem Schulkontrollgremium der
Ersatzschule oder bei einer Mitwirkung bei der Geschaftsfuhrung. Sofern
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bestehende Ersatzschulen das Schulbedirfnis durch einen nach Bildungsziel,
Ausstattung und Organisation geordneten Schulbetrieb erfillen, sind Gemeinden
oder Gemeindeverbande nicht verpflichtet, 6ffentliche Schulen zu errichten oder
fortzufihren. Dies setzt voraus, dass die Ersatzschule die fur einen geordneten
Schulbetrieb gemal § 82 SchulG vorausgesetzte Mindestgréfie hat. Noch zu
grindende oder in Grindung befindliche Ersatzschulen bleiben auler Betracht.
Dies gilt auch fur die Erfullung eines Teilbedirfnisses i. S. v. Nr. 1.3.

2. Genehmigungsvoraussetzungen fiir die Errichtung von Schulen

Uber die Errichtung einer Schule beschlieRt der Schultrager (§ 81 Absatz 2
SchulG). Der Beschluss des Schultragers ist zu genehmigen, wenn er den
Vorschriften der §§ 78 bis 80, 81 Absatz 1, 82 und 83 SchulG nicht widerspricht
und der Schultrager Gber die erforderliche Verwaltungs- und Finanzkraft verfugt.
Die Schulentwicklungsplanung ist anlassbezogen darzulegen (§ 80 Absatz 6
SchulG). Aus der Darlegung muss sich ergeben, dass die schulorganisatorische
Malinahme bedurfnisgerecht (siehe Ziffer 2.2) und die MindestgréRe der zu
errichtenden Schule gewahrleistet ist (Ziffer 2.3).

Beider Errichtung einer Grundschule sind § 27 SchulG und die Verordnung tber
das Verfahren zur Bestimmung der Schulart von Grundschulen und
Hauptschulen (BASS 10 - 02 Nr. 2) zu beachten.

2.1 Inhalt des Schultrdagerbeschlusses

Gegenstand des Errichtungsbeschlusses missen zunachst die Festlegung der
Schulform und die voraussichtliche Zugigkeit der zu errichtenden Schule
(SchulgréRe) sein (Ausnahme: Grundschule). Der vorgesehene Schulstandort,
bei einer beabsichtigten Teilstandortbildung die Standorte sowie das
Standortmodell (horizontale Gliederung, (teil)vertikale Gliederung), muss sich
ebenfalls aus dem Errichtungsbeschluss ergeben. Dies gilt auch fir eine
Einfuhrung des Ganztagsbetriebes zeitgleich mit der Errichtung. Bei der
beabsichtigten Errichtung einer Sekundarschule gema § 17a SchulG muss der
Beschluss dariber hinaus die Organisationsform ab Klasse 7 (integriert,
teilintegriert, kooperativ. mit zwei Bildungsgangen auf unterschiedlichen
Anforderungsebenen, kooperativ mit drei schulformbezogenen Bildungsgangen)
benennen.

Der Beschluss ist unter dem Vorbehalt zu fassen, dass im Anmeldeverfahren die
fur die MindestgréRe der jeweiligen Schulform erforderliche Zahl
bericksichtigungsfahiger Anmeldungen (schultragereigene oder aufgrund von
offentlich-rechtlichen Vereinbarungen zu bericksichtigende Anmeldungen)
erreicht wird.

Bei der Errichtung einer Grundschule ist eine Festlegung der Zugigkeit nicht
erforderlich, da fur die Eingangsklassenbildung nicht nur auf eine, sondern auf
alle Schulen im Tragergebiet abzustellen ist (kommunale Klassenrichtzahl). Der
Schultrager legt unter Beachtung der Hoéchstgrenze fir die zu bildenden
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Eingangsklassen an Grundschulen (§ 6a der Verordnung zu § 92 Absatz 3
SchulG) die Zahl und die Verteilung der Eingangsklassen auf die Schulen und
Teilstandorte fest (§ 46 Absatz 3 SchulG). Die gesetzlich bestimmte
Mindestanzahl an Parallelklassen (§ 82 Absatz 2 SchulG) ist einzuhalten. Bei der
Errichtung eines Grundschulverbundes muss der Beschluss Festlegungen zur
einheitlichen Organisation der Schule (§ 83 Absatz 1, § 11 Absatz 2 und 3
SchulG) enthalten.

2.2 Bedurfnisfeststellung

Fur eine rechtserhebliche Feststellung des Bedurfnisses fur weiterfiihrende
allgemeinbildende Schulen ist der Wille der Eltern (§ 123 SchulG) auf dem
Gebiet des Schultragers in einem férmlichen Verfahren und bezogen auf eine
bestimmte Schulform zu ermitteln (Elternbefragung). Von einer Elternbefragung
kann nur dann abgesehen werden, wenn eine fur die MindestgroRe (§ 82
SchulG) hinreichende Nachfrage nach Schulplatzen fiur eine bestimmte
Schulform durch Anmeldeliberhdnge an bereits bestehenden Schulen tber
mindestens drei Jahre nachgewiesen ist oder sich aus der aktuellen Zahl der
Auspendlerinnen und Auspendler an eine Schule dieser Schulform ein
hinreichendes Bedurfnis ergibt. Fur die Durchfiihrung einer Elternbefragung
gelten die nachfolgenden Grundsatze:

2.2.1 Die Eltern der Kinder an Grundschulen im Gebiet des Schultragers, die fir
den Besuch der zu errichtenden Schule in Betracht kommen, sind schriftlich zu
befragen. Dies sind mindestens die Eltern der Schilerinnen und Schuler, die den
Eingangsjahrgang der kiinftigen Schule bilden wirden. Die Befragung kann auf
einen Teil des Gemeindegebietes begrenzt werden, wenn nach der Gréfte und
Gliederung der Gemeinde dieser Teil im Wesentlichen als Einzugsgebiet in
Betracht kommt. Es kénnen auch die Eltern von Kindern an Grundschulen
benachbarter Schultrager mit deren Zustimmung befragt werden, wenn der
Schultrager eine Uberdrtliche Versorgungsfunktion erfiillen will. Dies ist bei der
Beantragung der Genehmigung des Schultragerbeschlusses durch Vorlage einer
Vereinbarung zwischen den Schultrdgern nachzuweisen. Bei einer
gemeinschaftlichen Schultragerschaft ~ (Zusammenschluss zu  einem
Schulverband - § 78 Absatz 8 SchulG) oder einer Ubertragung der Aufgaben des
Schultrédgers an einen anderen Schultrager erfolgt die Elternbefragung an
Grundschulen im Gebiet aller beteiligten Gemeinden. Satz 3 gilt entsprechend.

2.2.2 Die Fragestellung muss eindeutig sein. Sie ist darauf zu richten, ob die
Eltern daran interessiert sind, ihr Kind an der zu errichtenden Schule
anzumelden. Dabei sind der beabsichtigte Standort, bei einer horizontalen oder
vertikalen Gliederung auch das beabsichtigte Standortmodell, fur die
Schulerrichtung anzugeben. Sofern nach der GréRe des Gebiets des
Schultragers und dem Schileraufkommen das Vorhalten eines Schulangebotes
mit mehreren weiterfihrenden allgemeinbildenden Schulen unterschiedlicher
Schulformen nebeneinander mdglich ist, soll zur Sicherung eines alle
Schulformen umfassenden Bildungs- und Abschlussangebots in allen Lan-
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desteilen den Eltern auch die Méglichkeit gegeben werden, ihr Interesse an allen
anderen Schulformen anzugeben. Den zu befragenden Eltern sollen Kenntnisse
Uber die verschiedenen Schulformen vermittelt werden. Ist im Rahmen der
Schulentwicklungsplanung nicht sicher abzuschatzen, ob ein
FortfUhrungsbedirfnis fir eine bisher vorgehaltene Schule einer Schulform
neben der zu errichtenden Schule besteht, soll auch das Interesse an dieser
Schulform erfragt werden. Darauf kann verzichtet werden, wenn der Schultrager
durch Nachweis einer Vereinbarung mit einem benachbarten Schultrager auch
kinftig den Zugang zu dieser Schulform fir die gemeindeeigenen Kinder
sicherstellt.

2.2.3 Die Gemeinde verwendet fur die jeweilige Befragung einheitliche
Fragebdgen. Bei Verteilung und Rucklauf der Fragebdgen ist sicherzustellen,
dass nur die Berechtigten die Fragen beantworten und ein Missbrauch des
Fragebogens ausgeschlossen wird. Fir die Befragung ist ein bestimmter
Zeitraum festzulegen. Zeitpunkt und Verfahrensablauf der Befragung sind so zu
gestalten, dass mdglichst der Wille aller in Betracht kommenden Eltern ermittelt
werden kann. Bei der Gestaltung des Verfahrens ist zu gewahrleisten, dass
Namen und Votum der Eltern unter Beachtung der Zweckbindung gema® § 13
DSG NRW vertraulich behandelt werden.

2.2.4 Die Befragung ist so durchzufiihren und auszuwerten, dass das Verfahren
und das Ergebnis Uberpriufbar und nachvollziehbar sind. Der Elternwille zur
Errichtung der Schule ist nachgewiesen, wenn die Auswertung ergibt, dass mit
der Anzahl an Interessensbekundungen die fir die Schulform erforderliche
Mindestgrélle (§ 82 SchulG) erreicht ist. Der Elternwille gilt ebenfalls als
nachgewiesen, wenn die Zahl der Interessensbekundungen die fur das Erreichen
der Mindestgrélie erforderliche Anzahl nur geringfuigig unterschreitet oder diese
nur im Wege der Hochrechnung auf eine fiktive volle Wahlbeteiligung erreicht
wird. Eine beabsichtigte Hochrechnung ist bei der Elternbefragung
anzukundigen.

2.3 Sicherung der MindestgroRe

Eine Schule kann nur dort errichtet werden, wo zu erwarten ist, dass das
Schulwahlverhalten die Errichtung und Fortfihrung einer Schule in der gesetzli-
chen Regelform dauerhaft gewahrleistet. Bei der Errichtung muss die fir die
jeweilige Schulform bestimmte Errichtungsgrofle (§ 82 SchulG) daher fur
mindestens funf Jahre gesichert sein. Bei der Genehmigung des
Errichtungsbeschlusses ist eine Prognose zu treffen, ob diese Voraussetzung
erfullt ist. Fur die Prognoseentscheidung heranzuziehen ist neben den
Ergebnissen der Elternbefragung das gemeindeeigene Schileraufkommen in
den nachsten funf Jahren. Weiterhin zu berlicksichtigen sind die zu erwartenden
Ubergangsquoten an fortgefiihrte weiterfiihrende Schulen. Eine voraussichtlich
einmalige Unterschreitung der Mindestgrole aufgrund geringen
Schileraufkommens innerhalb des Prognosezeitraums steht der Annahme einer
dauerhaften Gewahrleistung der Mindestgré3e nicht entgegen.
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2.4 Nachweis ordnungsgemaiaBer Beteiligung von Planungen betroffener
Schultrager (regionaler Konsens)

2.4.1 Schultrager sind verpflichtet, in enger Zusammenarbeit und gegenseitiger
Rucksichtnahme auf ein regional ausgewogenes, vielfaltiges, inklusives und
umfassendes Angebot zu achten und benachbarte Schultrdger rechtzeitig
anzuhéren, die durch die Planungen in ihren Rechten betroffen sein kénnen (§
80 Absatz 2 SchulG). Anzuhéren sind zumindest die 6ffentlichen Schultrager, mit
denen ein Schileraustausch bereits besteht oder durch die geplante Mallnahme
entstehen kann. Die geplante Schulform und die voraussichtliche Zugigkeit der
zu errichtenden Schule sind dem benachbarten Schultréager mitzuteilen. Die
ordnungsgemafle Anhoérung ist bei der Beantragung der Genehmigung eines
Errichtungsbeschlusses darzulegen.Trager bestehender Ersatzschulen sind Gber
die Planungen rechtzeitig zu informieren (§ 80 Absatz 7 SchulG).

2.4.2 Konnen die Einwande eines offentlichen Schultrdgers gegen eine
Schulerrichtung nicht ausgeraumt werden, so ist auf die Mdglichkeit eines
Moderationsverfahrens hinzuweisen. Wird dieses nicht beantragt oder ist dieses
erfolglos, ist zu entscheiden, ob die Schulerrichtung gegen das Gebot
gegenseitiger Rucksichtnahme versto3t. Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn die Neuerrichtung einer Schule eine bestehende Schule der gleichen
Schulform in ihrem Bestand gefahrdet. Eine Bestandsgefahrdung liegt vor, wenn
die Errichtung ursachlich dafir ware, dass die bestehende Schule in einem
Zeitraum von funf Jahren die vorgeschriebene MindestgroRe voraussichtlich
nicht mehr erreicht. Bei der Bestandsgeféahrdung einer bestehenden Schule einer
anderen Schulform ist nach Abwagung aller Umstédnde und der widerstreitenden
Interessen der beiden Schultrdger zu entscheiden, ob der Einwand ein
Genehmigungshindernis darstellt. Geltend gemachte Belange von Tragern
bestehender Ersatzschulen sind in die Entscheidung einzubeziehen.

2.5. Ausreichender und geeigneter Schulraum

Der Schultrager ist verpflichtet, die fur einen ordnungsgemaflen Unterricht
erforderlichen Schulanlagen und Gebaude bereitzustellen (§ 79 SchulG). Die
Genehmigung des Errichtungsbeschlusses setzt die Vorlage eines detailierten
Raumprogrammes voraus. Das Raumkonzept muss unter Berlcksichtigung des
padagogischen Konzeptes und der voraussichtlichen Zigigkeit der Schule
geeignet sein, den ordnungsgemalfen Unterricht einer Schule der betreffenden
Schulform und gegebenenfalls den Ganztagsbetrieb zu gewahrleisten. Bei einer
Schulerrichtung mit mehreren Standorten hat der Schultrager darzulegen, dass
die innerschulischen Abldufe und insbesondere der Unterricht durch die
Verteilung der Schilerinnen und Schiler auf mehrere Standorte nicht
unvertretbar beeintrachtigt wird.
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2.6 Erforderliche Verwaltungs- und Finanzkraft
Die erforderliche Verwaltungs- und Finanzkraft des Schultragers ist durch eine
Stellungnahme der zustandigen Kommunalaufsicht nachzuweisen.

3. Fortfiilhrung und Auflésung von Schulen

Die Auflésung der letzten am Ort befindlichen Schule einer Schulform ist nur
dann zulassig, wenn auf dem Gebiet des Schultragers kein Bedurfnis mehr fir
diese Schulform besteht oder das Schulangebot fur die gemeindeeigenen Kinder
durch eine Vereinbarung mit einem Nachbarschultrager in zumutbarer
Entfernung weiter vorgehalten wird. Ist die Auflésung der letzten Schule einer
Schulform beabsichtigt, um stattdessen eine Schule einer anderen Schulform zu
errichten, und ist nicht sicher abschéatzbar, ob neben der zu errichtenden Schule
ein Fortfihrungsbedirfnis fir die aufzuldsende Schule besteht, dann soll der
Schultrager das Bedurfnis fur diese Schulform im Rahmen der Elternbefragung
ermitteln (Ziffer 2.2.2). Dies gilt insbesondere, wenn die bisherige Nachfrage
nach Schulplatzen fur eine bestimmte Schulform auf dem Gebiet des
Schultragers die MindestgréRe dieser Schulform in erheblichem Malie
Uberschreitet.

4. Anderung von Schulen

Anderungen im Sinne des § 81 Absatz 2 SchulG sind der Aus- und Abbau
bestehender Schulen (Anderung der Zugigkeit), die Einfiihrung und Aufhebung
des gebundenen Ganztags, die Bildung eines Teilstandortes, der Wechsel des
Schultragers sowie die Anderung der Schulform und der Schulart.

4.1 Anderung der Ziigigkeit

4.1.1 Der Schultrager muss den Aus- oder Abbau einer bestehenden Schule
beschlieBen, wenn die Anzahl der gebildeten Eingangsklassen die genehmigte
Zugigkeit dauerhaft unter- oder Uberschreitet. Eine dauerhafte Abweichung von
der genehmigten Zugigkeit ist in der Regel anzunehmen, wenn die Zahl der zu
bildenden Eingangsklassen fur mehr als zwei Schuljahre in Folge von der
festgelegten Zigigkeit abweicht (z.B. wiederholte Bildung von Mehrklassen). Bei
dem Ausbau einer bestehenden Schule gelten die Ziffern 2.4 bis 2.6
entsprechend.

4.1.2 An Grundschulen ist eine flexible Eingangsklassenbildung unter
Berlcksichtigung der Bestimmungen uber die Klassenbildung an Grundschulen
(§ 6a der Verordnung zu § 92 Absatz 3 SchulG) mdéglich (siehe Ziffer 2.1).

4.2 Anderung von Schulform oder Schulart

Die Anderung der Schulform einer Hauptschule, einer Realschule oder eines
Gymnasiums ist aufgrund der unterschiedlichen personellen und
organisatorischen Voraussetzungen nicht zulassig. Dies gilt auch fir die
Anderung einer Sekundarschule oder einer Gesamtschule in eine Hauptschule,
Realschule oder ein Gymnasium. Bei der Anderung der Schulform einer Schule
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muss sichergestellt sein, dass die fur diese Schulform erforderliche
Mindestgrélie erreicht wird. Bei der Ermittlung der Mindestgréf3e ist auf die fir
die Schulform erforderliche Zigigkeit gemal § 82 Absatze 2 bis 7 SchulG in
Verbindung mit den Bestimmungen in § 6 der Verordnung zu § 93 Absatz 2
SchulG abzustellen (Fortfuhrungsgréfie).

4.2.1 Erreicht die Schule einer Schulform mit Sekundarstufe Il die fir die
gymnasiale Oberstufe erforderliche Mindestgréle (§ 82 Absatz 8 SchulG)
dauerhaft nicht, so ist die Schule aufzulésen, mit einer Schule der gleichen
Schulform zusammenzulegen oder die Anderung der Schulform zu beschlieRen.
Bei der Anderung einer Schule in eine Sekundarschule muss der Beschluss des
Schultrégers die Organisationsform ab Klasse 7 enthalten. Verfugt die Schule
Uber mindestens vier Parallelklassen pro Jahrgang und ist aufgrund der
Entwicklung der Abschlisse und erlangten Berechtigungen an einer
Sekundarschule mit teilintegrierter Organisationsform zu erwarten, dass die
MindestgroRRe fur die gymnasiale Oberstufe mit den Schilerinnen und Schulern
der Sekundarschule dauerhaft sichergestellt werden kann, so kann der
Schultrager die Anderung in eine Gesamtschule beschlieRen.

4.2.2 Die Anderung der Schulart einer Grundschule richtet sich nach § 27
SchulG und der Verordnung Uber das Verfahren zur Bestimmung der Schulart
von Grundschulen und Hauptschulen (BASS 10 - 02 Nr. 2).

4.3 Nachtrdgliche Bildung eines Teilstandortes

Die Genehmigung einer nachtraglichen horizontalen oder (teil)vertikalen
Gliederung einer bestehenden Schule setzt voraus, dass die gesetzlichen
Voraussetzungen fir die Bildung von Teilstandorten fur die jeweilige Schulform
vorliegen (§ 83 SchulG) und ausreichender und geeigneter Schulraum fir das
vorgesehene Standortmodell nachgewiesen wird. Ziffer 2.5 gilt entsprechend.
Dies gilt auch, wenn die Bildung eines Teilstandortes mit der Zusammenlegung
von Schulen verbunden ist.

4.4 Wechsel der Tragerschaft
Eine 6ffentliche Schule kann nicht auf einen Ersatzschultrager tbergehen.

410



	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite


 
 
    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 107 zu Seite 107
     Folienkoordinaten: links unten (549.94 311.54) rechts oben (586.62 401.82) Punkte 
      

        
     0
     549.9449 311.5426 586.6213 401.8229 
            
                
         107
         SubDoc
         107
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     106
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 107 zu Seite 107
     Folienkoordinaten: links unten (43.06 68.91) rechts oben (354.34 269.22) Punkte 
      

        
     0
     43.0585 68.9142 354.3376 269.2237 
            
                
         107
         SubDoc
         107
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     106
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 106 zu Seite 106
     Folienkoordinaten: links unten (394.98 29.16) rechts oben (441.06 63.01) Punkte 
      

        
     0
     394.9765 29.157 441.0571 63.0121 
            
                
         106
         SubDoc
         106
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     105
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 105 zu Seite 105
     Folienkoordinaten: links unten (50.58 635.05) rechts oben (77.85 693.35) Punkte 
      

        
     0
     50.5818 635.0471 77.854 693.3532 
            
                
         105
         SubDoc
         105
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     104
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 105 zu Seite 105
     Folienkoordinaten: links unten (328.01 762.94) rechts oben (362.80 780.81) Punkte 
      

        
     0
     328.0058 762.9443 362.8014 780.8123 
            
                
         105
         SubDoc
         105
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     104
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 103 zu Seite 103
     Folienkoordinaten: links unten (296.03 809.02) rechts oben (329.89 835.36) Punkte 
      

        
     0
     296.0315 809.0249 329.8867 835.3566 
            
                
         103
         SubDoc
         103
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     102
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 100 zu Seite 100
     Folienkoordinaten: links unten (-3.76 522.88) rechts oben (25.39 567.08) Punkte 
      

        
     0
     -3.7617 522.8776 25.3913 567.0773 
            
                
         100
         SubDoc
         100
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     99
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 100 zu Seite 100
     Folienkoordinaten: links unten (470.21 728.83) rechts oben (489.02 744.82) Punkte 
      

        
     0
     470.2101 728.8297 489.0185 744.8168 
            
                
         100
         SubDoc
         100
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     99
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 99 zu Seite 99
     Folienkoordinaten: links unten (42.10 803.60) rechts oben (99.46 838.40) Punkte 
      

        
     0
     42.0985 803.6028 99.4641 838.3984 
            
                
         99
         SubDoc
         99
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     98
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 99 zu Seite 99
     Folienkoordinaten: links unten (27.99 396.40) rechts oben (79.72 439.66) Punkte 
      

        
     0
     27.9922 396.4008 79.7153 439.6602 
            
                
         99
         SubDoc
         99
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     98
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 98 zu Seite 98
     Folienkoordinaten: links unten (525.49 328.47) rechts oben (558.41 373.61) Punkte 
      

        
     0
     525.4941 328.4702 558.4088 373.6103 
            
                
         98
         SubDoc
         98
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     97
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 98 zu Seite 98
     Folienkoordinaten: links unten (7.32 367.97) rechts oben (71.27 446.02) Punkte 
      

        
     0
     7.3225 367.9678 71.2711 446.0227 
            
                
         98
         SubDoc
         98
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     97
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 98 zu Seite 98
     Folienkoordinaten: links unten (14.85 34.12) rechts oben (41.18 76.44) Punkte 
      

        
     0
     14.8459 34.1186 41.1776 76.4375 
            
                
         98
         SubDoc
         98
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     97
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 96 zu Seite 96
     Folienkoordinaten: links unten (124.86 118.98) rechts oben (286.61 241.23) Punkte 
      

        
     0
     124.8555 118.9769 286.6078 241.2315 
            
                
         96
         SubDoc
         96
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     95
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 94 zu Seite 94
     Folienkoordinaten: links unten (277.42 397.80) rechts oben (300.93 443.88) Punkte 
      

        
     0
     277.424 397.8017 300.9345 443.8823 
            
                
         94
         SubDoc
         94
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     93
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 90 zu Seite 90
     Folienkoordinaten: links unten (523.39 487.88) rechts oben (548.78 526.44) Punkte 
      

        
     0
     523.3928 487.8812 548.7841 526.4384 
            
                
         90
         SubDoc
         90
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     89
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 88 zu Seite 88
     Folienkoordinaten: links unten (24.23 108.63) rechts oben (54.32 151.89) Punkte 
      

        
     0
     24.2305 108.6323 54.324 151.8916 
            
                
         88
         SubDoc
         88
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     87
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 72 zu Seite 72
     Folienkoordinaten: links unten (337.19 59.05) rechts oben (419.95 144.63) Punkte 
      

        
     0
     337.1896 59.0496 419.9466 144.6278 
            
                
         72
         SubDoc
         72
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     71
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 72 zu Seite 72
     Folienkoordinaten: links unten (356.94 83.50) rechts oben (405.84 134.28) Punkte 
      

        
     0
     356.9384 83.5005 405.8403 134.2832 
            
                
         72
         SubDoc
         72
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     71
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 71 zu Seite 71
     Folienkoordinaten: links unten (549.21 152.35) rechts oben (576.48 199.37) Punkte 
      

        
     0
     549.2054 152.352 576.4776 199.373 
            
                
         71
         SubDoc
         71
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     70
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 71 zu Seite 71
     Folienkoordinaten: links unten (333.85 63.01) rechts oben (375.23 103.45) Punkte 
      

        
     0
     333.8492 63.0121 375.2277 103.4502 
            
                
         71
         SubDoc
         71
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     70
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 70 zu Seite 70
     Folienkoordinaten: links unten (42.12 362.33) rechts oben (63.75 399.00) Punkte 
      

        
     0
     42.1181 362.3253 63.7477 399.0017 
            
                
         70
         SubDoc
         70
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     69
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 69 zu Seite 69
     Folienkoordinaten: links unten (75.97 505.27) rechts oben (92.90 525.02) Punkte 
      

        
     0
     75.9732 505.2691 92.9008 525.0179 
            
                
         69
         SubDoc
         69
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     68
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 63 zu Seite 63
     Folienkoordinaten: links unten (285.47 752.14) rechts oben (391.73 791.64) Punkte 
      

        
     0
     285.4665 752.1393 391.7339 791.637 
            
                
         63
         SubDoc
         63
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     62
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 60 zu Seite 60
     Folienkoordinaten: links unten (85.38 205.28) rechts oben (151.21 253.24) Punkte 
      

        
     0
     85.3774 205.2751 151.2068 253.2365 
            
                
         60
         SubDoc
         60
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     59
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 58 zu Seite 58
     Folienkoordinaten: links unten (521.73 232.55) rechts oben (595.09 351.98) Punkte 
      

        
     0
     521.7324 232.5473 595.0851 351.9807 
            
                
         58
         SubDoc
         58
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     57
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 58 zu Seite 58
     Folienkoordinaten: links unten (551.83 632.23) rechts oben (591.32 681.13) Punkte 
      

        
     0
     551.8258 632.2259 591.3235 681.1277 
            
                
         58
         SubDoc
         58
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     57
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 57 zu Seite 57
     Folienkoordinaten: links unten (183.38 779.61) rechts oben (201.25 792.78) Punkte 
      

        
     0
     183.3819 779.6123 201.2499 792.7782 
            
                
         57
         SubDoc
         57
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     56
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 51 zu Seite 51
     Folienkoordinaten: links unten (261.02 819.85) rechts oben (300.51 842.42) Punkte 
      

        
     0
     261.0156 819.8495 300.5132 842.4196 
            
                
         51
         SubDoc
         51
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     50
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 49 zu Seite 49
     Folienkoordinaten: links unten (72.01 496.12) rechts oben (92.70 550.67) Punkte 
      

        
     0
     72.0107 496.1246 92.6999 550.6689 
            
                
         49
         SubDoc
         49
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     48
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 46 zu Seite 46
     Folienkoordinaten: links unten (265.00 21.89) rechts oben (305.44 57.63) Punkte 
      

        
     0
     264.9977 21.8932 305.4357 57.6291 
            
                
         46
         SubDoc
         46
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     45
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 40 zu Seite 40
     Folienkoordinaten: links unten (7.10 765.31) rechts oben (71.05 817.97) Punkte 
      

        
     0
     7.1021 765.3052 71.0507 817.9687 
            
                
         40
         SubDoc
         40
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     39
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 38 zu Seite 38
     Folienkoordinaten: links unten (116.39 805.48) rechts oben (151.19 835.58) Punkte 
      

        
     0
     116.3917 805.4836 151.1872 835.5771 
            
                
         38
         SubDoc
         38
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     37
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 33 zu Seite 33
     Folienkoordinaten: links unten (49.64 403.70) rechts oben (83.50 441.32) Punkte 
      

        
     0
     49.6414 403.7038 83.4966 441.3206 
            
                
         33
         SubDoc
         33
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     32
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 30 zu Seite 30
     Folienkoordinaten: links unten (525.47 278.85) rechts oben (589.42 304.24) Punkte 
      

        
     0
     525.4745 278.8483 589.423 304.2397 
            
                
         30
         SubDoc
         30
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     29
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 30 zu Seite 30
     Folienkoordinaten: links unten (568.73 280.73) rechts oben (583.78 327.75) Punkte 
      

        
     0
     568.7338 280.7292 583.7805 327.7502 
            
                
         30
         SubDoc
         30
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     29
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 30 zu Seite 30
     Folienkoordinaten: links unten (118.27 107.69) rechts oben (142.72 129.32) Punkte 
      

        
     0
     118.2725 107.6918 142.7234 129.3215 
            
                
         30
         SubDoc
         30
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     29
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 15 zu Seite 15
     Folienkoordinaten: links unten (570.84 70.54) rechts oben (588.70 101.57) Punkte 
      

        
     0
     570.8351 70.5355 588.7031 101.5694 
            
                
         15
         SubDoc
         15
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     14
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 13 zu Seite 13
     Folienkoordinaten: links unten (141.06 402.50) rechts oben (162.69 423.19) Punkte 
      

        
     0
     141.063 402.5038 162.6927 423.1931 
            
                
         13
         SubDoc
         13
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     12
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 1 zu Seite 1
     Folienkoordinaten: links unten (356.00 87.26) rechts oben (409.60 109.83) Punkte 
      

        
     0
     355.998 87.2622 409.602 109.8323 
            
                
         1
         SubDoc
         1
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     0
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: Von Seite 1 zu Seite 1
     Folienkoordinaten: links unten (149.11 784.11) rechts oben (215.88 831.13) Punkte 
      

        
     0
     149.1055 784.1136 215.8754 831.1346 
            
                
         1
         SubDoc
         1
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     106
     107
     0
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: aktuelle Seite
     Folienkoordinaten: quer, hochkant offset 363.94, 538.86 Breite 46.08 Höhe 22.57 Punkte 
     Ursprung: unten links
      

        
     1
     0
     BL
            
                
         Both
         1
         CurrentPage
         1
              

       CurrentAVDoc
          

     363.9426 538.8647 46.0806 22.5701 
      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     0
     107
     0
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Bereich: aktuelle Seite
     Folienkoordinaten: quer, hochkant offset 3.76, 55.49 Breite 49.84 Höhe 76.17 Punkte 
     Ursprung: unten links
      

        
     1
     0
     BL
    
            
                
         Both
         1
         CurrentPage
         1
              

       CurrentAVDoc
          

     3.7617 55.4888 49.8423 76.174 
      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.1
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     0
     107
     0
     1
      

   1
  

 HistoryList_V1
 qi2base



